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233. Sitzung

Berlin, Mittwoch, den 17. April 2013

Beginn: 13.00 Uhr
Vizepräsidentin Petra Pau:
Die Sitzung ist eröffnet. Nehmen Sie bitte Platz, liebe 

Kolleginnen und Kollegen!

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 1 auf:

Befragung der Bundesregierung 

Die Bundesregierung hat als Thema der heutigen Ka-
binettssitzung mitgeteilt: Vierzehnter Bericht zur Ent-
wicklungspolitik der Bundesregierung (Weißbuch).

Das Wort für den einleitenden fünfminütigen Bericht 
hat der Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung, Herr Dirk Niebel. Bitte, Herr 
Minister.

Dirk Niebel, Bundesminister für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Das Kabinett hat heute das entwicklungspolitische 
Weißbuch und damit gleichzeitig den Vierzehnten Be-
richt der Bundesregierung zur Entwicklungspolitik be-
schlossen. Wir haben trotz eines zu Beginn der Legisla-
turperiode vorgefundenen enormen Reformstaus in 
diesem Politikfeld festgestellt, dass es sich um vier gute 
Jahre auch für die deutsche Entwicklungszusammenar-
beit gehandelt hat. Wir haben festgestellt, dass die Auf-
gaben des Koalitionsvertrages in weiten Teilen umge-
setzt worden sind. Der entwicklungspolitische Bericht, 
das Weißbuch, blickt auch in die Zukunft, auf die He-
rausforderungen, die noch vor uns liegen.

In dieser Legislaturperiode ist in zweierlei Form Weg-
weisendes geschehen, zum einen durch institutionelle 
Reformen und zum anderen durch politische Reformen.

Die institutionellen Reformen sind natürlich geprägt 
von der größten Strukturreform in der 51-jährigen Ge-
schichte des Bundesministeriums für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung, von der Zusammen-
führung verschiedener staatlicher Durchführungsorgani-
sationen zur Deutschen Gesellschaft für Internationale 
Zusammenarbeit. Darüber hinaus gab es aber auch klei-
nere Strukturreformen, die in der öffentlichen Wahrneh-
mung nicht ganz so breit bekannt geworden sind, zum 
Beispiel die Zusammenführung von vier Organisations-

einheiten zur Engagement Global gGmbH, die sich mit 
dem zivilgesellschaftlichen und dem kommunalen Enga-
gement in der Entwicklungszusammenarbeit beschäftigt.

Darüber hinaus gab es die Einführung von DEval, 
dem ersten unabhängigen deutschen Evaluierungsinstitut 
für die Entwicklungszusammenarbeit. Es ist mir nicht 
bekannt, dass sich irgendein anderes Bundesressort oder 
im internationalen Bereich eine andere Regierung so un-
abhängig von außen in ihrer Tätigkeit überprüfen lässt. 
Das dient der Steigerung der Transparenz, erhöht die 
Akzeptanz in Deutschland für das, was wir entwick-
lungspolitisch tun, und stabilisiert damit auch die Legiti-
mität dessen, was diese und folgende Bundesregierun-
gen in der Entwicklungspolitik umsetzen.

Neben diesen wichtigen strukturellen Veränderungen 
gab es natürlich auch wichtige politische Veränderun-
gen. So haben wir zum Beispiel die Zusammenarbeit mit 
der Zivilgesellschaft, mit den politischen Stiftungen, mit 
den beiden großen christlichen Kirchen, aber auch mit 
der Wirtschaft deutlich gesteigert und durch zusätzliche 
Instrumente und zusätzliche finanzielle Mittel effizienter 
und wirksamer gestaltet. Im Bereich des zivilgesell-
schaftlichen Engagements kann ich darauf hinweisen, 
dass nicht nur den beiden großen kirchlichen Zentralstel-
len aus dem Haushalt des BMZ mittlerweile jeweils 
218 Millionen Euro pro Jahr zur Verfügung gestellt wer-
den, um ihre guten entwicklungspolitischen Projekte 
durchzuführen, sondern auch die Mittel für private Trä-
ger konnten wir in dieser Legislaturperiode von 557 Mil-
lionen auf 662 Millionen Euro erhöhen.

Die Zusammenarbeit mit der Wirtschaft, die ja in ei-
nem Ministerium, das den Begriff „wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit“ im Namen führt, systemimmanent sein 
sollte, hat vielfach zu innenpolitischen Diskussionen in 
Deutschland geführt, vor allem hat sie aber zu besseren 
Ergebnissen geführt. Dadurch, dass wir das Know-how, 
die Expertise und auch das Geld privater Unternehmen 
für unsere guten politischen Ziele in der Entwicklungs-
zusammenarbeit einsetzen können, haben wir Triple-
win-Situationen geschaffen.

(Uwe Kekeritz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: „Triple-win“!)
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Zum einen profitieren die Menschen in unseren Partner-
ländern, weil durch neue Arbeitsplätze die Chance auf 
Einkünfte und damit auf einen Ausweg aus der Armut 
ermöglicht wird. 

Zum anderen profitieren unsere Partnerländer direkt, 
allein schon deswegen, weil durch Steuereinnahmen Ba-
sisdienstleistungen wie Bildung, Gesundheit und Infra-
struktur finanziert werden können. Aber auch Deutsch-
land profitiert, und zwar nicht nur durch die Eröffnung 
neuer Märkte, wie uns oftmals vom politischen Gegner 
vorgeworfen wird, sondern vor allem auch dadurch, dass 
für unsere entwicklungspolitischen Ziele das Geld der 
Wirtschaft eingesetzt wird und nicht das der Steuerzahle-
rinnen und Steuerzahler.

Darüber hinaus ist festzustellen, dass wir auch im in-
ternationalen Kontext Erfolge erzielen konnten, zum 
Beispiel im Bereich der Europäischen Union. So haben 
wir im Rahmen der Erstellung des sogenannten Grün-
buchs Budgethilfe maßgeblich darauf hingewirkt, dass 
die allgemeine Budgethilfe, die zu 25 Prozent aus deut-
schem Steuergeld finanziert wird, von Europa nicht kri-
tik- und kriterienlos vergeben wird. Früher konnte es 
passieren, dass Länder, die von uns keinen Cent für ihr 
Budget bekommen hätten, weil sie regelmäßig Opposi-
tionspolitiker oder Journalisten ins Gefängnis steckten, 
gleichzeitig von der Europäischen Union durch allge-
meine Budgethilfe, finanziert durch unsere Steuergelder, 
unterstützt wurden. Das ist jetzt ausgeschlossen, weil die 
Europäische Union Menschenrechtsstandards und Krite-
rien der guten Regierungsführung als Grundlage für die 
Erteilung von Budgethilfe vorsieht.

Rückschauend können wir insgesamt feststellen, dass 
die Wirksamkeit, die Schlagkraft und die Sichtbarkeit 
dieses Politikfelds enorm gestiegen sind. Das ist etwas, 
was auch auf die Zukunft wirkt. Ich bin froh, dass Alt-
bundespräsident Professor Dr. Horst Köhler im Gre-
mium des UN-Generalsekretärs mit Unterstützung des 
BMZ für die Bundesrepublik Deutschland an der Fort-
entwicklung der Millenniumsentwicklungsziele, die 
2015 erreicht sein sollen, arbeitet. Wir sind natürlich 
auch gewillt, in diesem Rahmen dazu beizutragen, dass 
ein möglichst einheitlicher internationaler Zielkorridor 
beschrieben wird, einerseits, was die Millenniumsent-
wicklungsziele angeht, andererseits aber auch, was die 
sogenannten Sustainable Development Goals, also die 
nachhaltigen Entwicklungsziele des UN-Nachhaltig-
keitsgipfels in Rio, anbetrifft. Beides ist in der Zukunft 
nicht mehr voneinander zu trennen. Klimafragen bzw. 
die Entwicklung des Weltklimas und Entwicklungspoli-
tik insgesamt hängen eng miteinander zusammen. Des-
wegen muss es unser Ziel sein, darauf hinzuwirken, dass 
es nicht zwei womöglich miteinander kollidierende Ziel-
korridore gibt. In diesem Bereich ist das Engagement 
von Altbundespräsident Köhler sehr wirkungsvoll.

Wir müssen allerdings im Bereich der multilateralen 
Organisationen noch besser werden. Haben wir hier in 
Deutschland, was die Strukturreform der Institutionen 
angeht, unsere Hausaufgaben gemacht, so steht dies oft-
mals bei internationalen Organisationen noch aus. 
Deutschland unterstützt, maßgeblich durch das BMZ 

und das Gesundheitsministerium, den internen Reform-
prozess der Weltgesundheitsorganisation. Wir haben 
auch maßgeblich zu einer Reform des Globalen Fonds 
zur Bekämpfung von Aids, Tuberkulose und Malaria 
beigetragen. Dieser ist jetzt so wirksam aufgestellt, dass 
Mittelfehlverwendungen für die Zukunft weitgehend 
ausgeschlossen werden können, und die Effizienz dieses 
Fonds kann dadurch, dass Partner vor Ort wie die Deut-
sche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit, 
die hier viel Erfahrung hat, in die Umsetzung der Pro-
gramme eingebunden werden, deutlich erhöht werden.

Es ist allerdings noch darauf hinzuwirken, die Vielfalt 
der unterschiedlichen multilateralen Organisationen, ge-
rade im UN-Kontext, zu minimieren. Hier gibt es zu 
viele Fonds und Organisationen, die überschneidende 
Aufgaben haben, zu viele Doppelstrukturen, die noch 
nicht durch den Reformwillen der Vereinten Nationen in 
tatsächliche Reformprozesse überführt worden sind. 
Hier wird es in Zukunft Aufgabe sein – auch die der Mit-
gliedstaaten –, darauf hinzuwirken, dass sich dieser Re-
formwille auch in tatsächlichen Reformprozessen wider-
spiegelt.

Die Vereinten Nationen haben sich vorgenommen, 
nach dem Prinzip „Delivering as One“ vorzugehen. Das 
heißt, dass alle Organisationen, mit denen sie in einem 
Land auftreten, als eine Organisation wahrgenommen 
werden, um die Doppelstrukturen und Mehrfachtätigkei-
ten abzubauen, die ja auch mit unseren Steuergeldern fi-
nanziert werden. An dieser Stelle wollen wir sie tatkräf-
tig unterstützen, damit dieses Projekt möglichst schnell 
umgesetzt wird.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Danke, Herr Minister. – Ich bitte zunächst, Fragen zu 

dem Themenbereich zu stellen, über den soeben berich-
tet wurde.

Das Wort hat der Kollege Sascha Raabe.

(Heinz-Peter Haustein [FDP]: Hätte ich ge-
wusst!)

Dr. Sascha Raabe (SPD):
Herr Minister, der Bericht, der uns erst seit wenigen 

Minuten vorliegt, enthält bereits an einer ganz entschei-
denden Stelle, nämlich an der der Finanzen, eine derma-
ßen große Lüge und Täuschung, dass es wirklich beschä-
mend und eine Brüskierung der Öffentlichkeit und des 
Parlaments ist, was Sie hier vorlegen.

(Heinz-Peter Haustein [FDP]: Mäßige deinen 
Ton, Sascha! – Manfred Grund [CDU/CSU]: 
Gleich im ersten Satz beleidigt er den Minis-
ter! Er hat nicht mal „Guten Tag“ gesagt! Un-
glaublich)

Das wird daran deutlich, dass Sie hier einmal schrei-
ben: „Die Bundesregierung strebt weiterhin an, einen 
Anteil der öffentlichen Entwicklungszusammenarbeit 
am“ Bruttonationaleinkommen „in Höhe von 0,7 Pro-
zent bis 2015 zu erreichen“, während Sie gleichzeitig 
dem Parlament einen Haushaltsplan vorlegen, der für 
dieses Jahr Kürzungen im Entwicklungsbereich vorsieht 
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und der – das steht im Haushaltsplan der Bundesregie-
rung – für die Jahre 2014 und 2015 weitere Kürzungen 
vorsieht.

Dabei wissen wir, dass wir angesichts der beschä-
mend niedrigen ODA-Quote von jetzt 0,38 Prozent eine 
Verdoppelung der entsprechenden Mittel bräuchten, also 
10 Milliarden Euro mehr. Sie jedoch schlagen für die 
nächsten zwei Jahre Kürzungen vor. Ich frage mich also, 
wie Sie dazu kommen, so etwas in den Bericht zu schrei-
ben. Das Einzige, was Sie gesteigert haben, ist – dazu 
haben Sie die die Strukturreformen im Ministerium 
missbraucht – die Versorgung Ihrer Parteifreunde mit 
Posten. Das ist wirklich beschämend, Herr Minister.

(Heinz-Peter Haustein [FDP]: Dummes Zeug, 
was du erzählst! Mann!)

Dirk Niebel, Bundesminister für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung:

Herr Abgeordneter, ich kann zwar Ihre Frage nicht er-
kennen, werde auf Ihre Stellungnahme aber trotzdem 
eingehen.

Zunächst haben Sie die Unwahrheit gesagt, was das 
Versenden des Berichts anbetrifft. Er ist um 11.30 Uhr, 
nach Beschluss des Kabinetts, dem Parlament zugegan-
gen. Wenn Sie Ihren E-Mail-Account nicht checken, 
dann können wir das leider auch nicht regeln.

(Dr. Sascha Raabe [SPD]: Wir hatten Aus-
schusssitzung, Herr Minister! – Niema 
Movassat [DIE LINKE]: Wir waren in der 
Ausschusssitzung! Das wissen Sie auch!)

Darüber hinaus ist Ihre Diktion, die Bundesregierung 
der „Lüge“ zu bezichtigen, nach meinem Dafürhalten 
unparlamentarisch.

(Dr. Sascha Raabe [SPD]: Nein! Eine Lüge 
bleibt eine Lüge!)

Ich bin sicher, die Präsidentin wird das entsprechend zur 
Kenntnis nehmen.

Unabhängig davon haben Sie auch hier die Unwahr-
heit gesagt. Denn diese Bundesregierung hat es geschafft, 
sich dem Ziel, das festgelegt wurde, als ich sieben Jahre 
alt war, 0,7 Prozent des Bruttonationaleinkommens für 
öffentliche Entwicklungsleistungen bereitzustellen, deut-
lich anzunähern. Als ich das Amt übernommen habe, be-
trug die Quote 0,35 Prozent; jetzt sind wir bei 0,38 Pro-
zent. Als ich das Amt übernommen habe, betrug die 
staatliche Gesamtleistung für öffentliche Entwicklungs-
zahlungen 8,7 Milliarden Euro; heute sind wir bei 
10,2 Milliarden Euro und damit im bilateralen Bereich 
der drittgrößte Zahler weltweit. Während der Bundes-
haushalt in dieser Legislaturperiode um 5,5 Prozent ge-
sunken ist, sind die ODA-Leistungen um 17 Prozent an-
gestiegen. Das heißt, das Ziel ist klar im Blick. Dass wir 
es noch nicht erreicht haben, wissen wir selbst. Dass es 
eine sportliche Herausforderung ist, dieses Ziel bis 2015 
zu erreichen, habe ich zu jedem Zeitpunkt gesagt.

Unabhängig davon möchte ich gerne – wenn Sie ge-
statten, Frau Präsidentin – auf den letzten Teil Ihrer Äu-

ßerungen noch eingehen, weil ich es leid bin, dass Sie 
ständig die Lebensläufe von Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter, die sich hier nicht wehren können, diskreditieren 
und sie beschimpfen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Sie wissen ganz genau, dass die Bundesregierung Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter nach Eignung, Befähigung 
und Leistung einsetzt. Und Sie wissen ganz genau, dass 
Sie sich nur deshalb trauen, hier diese Unverschämthei-
ten von sich zu geben, weil Sie der Indemnität unterlie-
gen. Denn draußen, in der wirklichen Welt, könnten die 
betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für ihre 
Rechte streiten und Sie verklagen. Deswegen wehre ich 
mich hier in diesem Haus dagegen, dass Sie ständig red-
liche Beamtinnen und Beamten der Bundesrepublik 
Deutschland diskreditieren. Ich kann mir in meinem 
Ministerium keine einzige Pfeife leisten. Wenn hier im 
Parlament toleriert wird, dass hier Pfeifen gewählt wer-
den, kann ich das nicht ändern; das macht der Wähler.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU – Dr. Sascha Raabe [SPD]: Das ist 
ja lächerlich! Herr Koppelin sagt ja selbst, dass 
Sie Pfeifen einstellen – Niema Movassat [DIE 
LINKE]: Herr Niebel, das ist eine Unver-
schämtheit, wie Sie das Parlament beleidigen!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Herr Raabe, auch Sie kommen wieder auf die Liste 

der Fragewilligen.

Geschäftsleitend ein Hinweis an die fragenden Abge-
ordneten und an die antwortenden Regierungsmitglieder: 
Wir sind im Moment in der Befragung der Bundesregie-
rung. Dazu haben wir uns Regeln gegeben. Die Regeln 
lauten: Wir fragen maximal eine Minute lang und setzen 
dann das Fragezeichen; die Bundesregierung antwortet 
jeweils auch in maximal einer Minute und setzt einen 
Punkt.

Wenn jemand mit der Formulierung einer Frage oder 
aber auch einer Antwort unzufrieden ist, dann lässt sich 
all das durch Nachfragen und Austausch miteinander lö-
sen. Sollten dann noch Fragen offen bleiben, haben wir 
uns dafür ein Gremium gegeben, welches morgen Mittag 
um 14 Uhr wieder tagt. Dort können sowohl Unzufrie-
denheiten mit der Leitung dieser Sitzung wie auch Unzu-
friedenheiten mit dem Verhalten einzelner Abgeordneter

(Niema Movassat [DIE LINKE]: Minister! – 
Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]: Mit 
der Regierung! Das kommt oft vor!)

oder auch Unzufriedenheiten darüber, wie sich die Bun-
desregierung in der Fragestunde präsentiert, ausge-
tauscht und bewertet werden.

Damit habe ich auch denjenigen, die uns zuhören und 
sich fragen, was wir hier eigentlich machen, ausführlich 
Auskunft gegeben.

(Thomas Oppermann [SPD]: Das war schon 
mal ein ganz guter Schlagabtausch!)

Die nächste Frage stellt der Kollege Niema Movassat.
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Niema Movassat (DIE LINKE):
Danke, Frau Präsidentin. – Herr Minister, vielleicht 

erst einmal eine Korrektur. Es ist in der Tat so, dass 
uns das Weißbuch zur Entwicklungspolitik heute um 
11.30 Uhr erreicht hat. Wie Sie aber sicherlich wissen, 
haben wir bis 13 Uhr Ausschusssitzungen. Das heißt, die 
Möglichkeit, den Bericht zu lesen, beschränkte sich so-
zusagen auf null Minuten realer Zeit. Wenn Sie einen 
ernsthaften Austausch darüber haben wollten, hätte man 
eine solche Befragung in die nächste Woche gelegt. 
Dann hätten die Abgeordneten auch die Möglichkeit ge-
habt, sich inhaltlich damit zu beschäftigen.

Nichtsdestotrotz ist eines klar: Der Bericht ist die 
Wiedergabe dessen, was Sie politisch gemacht haben. 
Ein großer Punkt, den Sie hier gerade auch genannt ha-
ben, ist die Frage der Strukturreform, des Zusammen-
schlusses der deutschen technischen Durchführungsor-
ganisationen zur GIZ.

Sie haben das als großen Wurf dargestellt, aber Tatsa-
che ist: Es gibt eine große Unzufriedenheit innerhalb der 
Belegschaft. Es wurde eine Mitarbeiterbefragung durch-
geführt, die ergab, dass fast 50 Prozent der Mitarbeiter 
mit dem Prozess unzufrieden sind.

Das Thema Armutsbekämpfung spielt im neuen Leit-
bild der GIZ keine Rolle. In den Handlungsanforderun-
gen Ihres Weißbuchs steht die Armutsbekämpfung ganz 
weit vorne.

Wie wollen Sie also das neue Leitbild der GIZ mit Ih-
ren Handlungsanforderungen im Bereich Armutsbe-
kämpfung vereinbaren? Und: Wie gehen Sie mit der ge-
waltigen Unzufriedenheit der Mitarbeiter um?

Vizepräsidentin Petra Pau:
Bitte, Herr Minister.

Dirk Niebel, Bundesminister für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung:

Herr Abgeordneter, Sie haben natürlich völlig recht, 
aber die Bundesregierung kann Ihnen einen Bericht erst 
dann zuleiten, wenn sie ihn beschlossen hat. Das geht 
erst, wenn die Kabinettssitzung zu Ende ist. Erinnern Sie 
sich aber bitte auch daran, dass es einen partizipativen 
Prozess im Zuge der Erstellung dieses Weißbuchs gege-
ben hat. Der Ausschuss, dem auch Sie angehören, ist in-
tensiv an der Diskussion beteiligt worden und wurde 
zum Beispiel von mir zu einer Diskussionsveranstaltung 
im Rahmen eines Mittagsbüfetts eingeladen. Außerdem 
ist vereinbart, wie Sie wissen, am 26. April eine gemein-
same Debatte zu diesem Thema durchzuführen. Folge-
richtig ist jedenfalls, dass die Bundesregierung das Par-
lament unmittelbar nach Beschluss unterrichtet, damit 
Sie nicht von den Medien unterrichtet werden, sondern 
von der Bundesregierung, wie sich das gehört.

Die Mitarbeiterbefragung, die Sie angesprochen ha-
ben, hat tatsächlich stattgefunden. Sie bezog sich aller-
dings auf den Vorgängervorstand und nicht auf den jetzt 
im Amt befindlichen Vorstand. Deswegen kann man die 
zustande gekommenen Ergebnisse nicht übertragen.

Sie wissen, dass ein Fusionsprozess in einem weltweit 
tätigen Unternehmen mit 17 000 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern immer auch Reibungsverluste mit sich 
bringt. Aber Sie wissen auch, dass wir im Zuge des Fu-
sionsprozesses alles getan haben, um diese zu minimie-
ren. Deswegen haben wir zum Beispiel gemeinsam mit 
Verdi einen Überleitungstarifvertrag geschlossen, der es 
ermöglicht, selbst zu wählen, in welches der unter-
schiedlichen Tarifsysteme und unterschiedlichen Alters-
versorgungssysteme man eingruppiert wird, welches 
also das bessere System für einen ist.

Wir haben mit Verdi einen Tarifvertrag geschlossen, 
der fusionsbedingte Kündigungen bis zum 31. Dezember 
2014 ausschließt. Das hat dazu beigetragen, dass die 
Belegschaft ein hohes Maß an Sicherheit bekommen 
hat, weit mehr, als normalerweise in einem Wirt-
schaftsunternehmen üblich ist. Wir haben außerdem die 
GIZ aufgefordert, alle bisherigen Organisationen mit ih-
ren Instrumentarien vollständig in die Entwicklungszu-
sammenarbeit zu überführen und unter Anwendung ei-
nes entsprechenden Schlüssels, der sich nach der Größe 
der Vorgängerorganisation richtet, sicherzustellen, dass 
auch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der vorherigen 
Organisation in Führungspositionen tätig sein können.

All das führt dazu, dass uns das volle Instrumenta-
rium der deutschen EZ zur Verfügung steht, inklusive 
dem des Entwicklungshelfers. Dieses Instrument wird in 
Kürze 50 Jahre alt. Wir wollen es von der GIZ auch ein-
gesetzt wissen. Bei allen Projektanträgen wird im Rah-
men von Monitoring geprüft – wenn es sich nicht um 
reine Regierungsberatung handelt –, ob nicht in den Be-
reichen, wo direkt vor Ort mit Menschen gearbeitet wird, 
Entwicklungshelfer tätig sein können.

Dass es immer welche gibt, die mit solchen Fusions-
prozessen nicht zufrieden sind, das ist Lebenswirklich-
keit. Das lässt sich aber politisch nicht ausschließen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Die nächste Frage stellt die Kollegin Dr. Bärbel 

Kofler.

Dr. Bärbel Kofler (SPD):
Herr Minister, wie schon mehrfach zuvor haben Sie 

auch heute wieder Ausführungen zum Triple-win-Effekt 
im Zusammenhang mit Ihren Wirtschaftsprojekten ge-
macht. Ich und meine Fraktion sind nicht gegen vernünf-
tiges wirtschaftliches Miteinander. Dennoch möchte ich 
Sie fragen: Ist Ihnen bekannt, dass die International 
Labour Organisation in Genf, die ILO, sehr deutlich fest-
gestellt hat, dass Armutsbekämpfung – um das muss es 
uns als Entwicklungspolitiker ja gehen – nicht unbedingt 
in einem Zusammenhang mit Wirtschaftswachstum 
steht? Das Gegenteil ist vielmehr sehr oft der Fall: Ar-
mut und Wirtschaftswachstum klaffen auseinander, und 
die Diskrepanz und damit die Armut wird in den betrof-
fenen Ländern immer größer. Deshalb ist die Forderung 
nach menschenwürdiger Arbeit und nach einem sozialen 
Basisschutz etwas ganz Entscheidendes. Die Zielgröße 
„Sozialer Basisschutz“ ist ja von Ihrem Ministerium in 
den letzten Jahren abgeschafft worden. Es würde mich 
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sehr interessieren, wie Sie mit diesem Thema konstruk-
tiv umgehen wollen; denn das kann man nicht mit einem 
Triple-win-Effekt und einem PPP-Projekt regeln, son-
dern da geht es um Verteilungsgerechtigkeit und auch 
um systematischen finanziellen Aufbau und Förderung 
von entsprechenden Strukturen. 

Vizepräsidentin Petra Pau:
Bitte, Sie haben das Wort.

Dirk Niebel, Bundesminister für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung:

Ja, Frau Abgeordnete, das ist mir bekannt. Mir ist 
auch bekannt, dass deutsche Unternehmen im Ausland 
im Umwelt-, Arbeits- und Sozialbereich oftmals weit 
höhere Standards einhalten, als von lokalen Gesetzge-
bern gefordert werden. Das hat dann eine positive Aus-
strahlung auf andere Unternehmen.

Aber jetzt lassen wir doch einmal die Kirche im Dorf. 
Sehen Sie sich einmal an, was wir im Bereich „Entwick-
lungspartnerschaften mit der Wirtschaft“ investieren: et-
was mehr als 1 Prozent des Etats in Höhe von 6,3 Mil-
liarden Euro. Das ist kein Grund, sich so aufzupusten 
und zu verkünden, wir würden die Ökonomisierung der 
Entwicklungspolitik betreiben. Wir haben seit 2009 
1 500 dieser Entwicklungspartnerschaften auf den Weg 
gebracht. Das ist eine tolle Sache, weil zur dauerhaften 
und strukturellen Minimierung von Armut neben Infra-
struktur, Grundbildung und gesundheitlicher Versorgung 
eben auch ein eigener Arbeitsplatz notwendig ist.

Wir helfen natürlich in vielen Ländern, soziale Siche-
rungssysteme aufzubauen. Ein bemerkenswertes Bei-
spiel hat gerade Staatssekretärin Kopp besucht: In einem 
indischen Bundesstaat bauen wir ein Krankenversiche-
rungssystem auf, das dazu dient, die Basisgesundheits-
versorgung zu ermöglichen und den Menschen ein Mehr 
an Sicherheit zu bieten.

Wir helfen ferner vielen Staaten dabei – auch das will 
ich hier deutlich sagen –, Steuersysteme zu implementie-
ren, das heißt, Steuergesetze zu schreiben und eine Steu-
erverwaltung aufzubauen, damit die Steuern dort einge-
hen, wo sie hingehören, beim Staat. Steuern kann man 
aber nur dann zahlen, wenn man auch irgendwelche Ein-
künfte erzielt. Deswegen ist die Schaffung von Arbeits-
plätzen immer wieder ein zentraler Punkt, wenn es um 
die wirtschaftliche Entwicklung geht.

Das Wort „Wirtschaftswachstum“ habe ich nach mei-
nem Kenntnisstand gar nicht in den Mund genommen. 
Die Schaffung von wirtschaftlichem Wachstum, die 
Schaffung von Arbeitsplätzen und die Schaffung von In-
frastruktur dienen jedoch dazu, Strukturen zu verändern. 
Deswegen sage ich immer: Charity is nice to have, also 
Hilfe in Notsituationen ist für die betroffenen Menschen 
immer gut, aber staatliche Entwicklungskooperation 
zielt darauf, andere Staaten zu ertüchtigen, die Struktu-
ren so zu verändern, dass sie ohne Unterstützung von au-
ßen die politischen, sozialen und sonstigen Rahmenbe-
dingungen in ihrem Land selbst so gestalten können, 
dass die Menschen der Armut entfliehen können. Dabei 

sind wir auf staatlicher Kooperationsebene ein fairer 
Partner.

Zusätzlich unterstützen wir zivilgesellschaftliche Ak-
teure; auch das ist nötig, weil, wie wir wissen, die gesell-
schaftlichen Veränderungen immer aus der Mitte der Ge-
sellschaft kommen.

Von daher sehe ich überhaupt keine Diskrepanz zwi-
schen dem, was Sie fordern, und dem, was wir tun.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Liebe Kollegen, ein Hinweis, bevor es weitergeht. Es 

gibt ein großes Interesse an diesem Themenbereich. Mir 
liegen sehr viele Wortmeldungen vor. Weil man nicht 
immer genau abschätzen kann, wie lange eine Minute 
ist, haben wir ein optisches Signal. Wenn es rot auf-
leuchtet – das gilt für Fragende wie für Antwortende –, 
ist die eine Minute definitiv abgelaufen. Ich bitte Sie, 
dies mit Rücksicht auf Ihre Kolleginnen und Kollegen zu 
berücksichtigen.

Die nächste Frage stellt die Kollegin Ute Koczy.

Ute Koczy (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank. – Es geht um das 0,7-Prozent-Ziel. Herr 

Minister, Sie haben gerade gesagt, es wäre sportlich, die-
ses Ziel bis 2015 erreichen zu wollen. Welche konkrete 
Summe muss in den nächsten Jahren, also 2014 und 
2015, auf den jetzigen Haushaltsansatz aufgeschlagen 
werden, damit das 0,7-Prozent-Ziel bis 2015 erreicht 
wird?

Zweite Frage – auch ich möchte auf die Personalpoli-
tik eingehen –: Sind Sie mit mir der Auffassung, dass Sie 
innerhalb der kurzen Zeit, die Sie jetzt im Amt sind – das 
sind dreieinhalb, fast vier Jahre –, bis zu 50 FDP-nahe 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ins Ministerium geholt 
haben und Sie dafür das hausinterne Auswahlverfahren 
außer Kraft und eigene Regeln in Kraft gesetzt haben?

(Heinz-Peter Haustein [FDP]: Die Minute ist 
um!)

Dritte Frage. Wie viele Wirtschaftsprojekte haben Sie 
in den Jahren 2010 bis 2013 durchgeführt? Sind das rund 
850 Projekte, wie gesagt wurde, oder sind es mehr? Zwi-
schen 2006 und 2009 wurden nämlich 927 Projekte 
durchgeführt. Ministerin Heidemarie Wieczorek-Zeul 
hat in ihrer Amtszeit also mehr Wirtschaftsprojekte 
durchgeführt als Sie in Ihrer.

(Heinz-Peter Haustein [FDP]: Das ist mir 
neu!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Der Herr Minister Niebel hat das Wort zur Beantwor-

tung.

Dirk Niebel, Bundesminister für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung:

Die erste Frage kann ich Ihnen nicht beantworten. Sie 
sehen an den Zahlen, die ich vorgetragen habe, dass wir 
trotz eines deutlichen Aufwuchses meines Etats eine Ab-
senkung der Quote hatten. Das ist eigentlich ein schöner 
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Umstand. Das bedeutet nämlich, dass die deutsche Wirt-
schaft wächst. Wir haben zu keinem Zeitpunkt mehr Be-
schäftigte in Deutschland gehabt; wir haben zu keinem 
Zeitpunkt weniger Arbeitslose in Deutschland gehabt. 
Wenn ich eine Relation zum Bruttonationaleinkommen 
herstellen soll, kann ich deswegen immer nur auf Sicht 
fahren und sagen, was wir gerade erreicht haben.

Die zweite Frage kann ich Ihnen zum Teil nicht be-
antworten. Wir erheben nämlich keine Informationen 
über die Parteimitgliedschaften unserer Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter, sondern die Besetzung von Stellen er-
folgt nach Eignung, Befähigung und Leistung. Darüber 
hinaus haben wir das Auswahlverfahren auf den Stan-
dard zurückgeführt, der vom Bundesinnenministerium 
vorgegeben wurde, weil es nicht sein kann, dass jedes 
Ministerium einer Bundesregierung einen anderen Stan-
dard zugrunde legt. So sind wir auf den Rechtsstand zu-
rückgekehrt, der von der Vorgängerregierung durch in-
terne Vereinbarungen verlassen worden ist.

Die letzte Frage kann ich Ihnen so beantworten wie 
eben schon. Nach meinem Kenntnisstand sind 1 500 Ent-
wicklungspartnerschaften mit der Wirtschaft initiiert 
worden. Die genauen Zahlen, wie viele davon tatsäch-
lich begonnen haben und wie viele in der Planung sind, 
kann ich Ihnen höchstens nachreichen. Das weiß ich 
nicht auswendig. Aber wenn denn Frau Wieczorek-Zeul 
tatsächlich mehr Wirtschaftszusammenarbeit gemacht 
hätte, dann müssten Sie mir bitte bei anderer Gelegen-
heit erklären, weshalb die versammelte Opposition dies 
bei mir so kritisiert.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Die nächste Frage stellt die Kollegin Dr. Barbara 

Hendricks.

Dr. Barbara Hendricks (SPD):
Frau Präsidentin, ich zitiere mit Ihrer Genehmigung 

aus der Kurzfassung des uns soeben zugegangenen 
14. Entwicklungspolitischen Berichtes. Dort heißt es auf 
Seite 8:

Die Bundesregierung strebt weiterhin an, einen An-
teil der öffentlichen Entwicklungszusammenarbeit 
am BNE in Höhe von 0,7 Prozent bis 2015 zu errei-
chen.

Ich zitiere des Weiteren aus der mittelfristigen Finanz-
planung, aus den von der Bundesregierung vorgelegten 
Eckwerten. Dort sind für den Bundesminister für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit für das Jahr 2013 Haus-
haltsmittel in Höhe von 6,296 Milliarden Euro vorgese-
hen und für das Jahr 2015 Haushaltsmittel in Höhe von 
6,124 Milliarden Euro. Es gibt also laut der mittelfristi-
gen Finanzplanung der Bundesregierung ein Minus von 
172 Millionen Euro.

Meine Frage in dem Zusammenhang richtet sich nicht 
an Herrn Bundesminister Niebel, sondern an Herrn 
Staatsminister von Klaeden als Vertreter des Bundes-
kanzleramtes. Wie gedenkt das Bundeskanzleramt die-

sen offensichtlichen Widerspruch aufzulösen? Und: Ist 
die Bundeskanzlerin vielleicht ausnahmsweise bereit, 
auch einmal ihre Richtlinienkompetenz einzusetzen?

Vizepräsidentin Petra Pau:
Wer antwortet aus der Bundesregierung?

Dr. Barbara Hendricks (SPD):
Meine Frage richtet sich an das Kanzleramt.

(Zuruf des Bundesministers Dirk Niebel)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ja, ja, ich habe das schon verstanden.

Dr. Barbara Hendricks (SPD):
Meine Frage richtet sich an das Kanzleramt. Ich darf 

meine Frage an denjenigen in der Bundesregierung rich-
ten, von dem ich die Antwort haben möchte.

(Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]: 
Klaeden ist doch da!)

Es ist die Befragung der Bundesregierung. Es gibt einen 
Widerspruch zwischen Verlautbarungen aus dem Bun-
desministerium der Finanzen und aus dem Bundesminis-
terium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung. Diesen Widerspruch möchte ich durch das 
Bundeskanzleramt aufgeklärt wissen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Frau Kollegin, es ist richtig, dass wir in der Befra-

gung der Bundesregierung nach den Fragen zur Thema-
tik, zu der berichtet wurde, auch Fragen zu weiteren 
Themen an die Bundesregierung stellen können, aber 
zum Schluss entscheidet jeweils die Bundesregierung, 
wer die Frage beantwortet. Deshalb stelle ich noch ein-
mal die Frage: Wer antwortet? – Ich weiß, dass Sie das 
alles beschwert, aber nach unserer Geschäftsordnung ist 
das so.

Dr. Barbara Hendricks (SPD):
Es handelt sich um den Gegenstand, über den wir 

heute reden, und ich habe ihn ergänzt um eine Fragestel-
lung, die ein anderes Ressort der Bundesregierung be-
trifft.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich habe Sie hervorragend verstanden.

Dr. Barbara Hendricks (SPD):
Ich möchte die Aufklärung durch das Kanzleramt; 

denn offenbar sind die Ministerien nicht miteinander ab-
gestimmt.

(Zurufe von der FDP: Geschäftsordnung!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ja, das habe ich völlig verstanden. Wir haben eine Ge-

schäftsordnung, und ich gehe davon aus, dass auch alle 
Mitglieder der Bundesregierung, die hier versammelt 
sind, Sie verstanden haben und jetzt entscheiden können, 
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wie sie mit Ihrer Frage und Ihrem Wunsch umgehen. 
Dann ist das zu bewerten.

Dirk Niebel, Bundesminister für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung:

Genau, das habe ich schon gesagt. Ich beantworte die 
Frage gerne. – Frau Abgeordnete hat zu Recht gesagt, 
dass es sich um den Gegenstand der Befragung handelt. 
Sie sieht eine Diskrepanz, die nicht gegeben ist. Denn es 
ist vollkommen klar – das zeigen schon allein die Zah-
len –: Wenn wir einen Etat von 6,3 Milliarden Euro 
haben und eine Gesamt-ODA-Leistung von 10,2 Milliar-
den Euro, dann gibt es offenbar Gelder, die aus anderen 
Ressorts ODA-fähig fließen. Wir haben im entwick-
lungspolitischen Bericht das Ziel für den BMZ-Haushalt 
beschrieben, nicht das Gesamtziel der Bundesregierung. 
Deswegen gibt es hier keine Diskrepanz.

Die Bundesregierung beabsichtigt, das Ziel, wie es 
mehrfach gesagt und aufgeschrieben worden ist, zu er-
reichen. Aber ich habe auch immer gesagt: Dies ist ge-
rade bei wachsender Wirtschaft eine Herausforderung. 
Ich vermute, dass die Sozialdemokraten nicht Großinsol-
venzen herbeiführen wollen, um zu bewirken, dass die 
Wirtschaft schrumpft und die ODA-Quote steigt.

Außerdem ist es natürlich so, dass die Summe des 
ausgegebenen Geldes noch nichts über die Qualität der 
Entwicklungsprojekte sagt. Vielmehr ermöglicht die 
Herstellung von Wirksamkeit, Transparenz und Effi-
zienz, wie es die Bundesregierung in dieser Legislatur-
periode erreicht hat –

(Abg. Dr. Barbara Hendricks [SPD] nimmt 
wieder Platz)

– Frau Präsidentin!

(Paul Lehrieder [CDU/CSU]: Sie muss aufste-
hen! – Dr. Barbara Hendricks [SPD]: Das ist 
nicht mehr Gegenstand der Beantwortung mei-
ner Frage!)

– das ändert nichts daran, dass die Spielregeln auch für 
Sie gelten, Frau Abgeordnete –, erst gute Entwicklungs-
projekte. Deswegen ist die Bilanz der Bundesregierung 
sehr erfolgreich. Aus diesem Grunde kann ich noch ein-
mal sagen: Auch in diesem Politikfeld gab es vier gute 
Jahre für Deutschland.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Thomas Oppermann [SPD]: 
Mühsamer Applaus! – Dr. Sascha Raabe 
[SPD]: Denen ist nichts zu peinlich! – 
Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]: Das ist 
aber verhaltener Beifall!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Die nächste Frage stellt der Kollege Uwe Kekeritz. 

Uwe Kekeritz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Minister, wir sind uns ja darin einig, dass wir seit 

der Aushändigung Ihres Berichtes nur eine relativ kurze 
Zeit zum Durcharbeiten zur Verfügung hatten. Ich habe 
den Bericht einmal ganz schnell durchgeblättert, darin 

aber nichts über ein ganz zentrales Thema gefunden, 
nämlich über Zensur durch das Ministerium. Es ist 
merkwürdig: Seit 2010 haben Sie die Richtlinien für die 
Förderung von Publikationen geändert. Vertreter der 
Zivilgesellschaft sind auf uns zugekommen und haben 
uns gefragt: Was ist da eigentlich los? Wie kann ein libe-
raler Minister von NGOs verlangen, ihre Publikationen 
vorzulegen? Auch ich sehe das im Prinzip nicht ein. Es 
ging hier ganz konkret um einen sehr fundierten und se-
riös recherchierten Artikel, der Ihnen ideologisch nicht 
gepasst hat. Wie stehen Sie dazu? Wie extensiv betreiben 
Sie diese Zensur? Ist es richtig, dass Sie das Recht ver-
langen, auf den von Ihnen geförderten Broschüren für 
das BMZ zu werben?

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort, Herr Minister.

Dirk Niebel, Bundesminister für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung:

Sie haben in dem Bericht nichts über Zensur gefun-
den, weil eine Zensur nicht stattfindet.

(Uwe Kekeritz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aha!)

Allerdings gibt es Förderrichtlinien; diese gab es übri-
gens auch unter der Vorgängerregierung. Diese Förder-
richtlinien sehen unter anderem vor, dass jemand, der 
beschimpft werden soll, dann zumindest in einer Bro-
schüre zu Wort kommen muss. Wenn man Steuergelder 
einsetzen will, um solche Broschüren zu produzieren, 
muss man die Förderrichtlinien entsprechend einhalten.

Darüber hinaus hat der Koalitionsvertrag mir aufge-
geben, dafür zu sorgen, dass dieses Politikfeld an Sicht-
barkeit gewinnt. Deswegen habe ich entschieden, dass in 
allen produzierten Broschüren, die mit Steuergeldern un-
terstützt werden, darauf hingewiesen wird, dass sie vom 
BMZ mit Steuergeldern unterstützt werden. Wir haben 
mit VENRO – das ist der Verband, dem die meisten 
Nichtregierungsorganisationen angehören – eine Verein-
barung getroffen, wie diese Kenntlichmachung der Un-
terstützung durch die Steuerzahlerinnen und Steuerzah-
ler zu erfolgen hat.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Die nächste Frage stellt die Kollegin Heike Hänsel.

Heike Hänsel (DIE LINKE):
Danke schön. – Herr Minister, Sie haben gerade zu-

sammenfassend gesagt: vier gute Jahre für Deutschland. –
Das möchte ich stark in Zweifel ziehen. Vier gute Jahre 
für die Menschen in den Ländern des Südens haben Ihre 
Initiativen bestimmt nicht gebracht.

Interessant ist an Ihrer Hochglanzbroschüre, die voll 
von technischen Begriffen und vielen Sprechblasen ist, 
dass viele politische Entscheidungen, die Sie mit zu ver-
antworten haben, darin nicht erwähnt sind. Ein Beispiel 
sind die Freihandelsabkommen, die von der Europäi-
schen Union vorangetrieben werden und die Sie befür-
worten. Durch Freihandel ist die Existenz vieler Men-
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schen in den Ländern des Südens, nicht zuletzt von 
Kleinbauern in Lateinamerika, massiv gefährdet. Wir 
haben das prüfen lassen: Durch diese Freihandelsabkom-
men sollen Finanzdienstleistungen liberalisiert werden. 
Obwohl wir in Europa gerade darüber reden, dass die 
Banken reguliert werden müssen, werden in den Frei-
handelsabkommen Liberalisierung und Deregulierung 
festgeschrieben. Das kann der Geldwäsche und der Steu-
erflucht Vorschub leisten. Sie unterstützen das.

Wie wollen Sie eigentlich den Steuerzahlern und 
Steuerzahlerinnen erklären, dass Sie eine Politik betrei-
ben, die noch mehr Menschen in die Armut treibt und ih-
nen ihre bisherige Existenzgrundlage, die kleinbäuerli-
che Wirtschaft, nimmt – sie sind nämlich einer enormen 
Konkurrenz ausgesetzt –, und gleichzeitig Geld für neue 
Entwicklungsprojekte zur Verfügung stellen? Wie wol-
len Sie das der Öffentlichkeit erklären? Sie müssen eine 
Politik der Armutsbekämpfung betreiben. Aber davon ist 
in den Freihandelsabkommen, die Sie massiv unterstüt-
zen, keine Rede.

In Ihrem Bericht steht übrigens auch nichts von den 
Rüstungsexporten in viele Länder des Südens, die Sie 
befürwortet haben. Sie sind Mitglied des Bundessicher-
heitsrates, sprechen in diesem Zusammenhang allerdings 
von Friedensinvestitionen. Sie kritisieren die Rüstungs-
exporte nicht. Das ist eine völlig widersprüchliche Poli-
tik, die Sie machen. Es ist überfällig, dass es mit dieser 
Politik ein Ende hat.

(Max Straubinger [CDU/CSU]: Und wo war 
jetzt die Frage?)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Herr Minister zur Beantwortung. – 

Ich mache nochmals darauf aufmerksam, dass auch für 
Fragen eine Minute zur Verfügung steht, nicht zwei Mi-
nuten. – Bitte, Herr Minister.

Dirk Niebel, Bundesminister für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung:

Die Frage, wie ich den Wählern das von Ihnen Geäu-
ßerte erklären will, ist leicht beantwortet: gar nicht. Das, 
was Sie gesagt haben, stimmt nämlich nicht.

Im Übrigen weise ich Sie darauf hin, dass weder Frei-
handelsabkommen noch Rüstungsexporte Instrumente 
der deutschen Entwicklungspolitik sind.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben nach un-

serer Vereinbarung für die Befragung der Bundesregie-
rung noch eine Minute Zeit. Bei Interesse habe ich aber 
die Möglichkeit, die Befragung der Bundesregierung zu-
lasten der danach folgenden Fragestunde zu verlängern.

(Heinz-Peter Haustein [FDP]: Nein danke! – 
Gegenruf der Abg. Dr. Dagmar Enkelmann 
[DIE LINKE]: Natürlich machen wir das!)

Ich habe vor, die vier Wortmeldungen zum Bericht des 
Herrn Bundesministers Niebel, die mir gemeldet wur-
den, und eine Frage an Herrn von Klaeden zuzulassen 

und danach die Regierungsbefragung – wie gesagt: mit 
Anrechnung dieser Zeit auf die Fragestunde – zu been-
den. Weitere Wortmeldungen zu diesem Tagesordnungs-
punkt sind also zwecklos.

Das Wort hat der Kollege Dr. Sascha Raabe.

(Heinz-Peter Haustein [FDP]: Schon wieder!)

Dr. Sascha Raabe (SPD):
Herr Minister, Sie haben mir eben laut vorgeworfen, 

ich würde mit meiner Frage zu Ihrer Personalpolitik qua-
lifizierte Beamte des Ministeriums beleidigen. Ich weise 
das in aller Form zurück. Ich habe Hilfeschreie und 
Briefe aus dem Personalrat des BMZ erhalten. Die Per-
sonalvertreter haben mehrmals gesagt, dass gerade die 
Vetternwirtschaft, die Sie betreiben, die guten, qualifi-
zierten Mitarbeiter demotiviert, weil gute Leute nicht 
nach oben kommen, sondern nur welche mit Parteibuch. 
Wenn Sie mir das nicht glauben, dann lassen Sie sich sa-
gen: Selbst die Kollegin Sibylle Pfeiffer, die entwick-
lungspolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion, hat der Kanzlerin geschrieben, dass Sie 
Parteifreunde mit FDP-Parteibuch vorgezogen haben, 
obwohl sie nicht qualifiziert genug sind.

Weil Sie sagten, Sie stellen keine Pfeifen ein: Ich er-
innere daran, dass der Kollege Koppelin – ein Kollege 
von Ihrer eigenen Partei – laut Spiegel in der letzten 
GIZ-Aufsichtsratssitzung mit Blick auf einen von Ihnen 
gegen alle Absprachen mit dem Personalrat in die GIZ 
hinübergeschusterten unbefristeten Arbeitsvertrag ge-
sagt hat, die Gehaltserhöhung für Herrn Pätz trage er 
nicht mit, weil er eine Pfeife sei. – Wenn Sie mir nicht 
glauben, dann bitte Ihren eigenen Kollegen oder dem 
Personalrat. Ich stehe an der Seite der Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer.

Ich glaube, Sie beschädigen die gute Arbeit von vie-
len guten Mitarbeitern, wenn Sie immer Einstellungen 
und Beförderungen aufgrund eines FDP-Parteibuches 
vornehmen.

(Zuruf von der FDP: Unsinn!)

Ich bitte Sie, das künftig zu unterlassen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Der Herr Minister Niebel hat das Wort.

Dirk Niebel, Bundesminister für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung:

Herr Abgeordneter, mir ist bekannt geworden, dass 
Sie im Rahmen einer Sitzung des Innovationsbeirates 
des BMZ über Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter genauso 
negativ gesprochen haben wie hier, sogar noch wortge-
waltiger. Da waren sehr viele nicht von mir eingestellte, 
sondern im Ministerium langjährig Beschäftigte in 
höchstem Maße betroffen. Sie haben die Lebensläufe 
dieser Menschen diskreditiert. Schauen Sie sich diese 
Lebensläufe einmal an! Wenn Sie lesen können, dann 
werden Sie sehen, dass diese Lebensläufe beachtlicher 
sind als die manches Parlamentariers.
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(Dr. Sascha Raabe [SPD]: Generalsekretär der 
FDP als Minister? Tolle Karriere!)

Darüber hinaus kann ich leider nicht kommentieren, 
was Sie gehört oder gelesen haben wollen. Ich sage Ih-
nen nur: Ich habe keine Kenntnisse über Parteimitglied-
schaften der Belegschaft, auch nicht über die von denen, 
die schon da waren, als ich gekommen bin – was Ihnen 
vielleicht ganz angenehm sein könnte. Ich weiß aber, 
dass der beamtete Staatssekretär, der vor meinem jetzi-
gen im Dienst war, im Flur seines Büros ein Plakat auf-
gehängt hatte, auf dem stand: Hier wird SPD gewählt. – 
Das ist eher eine Beeinflussung der Belegschaft als die 
Auswahl nach Eignung, Befähigung und Leistung.

Nachdem ich durch die Fusion der drei großen deut-
schen Entwicklungshilfeorganisationen im Haushalt des 
Bundes brutto 700 Stellen eingespart hatte, haben Sie – 
dieses Parlament – entschieden, dass das BMZ um 
280 Stellen aufwachsen darf, um die politische Steue-
rung der Durchführungsorganisation herzustellen.

(Dr. Sascha Raabe [SPD]: Aber nicht mit Par-
teifreunden, sondern mit guten Leuten!)

Dabei bleibt immer noch eine dramatische Nettoeinspa-
rung im Bundeshaushalt.

Trotz Ihrer Formulierung und Ihrer Einstellung glau-
ben Sie doch nicht ernsthaft, dass die 280 kompetenten 
Mitarbeiter, die bei mir eingestellt wurden, alle FDP-
Mitglieder sind.

(Dr. Sascha Raabe [SPD]: Aber an den Schlüs-
selstellen! Und an der Spitze ganz sicher!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Die nächste Nachfrage stellt der Kollege Niema 

Movassat.

Niema Movassat (DIE LINKE):
Herr Minister, Sie haben ein militärisches Eingreifen 

in Mali ausdrücklich gefordert und es begrüßt, und Sie 
haben auch die Einrichtung von Taskforces für die Sa-
helzone und Syrien angekündigt. Damit wollen Sie letzt-
lich die zivil-militärische Zusammenarbeit, die ja ein 
Lieblingskind Ihrer sogenannten Entwicklungszusam-
menarbeit ist, weiter ausbauen; das machen Sie auch im 
Weißbuch zur Entwicklungspolitik deutlich.

Am Beispiel Afghanistan wird allerdings deutlich, 
dass Entwicklungszusammenarbeit und Militär sich 
nicht ergänzen, sondern einander in vielerlei Hinsicht 
ausschließen. Es ist ja nicht ohne Grund so, dass auch 
Nichtregierungsorganisationen kritisieren, dass es die 
Entwicklungsfachkräfte gefährdet, wenn sie als Teil des 
Militärs gesehen werden.

Mich würde interessieren: Wie soll es in diesem Be-
reich aus Ihrer Sicht weitergehen? Wie stehen Sie zu 
dem Vorwurf, dass die zivil-militärische Zusammenar-
beit die Entwicklungsfachkräfte gefährdet und ihre Ar-
beit zum Teil massiv behindert? Inwiefern soll das unter 
Ihrer Führung abgeschlossene Abkommen zwischen der 
GIZ und dem Bundesverteidigungsministerium weiter 

ausgebaut werden? Sollen die Maßnahmen über dieses 
Abkommen noch hinausgehen?

Vizepräsidentin Petra Pau:
Bitte, Herr Minister.

Dirk Niebel, Bundesminister für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung:

Zunächst, Herr Abgeordneter, muss ich richtigstellen, 
dass ich nicht angekündigt habe, Taskforces zu Syrien 
und anderen Ländern einzurichten, sondern darauf hin-
gewiesen habe, dass sie vom Auswärtigen Amt einge-
richtet worden sind und wir uns daran beteiligen.

In der Regierung gibt es seit dieser Legislaturperiode 
ja zum Glück einen Leitfaden für den Umgang mit fragi-
len Staaten, der zwischen den Ressorts abgestimmt ist. 
Es ist richtig, zu sagen: Wir müssen die Kompetenzen 
der unterschiedlichen Ressorts zusammenfassen, um im 
Idealfall bewaffnete Konflikte dadurch zu vermeiden, 
dass wir den Menschen Perspektiven verschaffen, damit 
sie nicht für politischen oder religiösen Extremismus an-
fällig werden. Deswegen sage ich hier noch einmal ganz 
deutlich zu Protokoll: Die Entwicklungszusammenarbeit 
ist insofern das schärfste Schwert gegen Terroristen und 
Extremisten in der Welt.

Auf der anderen Seite stimmen auch Ihre Einschät-
zungen nicht. Die Frage, ob es sich um humanitäre Hilfe 
oder um Entwicklungspolitik handelt, muss schon klar 
beantwortet werden.

Humanitäre Hilfe ist neutral. Sie muss neutral sein 
und jedem zur Verfügung stehen, der sie benötigt. Das ist 
unstreitig – auch in der Bundesregierung.

Entwicklungspolitik ist dagegen ein Teil der interna-
tionalen Beziehungen der Bundesregierung. Wer Steuer-
mittel einsetzen möchte, um entwicklungspolitische 
Maßnahmen zu betreiben, der muss sich auch an be-
stimmte Spielregeln halten, nämlich an die politischen 
Vorgaben der Bundesregierung, oder er muss auf Steuer-
mittel verzichten. Das ist eine freie Entscheidung. Nie-
mand ist gezwungen, Anträge beim BMZ zu stellen. Je-
der kann frei entscheiden, wie er seine Arbeit 
durchführen möchte.

Darüber hinaus zeigt sich an Afghanistan, dass eine 
bessere Abstimmung der unterschiedlichen Akteure 
möglich ist. Immerhin sind neben dem BMZ drei weitere 
Bundesministerien vor Ort und in der gleichen Region 
aktiv: das Auswärtige Amt, das Verteidigungsministe-
rium und das Innenministerium. Die dortige Abstim-
mung, wer was tut, ist vernünftig und hat zu einer gro-
ßen Effizienzsteigerung geführt.

Es hat, auch wenn Sie das immer wieder postulieren, 
bei Entwicklungsprojekten zu keinem Zeitpunkt den Ruf 
nach Militär oder embedded Entwicklungshelfern gege-
ben. Sie können das noch dreimal fragen, aber das 
stimmt schlichtweg nicht.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Die nächste Frage stellt der Kollege Thilo Hoppe.
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Thilo Hoppe (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Bundesminister, ich beziehe mich auf die Kern-

botschaft Nr. 9 des Weißbuches. Dort geht es um die 
Schlüsselsektoren.

Ich möchte ausdrücklich positiv hervorheben, dass 
Sie der ländlichen Entwicklung und der Hungerbekämp-
fung große Aufmerksamkeit schenken. Mich erfüllt aber 
mit Sorge, dass dies auch im Rahmen der neuen Allianz 
für Ernährungssicherheit der G-8-Staaten geschieht. 
Dort sind sehr große Partnerfirmen mit an Bord wie 
Monsanto, Syngenta und Coca-Cola.

Ist Ihnen bekannt, dass es im Rahmen dieser Koope-
ration einen mächtigen Druck auf einige Partnerstaaten 
gibt, zum Beispiel auf Mosambik und Tansania, die Wei-
tergabe von traditionellem Saatgut zu unterlassen und 
gentechnisch verändertes Saatgut, Herbizide und Pesti-
zide im beschleunigten Verfahren zuzulassen? Ist das mit 
einer wirklich nachhaltigen Landwirtschaft und einer 
nachhaltigen Hungerbekämpfung vereinbar, und steuert 
die Bundesregierung gegen diese Tendenz, die leider in 
einigen Bereichen dort erkennbar ist?

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur Beantwortung der Fragen.

Dirk Niebel, Bundesminister für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Hoppe. Es ist tat-
sächlich so, dass die Entwicklung ländlicher Räume in 
den vergangenen 10, 15 Jahren international, aber auch 
in der deutschen Entwicklungspolitik sträflich vernach-
lässigt wurde, vielleicht deshalb, weil man lange 
braucht, bis man vorweisbare Ergebnisse produziert.

Die Entwicklung ländlicher Räume ist von zentraler 
Bedeutung, weil es nicht nur um Landwirtschaft, son-
dern auch um Qualifizierung und Ausbildung geht; es 
geht um Saatgut, aber auch um Bewässerungstechnolo-
gien, das Wissen über die Haltbarmachung von Produk-
ten, die Lagerhaltung von Produkten und Infrastruktur-
maßnahmen, um Produkte zum nächsten Markt bringen 
zu können. Dies ist also ein Feld, das sehr viel Arbeit 
und Zeit beansprucht. Deswegen ist es richtig, dass wir 
das zu einem Schwerpunkt der Entwicklungszusammen-
arbeit gemacht haben.

Darüber hinaus halte ich auch eine Unterstützung im 
Rahmen der G-8-Initiative für richtig und wichtig. Wir 
sind kein Bestandteil der G-8-Initiative, sondern wir 
flanschen eine eigene Initiative an die G-8-Initiative an – 
auch mit der deutschen Wirtschaft und der Agrar- und 
der Ernährungswirtschaft –, weil wir die gleichen Ziele 
erreichen wollen, allerdings in den Ländern, in denen 
wir mit unseren Partnerregierungen ohnehin schon Ver-
einbarungen zur ländlichen Entwicklung getroffen ha-
ben. Wir glauben, dass es besser ist, uns hier zu speziali-
sieren, da sonst die Gefahr besteht, dass durch die 
Kooperation von zu vielen Partnern in anderen Ländern 
zu viele das Gleiche machen.

Ich habe von den von Ihnen angesprochenen Vorwür-
fen gehört und kann Ihnen versichern, dass es im Rah-

men der deutschen Entwicklungszusammenarbeit dazu 
nicht kommen wird. Auf der anderen Seite brauchen wir 
auch große Partner für die Welternährung. In einer Welt, 
die heute 7 Milliarden und bis zum Jahre 2050 9 Milliar-
den Menschen ernähren muss, werden wir nur mit klein-
bäuerlicher Landwirtschaft nicht in der Lage sein, das 
Problem zu lösen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Die nächste Frage stellt die Kollegin Ute Koczy.

Ute Koczy (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Danke. – Wir brauchen Entwicklungszusammenar-

beit, weil sie mit dazu beiträgt, globale Verantwortung 
zu organisieren. Wir brauchen also kein Ministerium, 
das quasi Außenwirtschaftsförderung betreibt und nur so 
tut, als würde es für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
sorgen, während es in Wahrheit deutsche Interessen nach 
vorne stellt.

In der Antwort auf unsere Anfrage vom November 
letzten Jahres heißt es, dass sich die Zahl der Projekte 
wirtschaftlicher Zusammenarbeit im Zeitraum von 2010 
bis 2013 auf nur rund 850 beläuft und dass es in einer 
anderen Legislaturperiode mehr gegeben hat. Ich frage 
deswegen: Was wollen Sie tun, damit die Entwicklungs-
zusammenarbeit und nicht die Profitinteressen der Wirt-
schaft im Vordergrund stehen?

(Jens Ackermann [FDP]: Ah!)

Die Renationalisierung deutscher Entwicklungszu-
sammenarbeit kann nicht unser Interesse sein. Wir set-
zen auf multilaterales Engagement. Wir sprechen dem 
Ministerium ab, sich da wirklich überall engagiert zu ha-
ben. Warum steht das Ministerium oder Sie als Minister 
weiterhin auf der Position, dass eben zwei Drittel bilate-
ral und nur ein Drittel der Mittel multilateral erbracht 
werden sollen,

(Heinz-Peter Haustein [FDP]: Das ist richtig 
so!)

wenn man doch weiß, dass globale Probleme nur global 
gelöst werden können? Muss diese Schranke nicht drin-
gend abgebaut werden?

(Heinz-Peter Haustein [FDP]: Nein!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort.

Dirk Niebel, Bundesminister für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung:

Frau Abgeordnete, Ihr Vorwurf der Außenwirtschafts-
förderung diskreditiert sich angesichts der von Ihnen ge-
nannten Zahlen selbst. Ich weise noch einmal darauf hin: 
Bei einem 6,3-Milliarden-Euro-Etat sind etwas mehr als 
1 Prozent für Entwicklungspartnerschaften mit der Wirt-
schaft vorgesehen. Ich kann Ihren Vorwurf, was die Zah-
len anbetrifft, wirklich nicht nachvollziehen.

Darüber hinaus bin ich sehr davon überzeugt, dass 
eine werteorientierte, aber auch interessengeleitete Ent-
wicklungszusammenarbeit notwendig ist. Ich bin es leid, 
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so zu tun, als hätte die Bundesrepublik Deutschland 
keine Interessen. Ich kann mir nicht vorstellen, dass 
überhaupt irgendein Regierungsmitglied oder Parlamen-
tarier nicht gewillt ist, die Interessen der Bundesrepublik 
Deutschland weltweit zu vertreten. Ich glaube, dafür 
sind Sie gewählt. Wir als Regierungsmitglieder sind da-
rauf auf jeden Fall vereidigt. Deswegen tue ich das.

Außerdem machen wir staatliche Entwicklungszu-
sammenarbeit. Das heißt, wir arbeiten mit anderen Re-
gierungen zusammen. Diese wissen, dass wir bestimmte 
Interessen haben. Sie glauben uns nicht, wenn wir ihnen 
erzählen, wir verfolgten keine Interessen, weil die Le-
benswirklichkeit, Frau Koczy, eine andere ist. Deswegen 
ist unsere Aufgabe, die Werteorientierung in Interessen-
konflikten nach vorne zu schieben. Aus diesem Grund 
habe ich einen Menschenrechts-TÜV eingeführt: damit 
Projekte daraufhin überprüft werden, wie ihre men-
schenrechtliche Relevanz und ihre Auswirkungen auf 
die betroffenen oder nichtbetroffenen Menschen sind. 
Das hat es übrigens in der Entwicklungszusammenarbeit 
in Deutschland noch nie gegeben.

Ich unterstütze ausdrücklich die Äußerung von Bun-
despräsident Gauck, der gesagt hat: Schwarze Zahlen 
dürfen kein Grund dafür sein, rote Linien zu überschrei-
ten. – Die Achtung der allgemeinen Menschenrechte ist 
unsere rote Linie. Sie wissen aus der Ausschussarbeit, 
dass ich in vielen Fällen auf Menschenrechtsverletzun-
gen mit der Einstellung oder Kürzung von finanziellen 
Mitteln reagiert habe.

Wir arbeiten sehr aktiv in der multilateralen Gemein-
schaft mit. Wir versuchen, die Arbeit der multilateralen 
Organisationen deutlich zu verbessern, effizienter zu 
machen. Ich nenne noch einmal den Globalen Fonds zur 
Bekämpfung von Aids, Tuberkulose und Malaria der 
Vereinten Nationen, der große Probleme hatte, der nun 
aber aufgrund meines Engagements und unserer Initia-
tive so aufgestellt ist,

(Lachen des Abg. Niema Movassat [DIE 
LINKE])

dass er jetzt seiner Aufgabe wirksam und ohne Mittel-
fehlverwendung gerecht werden kann; denn jeder durch 
Korruption verlorene Euro tötet Menschen, weil dafür 
keine Medikamente mehr gekauft werden können.

Ich halte mich an die Umsetzung des Koalitionsver-
trages. Im Koalitionsvertrag ist dieses Ziel vorgegeben. 
Ich verfolge das Ziel; denn meine Aufgabe ist es, den 
Koalitionsvertrag umzusetzen und die multilateralen Or-
ganisationen zu reformieren, nachdem ich in Deutsch-
land meine Hausaufgaben gemacht habe. Das ist jetzt 
der Punkt, an dem wir uns an die multilateralen Organi-
sationen wenden.

(Niema Movassat [DIE LINKE]: Oh Mann!)

Vizepräsidentin Petra Pau:

Zum Schluss der Regierungsbefragung hat die Kolle-
gin Dr. Barbara Hendricks das Wort zu einer sonstigen 
Frage an die Bundesregierung.

Dr. Barbara Hendricks (SPD):
Danke schön, Frau Präsidentin. – Im vierzehnten ent-

wicklungspolitischen Bericht, der uns heute vorgelegt 
worden ist, heißt es – ich zitiere mit Ihrer Genehmigung, 
Frau Präsidentin –:

Die Bundesregierung strebt weiterhin an, einen An-
teil der öffentlichen Entwicklungszusammenarbeit 
am BNE in Höhe von 0,7 Prozent bis 2015 zu errei-
chen.

Ich zitiere zugleich aus den Eckwerten der Finanzpla-
nung der Bundesregierung, aus denen hervorgeht, dass 
der Etat des Haushalts des Bundesministers für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit von 2013 bis 2015 um 
172 Millionen Euro sinkt. Ich frage den Herrn Staatsmi-
nister von Klaeden, was das Bundeskanzleramt als Be-
hörde und auch was die Bundeskanzlerin beabsichtigt zu 
unternehmen, um diesen offenbaren Widerspruch aufzu-
lösen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Herr Staatsminister von Klaeden.

Eckart von Klaeden, Staatsminister bei der Bundes-
kanzlerin:

Frau Kollegin Hendricks, Bundesminister Niebel hat 
Ihnen bereits erläutert, dass es den von Ihnen postulier-
ten Widerspruch nicht gibt. Er hat die Frage vollständig 
und zutreffend beantwortet.

(Ute Koczy [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das ist eine aalglatte Antwort!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich beende die Befragung.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 auf:

Fragestunde

– Drucksache 17/13045 – 

Da wir hier einige Zeit nicht beieinander waren, 
möchte ich Sie prophylaktisch an unsere Vereinbarung 
erinnern, dass die erste Antwort auf die Fragen zwei Mi-
nuten dauern kann und für alle folgenden Fragen und 
Antworten wiederum die Einminutenregel gilt. Sie wer-
den unterstützt durch das optische Signal. Sobald dieses 
auf die Farbe Rot schaltet, ist die vorgegebene Zeit tat-
sächlich ausgeschöpft.

Ich rufe die mündlichen Fragen auf der Drucksache 
17/13045 in der üblichen Reihenfolge auf.

Wir kommen zuerst zum Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums für Wirtschaft und Technologie. Zur 
Beantwortung der Fragen steht der Parlamentarische 
Staatssekretär Ernst Burgbacher zur Verfügung.

Ich rufe die Frage 1 des Kollegen Oliver Krischer auf:
Wann wird die Verordnung zur Markttransparenzstelle für 

Kraftstoffe – die unter anderem eine Smartphone-App zur 
Echtzeitanzeige der Spritpreise an den Tankstellen beinhaltet – 
vollständig umgesetzt werden, und woraus resultiert die Ver-
zögerung?

Bitte, Herr Staatssekretär.
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Ernst Burgbacher, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft und Technologie:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Lieber Kollege 
Krischer, die Verordnung ist am 29. März 2013 in Kraft 
getreten. Seit dem 15. April 2013 registriert die Markt-
transparenzstelle für Kraftstoffe die meldepflichtigen 
Tankstellenbetreiber bzw. Mineralölunternehmen. Zwei 
Wochen nachdem die Grunddaten von mindestens 
13 000 Tankstellen erfasst und mindestens drei Anbieter 
von Verbraucherinformationsdiensten zugelassen sind, 
beginnt die Meldepflicht für die Tankstellenbetreiber 
bzw. Mineralölunternehmen. Drei Monate später beginnt 
die Datenweitergabe an die zugelassenen Verbraucher-
informationsdienste, die die Preisdaten mittels eines 
bundesweit verfügbaren Informationsdienstes beispiels-
weise im Rahmen einer Smartphone-App veröffentli-
chen müssen. Die Markttransparenzstelle für Kraftstoffe 
arbeitet derzeit an der technischen Umsetzung der Ver-
ordnung.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur ersten Nachfrage.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herzlichen Dank, Herr Staatssekretär, für die Ausfüh-

rungen. – Wir haben in einer der letzten Sitzungswochen 
eine umfängliche Debatte über dieses Thema geführt. 
Damals wurde geäußert – ich glaube, das hat sogar der 
Minister selber gesagt –, dass die Daten wahrscheinlich 
noch vor der Sommerpause zugänglich sein würden. Sie 
haben jetzt die Zeitabläufe dargelegt. Meine Frage lautet 
deshalb: Wann werden die Daten für die Kraftfahrer, für 
die Menschen, die es betrifft, zugänglich sein? Können 
Sie einen Zeitpunkt nennen? Ich habe Presseberichten 
entnommen, dass die Bundesregierung von Ende des 
Jahres ausgeht. Meine Bitte an Sie wäre, aufgrund des 
Zeittableaus den konkreten Zeitpunkt zu benennen.

Ernst Burgbacher, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft und Technologie:

Herr Kollege Krischer, gestatten Sie mir, noch einmal 
ganz kurz den Ablauf darzulegen. Wir wurden mit Ge-
setz vom 12. Dezember 2012 ermächtigt, eine Rechts-
verordnung zu erlassen. Bereits zwei Monate später, am 
19. Februar, hat das BMI dem Kabinett einen entspre-
chenden Entwurf vorgelegt. Die anderen Daten habe ich 
bereits genannt. Wir sind also in einer sehr schnellen 
Taktung.

Nun befinden wir uns in der Phase der Umsetzung; 
diese ist hochkompliziert, wie Sie sich wahrscheinlich 
vorstellen können. Die Markttransparenzstelle arbeitet 
mit Hochdruck. Wir hatten als Ziel Mitte des Jahres. So 
hat es der Minister gesagt. Wir arbeiten nach wie vor da-
ran, dieses Ziel zu erreichen und alles so schnell wie 
möglich fertigzustellen. Aber wir brauchen zum Beispiel 
Dienstleister, die das machen. Das können wir nicht mit 
Binnenmitteln machen. Es ist schwierig, solche Dienst-
leister auf dem Markt zu finden. Bitte haben Sie Ver-
ständnis, dass ich Ihnen jetzt kein konkretes Datum sa-
gen kann. Aber wir arbeiten mit Hochdruck daran, dass 
das möglichst schnell passiert.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur zweiten Nachfrage.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Staatssekretär, Ihre Äußerungen verwundern 

mich etwas; denn in der Debatte, die wir über dieses 
Thema geführt haben, wurde gar nicht darauf hingewie-
sen, dass das alles möglicherweise viel komplizierter ist. 
Deshalb möchte ich die Frage an Sie richten: Was hat 
sich denn in der Substanz geändert? Welche neuen 
Schwierigkeiten oder Erkenntnisse gibt es, die dazu füh-
ren, dass sich – so verstehe ich Ihre Aussagen – die Be-
reitstellung der Daten durch die Markttransparenzstelle 
und das Zugänglichmachen der Daten in Form einer App 
verzögern und man den Termin, also Sommer dieses 
Jahres, möglicherweise nicht einhalten kann? Der Minis-
ter hat den Termin hier, wie ich glaube, noch vor zwei 
Wochen verkündet. Da muss ja eine Änderung – zusätz-
liche Probleme oder ein zusätzlicher Aufwand – einge-
treten sein, die möglicherweise vor zwei Wochen nicht 
bekannt war. Sonst hätte der Minister diese Aussage 
nicht tätigen können.

Ernst Burgbacher, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft und Technologie:

Herr Kollege Krischer, ich habe keinesfalls gesagt, 
dass wir das nicht schaffen. Ich habe gesagt, dass ich 
mich nicht auf ein konkretes Datum festlege. Wir arbei-
ten mit Hochdruck daran. Ich will Ihnen drei Dinge dazu 
nennen, die wirklich schwierig sind: Die Markttranspa-
renzstelle ist im Augenblick bei der Fertigstellung der 
Anforderungsanalyse. Wir suchen Partner für die Reali-
sierung. Wir streben an, Partner im Bereich des Bundes 
zu finden. Die Ausschreibungen werden das Ganze er-
heblich verzögern. Durch den Zustimmungsprozess im 
Bundestag gab es noch einmal Änderungen, die eine He-
rausforderung für die Markttransparenzstelle darstellen. 
Aber ich sage noch einmal: Wir arbeiten mit Hochdruck, 
und wir haben nach wie vor das Ziel, das in der ersten 
Hälfte des Jahres zu schaffen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Wir kommen zur Frage 2 des Kollegen Wolfgang 

Tiefensee:
Welche Ergebnisse hat die im Oktober 2011 vom Bundes-

minister für Wirtschaft und Technologie, Dr. Philipp Rösler, 
angekündigte „Allianz für Wachstum“ zum Ausbau der 
deutsch-griechischen Handelsbeziehungen hervorgebracht, 
und mit welchen Maßnahmen hat die Bundesregierung auf 
bilateraler Ebene und mit Initiativen auf EU-Ebene seither die 
Wettbewerbsfähigkeit der griechischen Wirtschaft und ande-
rer wirtschaftlich angeschlagener EU-Staaten unterstützt?

Bitte, Herr Staatssekretär.

Ernst Burgbacher, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft und Technologie:

Danke, Frau Präsidentin. – Lieber Kollege Tiefensee, 
vor allem nach den Wahlen im Frühsommer 2012 und 
nach der Bildung der neuen Regierung unter Minister-
präsident Samaras erfolgten zahlreiche wirtschaftspoliti-
sche Kontakte und Gespräche, wie sie in der Investi-
tions- und Wachstumsinitiative für Griechenland vom 
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Juli 2011 von Bundesminister Dr. Rösler vorgeschla-
gen und dann in der gemeinsamen Erklärung vom 
7. Oktober 2011 mit dem damaligen Wirtschaftsminis-
ter Chrysochoidis vereinbart wurden.

Bei der wirtschaftspolitischen Zusammenarbeit mit 
der Bundesregierung steht auf griechischen Wunsch – 
das war immer unser Prinzip – das Projekt der Unterstüt-
zung Griechenlands beim Aufbau einer Förderbank 
durch die Kreditanstalt für Wiederaufbau im Vorder-
grund. Im Bereich der wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
der Unternehmen hat die Investitions- und Wachstums-
initiative ebenfalls zu neuen Kontakten und Gesprächen 
geführt. Die in einigen Bereichen verbesserten Rahmen-
bedingungen haben dazu beigetragen, dass eine Reihe 
von Unternehmen inzwischen konkrete Projekte in Grie-
chenland verfolgt. Die Bundesregierung unterstützt die 
Zusammenarbeit der Unternehmen dabei, unter anderem 
durch die Gewährung von Exportkrediten.

Bereits seit März 2011 besteht im Rahmen der 
deutsch-griechischen Partnerschaft eine enge Zusam-
menarbeit mit dem Ziel der Stärkung der griechischen 
Wirtschaft, unter anderem in den Bereichen Tourismus, 
Bildung, Forschung und Entwicklung. Auf EU-Ebene 
unterstützend wirkt die Bundesregierung, wie bereits in 
der Antwort auf eine frühere Frage ausgeführt wurde, 
bei der Ausweitung der Finanzierungsinstrumente 
zugunsten der von der Finanz- und Wirtschaftskrise be-
sonders betroffenen europäischen Länder mit. Die Bun-
desregierung beteiligt sich an der Kapitalerhöhung der 
Europäischen Investitionsbank.

Aktuell haben das BMBF und das griechische Bil-
dungsministerium eine bilaterale Ausschreibung zur 
Förderung von FuE-Projekten des öffentlichen und pri-
vaten Sektors im Umfang von insgesamt 10 Millionen 
Euro veröffentlicht sowie eine bilaterale Kooperations-
vereinbarung zur Reform der beruflichen Bildung nach 
deutschem Vorbild unterzeichnet, die von einer deutsch-
griechischen Taskforce begleitet wird.

Nun haben Sie auch nach anderen „wirtschaftlich an-
geschlagenen EU-Staaten“ – so heißt es – gefragt. Zur 
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der portugiesischen 
Wirtschaft unterstützte der Bundesminister für Wirt-
schaft und Technologie die Exportinitiative „Portugal 
PLUS“ und unternahm am 30. Mai 2012 in Begleitung 
einer Delegation von Einkaufsleitern namhafter deut-
scher Unternehmen eine Reise nach Lissabon und Porto. 
Am 3./4. Oktober 2012 erfolgte mit dem gleichen Ziel 
eine entsprechende Reise nach Madrid. Die Bundes-
kanzlerin nahm am 6. September 2012 an einem 
deutsch-spanischen Unternehmertreffen in Madrid und 
am 12. November 2012 an einem deutsch-portugiesi-
schen Unternehmertreffen in Lissabon teil.

Der Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der griechi-
schen Wirtschaft dient ferner die EU-Taskforce für Grie-
chenland, an deren Arbeit zur Umsetzung des umfang-
reichen Reformprozesses in Griechenland sich die 
Bundesregierung ebenfalls aktiv beteiligt. Schwerpunkte 
sind die Bereiche Reform der regionalen und kommuna-
len Verwaltung, Reform des Gesundheitswesens, Um-

weltpolitik, erneuerbare Energien und Arbeitsmarktre-
form.

Meine Antwort auf die Frage war etwas lang; bedingt 
ist das durch die vielen Aktivitäten, die wir verfolgen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Gleichwohl hat der Kollege Tiefensee das Wort zur 

ersten Nachfrage.

Wolfgang Tiefensee (SPD):
Vielen Dank, Herr Staatssekretär, für die Beantwor-

tung der Frage. – Viel reisen, viel Koordination, viel ge-
plant. Wir wissen um das Instrumentarium der Europäi-
schen Union: EFRE, ESF, Unterstützung von Forschung 
und Entwicklung. Das alles sind klassische Instrumente, 
die aber in dieser krisenhaften Situation, in der sich eine 
Fülle von – insbesondere südlichen – EU-Staaten befin-
den, nicht ausreichend sein können. Meine erste Teil-
nachfrage: Welche konkreten Initiativen hat der deutsche 
Wirtschaftsminister auf europäischer Ebene auf den Weg 
gebracht, um zusätzliche Instrumente zu generieren?

Meine zweite Teilnachfrage hat die aktuelle Diskus-
sion über Zypern im Blick. Wir wissen, dass dort in den 
nächsten beiden Jahren das Bruttoinlandsprodukt um 
14 bis 15 Prozent einbrechen wird. Wir haben hier über 
die Ausstattung mit Finanzmitteln zu entscheiden. In-
wieweit kann die Bundesregierung, wo es doch keinerlei 
Wirtschaftsinitiativen gibt, garantieren, dass das Geld, 
über dessen Vergabe wir in dieser Woche einen Be-
schluss fassen werden – oder auch nicht –, nicht sozusa-
gen in ein Fass ohne Boden läuft? Schließlich ist eine 
Steigerung des Bruttoinlandsproduktes in Ländern wie 
diesem offensichtlich nicht absehbar, und es gibt auch 
keinerlei neue Initiativen auf der europäischen Ebene, 
die Wirtschaft in diesen Ländern nachhaltig und massiv 
anzukurbeln.

Ernst Burgbacher, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft und Technologie:

Herr Kollege Tiefensee, ich kann aus eigener Erfah-
rung sagen: Ich war einer der Ersten, die mit Vertretern 
der Wirtschaft nach Griechenland gefahren sind, um das 
Thema „Tourismus“ dort aktiv voranzubringen. Wir hat-
ten zahlreiche Besprechungen auf beiden Seiten. Das 
war nicht so ganz einfach; aber wir haben jetzt deutliche 
Erfolge zu verzeichnen. Die Entwicklung dort zieht 
deutlich an. Das ist auch auf diese Kontakte zurückzu-
führen. Die deutsche Tourismuswirtschaft arbeitet mit 
der griechischen inzwischen sehr eng zusammen. Bun-
desminister Rösler hat im Nachgang seiner Reisen stän-
dig neue Kontakte geschaffen. Ich darf auch meinen 
Kollegen „Fuchtelos“ nennen, der in Griechenland sehr 
aktiv unterwegs ist. Es gab also eine ganze Fülle von 
Maßnahmen. Das bezieht sich auf die europäische 
Ebene.

Ich stimme Ihnen völlig zu: Natürlich werden wir 
jetzt, auch was Zypern betrifft, alle Möglichkeiten nut-
zen. Ich betone: Gerade im Hinblick auf Zypern spielt 
das Thema Tourismus eine große Rolle. Auch das 
Thema Energie kann eine große Rolle spielen. Dabei 
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wird sich das Bundeswirtschaftsministerium natürlich 
aktiv um Kontakte bemühen, und es wird aktiv seine 
Hilfe anbieten, so wie es bei Griechenland geschieht.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zu einer zweiten Nachfrage.

Wolfgang Tiefensee (SPD):
Herr Staatssekretär, in Bezug auf Zypern ist doch die 

Frage – das gilt für andere, insbesondere südeuropäische 
Länder gleichermaßen –, ob der Aspekt der wirtschaftli-
chen Entwicklung durch die EU-Staaten, also auch 
durch die Bundesregierung und die Bundeskanzlerin, 
nicht mit viel mehr Akribie vorangetrieben werden 
müsste, zum Beispiel, indem sich die Wirtschaftsminis-
ter ähnlich wie die Finanzminister um konkrete Strate-
gien und Maßnahmen bemühen, um konkrete Förderpro-
gramme seitens der EU auf den Weg zu bringen, die es 
möglich machen, dass diese Staaten zu einer wirtschaft-
lichen Entwicklung kommen.

Ich kann nicht erkennen, Herr Staatssekretär, dass 
durch die Entwicklung des Tourismus in Zypern ein De-
fizit, das mittlerweile auf 23 Milliarden Euro etatisiert 
wird, abgebaut werden kann und dass gleichzeitig eine 
selbsttragende Wirtschaft in einem überschaubaren Zeit-
raum entsteht. Was genau tut die Bundesregierung und 
was tun die EU-Mitgliedstaaten, um diesen Aspekt der 
wirtschaftlichen Entwicklung voranzutreiben? Ich bin 
mir bewusst, dass das nicht gerade oben auf der Agenda 
steht – Deauville lässt grüßen! –; eher geht es um Spa-
ren, Austerität und Sanktionen. Dennoch interessiert 
mich, ob nicht diesem Aspekt noch viel stärker Rech-
nung getragen werden müsste.

Ernst Burgbacher, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft und Technologie:

Herr Kollege Tiefensee, ich glaube, man kann das 
nicht mit viel mehr Akribie tun, als wir – die Bundes-
kanzlerin, der Bundeswirtschaftsminister, die Bundesre-
gierung insgesamt – das bei Griechenland getan haben 
und nach wie vor tun. Wir stellen fest, dass die Wettbe-
werbsfähigkeit Griechenlands – dasselbe gilt für Zypern –
äußerst schwach entwickelt ist. Unser Ansatz ist: Wir 
müssen die Wettbewerbsfähigkeit stärken. Da haben wir 
in Griechenland inzwischen gute Erfolge.

Über Zypern werden wir morgen in diesem Hohen 
Hause abstimmen. Dann werden natürlich ganz schnell 
auch in unserem Hause alle Möglichkeiten eruiert, wie 
wir mit viel Akribie – ich nehme Ihr Wort gern auf – da-
rangehen können, die Wettbewerbsfähigkeit Zyperns zu 
stärken; denn es ist völlig klar: Die ehrgeizigen Pläne 
können nur gelingen, wenn die Wettbewerbsfähigkeit in 
verschiedenen Bereichen gestärkt wird. Ich habe den 
Tourismus deshalb genannt, weil der Tourismus im Au-
genblick wahrscheinlich der wichtigste Wirtschaftsfak-
tor in Zypern ist.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Wir kommen damit zur Frage 3 – auch diese stellt der 

Kollege Wolfgang Tiefensee –:

Teilt das Bundeswirtschaftsministerium die von der Euro-
päischen Zentralbank, EZB, in ihrem aktuellen Monatsbericht 
getroffene Einschätzung, dass erhöhte Risiken für eine rasche 
Konjunkturerholung im Euro-Raum bestehen, und welche 
Maßnahmen plant die Bundesregierung, um dieser Entwick-
lung gegenzusteuern?

Bitte, Herr Staatssekretär.

Ernst Burgbacher, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft und Technologie:

Danke, Frau Präsidentin. – Die EZB schätzt in ihrem 
aktuellen Monatsbericht, dass das Bruttoinlandsprodukt 
im Euro-Raum im vierten Quartal 2012 gegenüber dem 
dritten Quartal real um 0,6 Prozent zurückgegangen ist; 
allerdings werde sich die seit Sommer 2012 anhaltende 
Aufhellung an den Finanzmärkten positiv auf die Real-
wirtschaft auswirken.

Die Bundesregierung teilt die Einschätzung der EZB, 
dass nach wie vor Abwärtsrisiken für die Konjunktur im 
Euro-Raum bestehen. Die Bundesregierung setzt sich 
dafür ein, dass die bestehenden Instrumente für eine 
wachstumsfreundliche Konsolidierungspolitik und 
Strukturreformen zur Stärkung der Wettbewerbsfähig-
keit konsequent angewendet werden, damit die Euro-
Zone zügig auf einen nachhaltigen Wachstumskurs zu-
rückkehrt.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur ersten Nachfrage.

Wolfgang Tiefensee (SPD):
Vielen Dank. – Herr Staatssekretär, meine Nachfrage 

schließt an das an, was wir gerade bei der Frage 2 disku-
tiert haben. Jetzt geht es um den Euro-Raum insgesamt.

Wenn die dunklen Wolken, die die EZB beschreibt, 
auf Europa und mithin auch auf Deutschland zukom-
men, dann kann doch die Antwort nicht sein, dass wir 
mit den bestehenden Instrumenten versuchen, dem ent-
gegenzuwirken. Ich fange bei dem deutschen Förderpro-
gramm GRW an: minimiert im Ausgabevolumen. 
Forschungsförderung: nicht umgesetzt, also die Innova-
tionskraft der Wirtschaft zu wenig angeheizt.

Wie gedenkt die Bundesregierung durch zusätzliche 
Maßnahmen, durch Prioritätensetzung, gegebenenfalls 
auch Verschiebungen innerhalb des Haushalts, aber auch 
durch Impulse auf der europäischen Ebene die wirt-
schaftliche Entwicklung, die Steigerung der Wertschöp-
fung in Deutschland und vor allen Dingen in unseren 
Nachbarländern anzuregen? Wir sind uns ja wohl einig: 
Eine exportorientierte Nation wie Deutschland hängt es-
senziell an der Wirtschaftskraft der Euro-Zone bzw. der 
europäischen Nachbarstaaten.

Ernst Burgbacher, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft und Technologie:

Herr Kollege Tiefensee, zunächst will ich noch ein-
mal betonen: Auch die EZB geht von einer Aufhellung 
aus, ohne dass sie dabei die Risiken unterschätzt. Ich 
habe deutlich gesagt: Risiken wollen auch wir nicht aus-
schließen, aber es gibt durchaus Grund zu Optimismus.
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Ich will wiederholen, was ich Ihnen heute Morgen 
schon im Wirtschaftsausschuss gesagt habe: Deutsch-
land steht im europäischen Vergleich sehr gut da. Unser 
oberstes Ziel in Deutschland bleibt die Haushaltskonso-
lidierung. Wir wollen aufhören mit dem Schuldenma-
chen. Das hat natürlich auch für die Haushalte Konse-
quenzen. Wir sehen an unseren Wirtschaftsdaten, dass 
wir das höchste Wachstum unter den vergleichbaren 
Ländern haben.

Wir setzen, so wie ich das gerade gesagt habe, auch 
im europäischen Rahmen auf Schuldenabbau; denn die 
viel zu hohen Schulden sind der eigentliche Grund für 
die ganze Krise. Wir setzen auf Erhöhung der Wettbe-
werbsfähigkeit. Da sind wir in Europa aktiv. Das machen 
wir bilateral mit allen Ländern. Wenn wir uns manche 
Länder anschauen, sehen wir: Wir haben da auch schon 
erste Erfolge. – Ich glaube, das ist wirklich der richtige 
Weg, den wir entschlossen weiter beschreiten werden. 
Dies bedeutet natürlich auch, dass wir den Ländern hel-
fen. Wir wissen aber, dass zum Beispiel europäische 
Strukturmittel zum Teil gar nicht abgerufen wurden. 
Hier haben wir Änderungen vorgenommen. Aber gene-
rell führt nichts an einer Konsolidierung und einer Erhö-
hung der Wettbewerbsfähigkeit vorbei.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zu einer zweiten Nachfrage.

Wolfgang Tiefensee (SPD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Meine zweite Nach-

frage bezieht sich auf die Finanzierung des Mittelstandes 
sowohl in Deutschland als auch in der Europäischen 
Union. Momentan haben wir die Lage zu verzeichnen, 
dass auf der einen Seite Liquidität aus den südeuropäi-
schen Ländern nach Deutschland abgezogen wird und 
dass auf der anderen Seite diese Staaten im Hinblick auf 
ihre Konsolidierungsprogramme über die EZB finanziert 
werden.

Noch gibt es beim Mittelstand keinen Engpass, was 
die mittelfristigen Kredite angeht. Aber es deutet sich an, 
dass wir zum einen in der Zukunft weniger Langfristkre-
dite generieren können und zum anderen die Liquidität 
aus den südeuropäischen Staaten herausziehen, was im 
Zusammenhang mit Basel III natürlich dazu führen wird 
– auch die südeuropäischen Länder müssen sich an diese 
Regeln halten –, dass dort Liquidität für die wirtschaftli-
che Entwicklung fehlt. Wie sehen Sie in diesem Zusam-
menhang die Perspektive für den Mittelstand?

Ernst Burgbacher, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft und Technologie:

Herr Kollege Tiefensee, die Finanzierungssituation 
des Mittelstandes in Deutschland ist im Augenblick gut. 
Dazu trägt insbesondere bei, dass die Eigenkapitalbasis 
des Mittelstandes von unter 10 Prozent noch vor fünf 
Jahren auf deutlich über 20 Prozent gestiegen ist. Dies 
ist die allerwichtigste Voraussetzung für eine gute Situa-
tion des Mittelstandes.

Was die Kreditversorgung durch die Banken betrifft, 
ist die Lage nach wie vor ebenfalls völlig entspannt. Es 

ist uns ja nach allem, was man jetzt weiß, auch gelungen, 
Basel III einige Zähne zu ziehen, sodass auch dort der 
klassische Mittelstandskredit, wie wir ihn bisher kennen, 
nicht mit höherem Risiko unterlegt wird und deshalb 
auch die langfristigen Kredite in der Zukunft weiter be-
stehen werden. Daher bin ich sehr optimistisch, dass wir 
hier keine Finanzierungsprobleme bekommen. Dies gilt 
jedenfalls für Deutschland; in anderen Ländern Europas 
mag es anders aussehen.

Ich will aber auch Folgendes deutlich sagen: Wir 
müssen alles tun, um zu verhindern, dass wir durch Steu-
ererhöhungen und andere Dinge die Eigenkapitalbasis 
des Mittelstandes schwächen. Das wäre das eigentliche 
Einfallstor für Probleme. Deshalb haben wir auch eine 
klare Position, mit der wir signalisieren, dass dies bei 
uns nicht geschieht.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich rufe die Frage 4 des Kollegen Dr. Martin 

Schwanholz auf:
Wie viele Wasserbetriebe und Gesundheitsdienste, hier 

insbesondere Krankenhäuser und Altenheime, in Deutsch-
land, die sich nach aktuellem Stand bereits für eine Einbin-
dung privater Partner entschieden haben, werden nach Kennt-
nis der Bundesregierung als Konsequenz der europäischen 
Richtlinie über die Konzessionsvergabe und daraus notwendi-
ger Umstrukturierungen von (teil-)öffentlich getragenen Ein-
richtungen zukünftig zur Ausschreibung verpflichtet sein, und 
welche Mehrkosten für die Kommunen im Bereich Daseins-
vorsorge sind hieraus nach Kenntnis der Bundesregierung zu 
erwarten?

Bitte, Herr Staatssekretär.

Ernst Burgbacher, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft und Technologie:

Danke, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr Kol-
lege Dr. Schwanholz, schon derzeit muss nach der ein-
schlägigen Rechtsprechung die Erteilung von Dienstleis-
tungskonzessionen durch öffentliche Auftraggeber an 
Dritte grundsätzlich in einem transparenten und diskri-
minierungsfreien Verfahren erfolgen. Ob eine Aus-
schreibung auf der Basis der geplanten Richtlinie erfol-
gen müsste, hängt ganz wesentlich von der Gestaltung 
im Einzelfall ab. Vor diesem Hintergrund lassen sich 
beim besten Willen keine verlässlichen Aussagen zur 
Anzahl der betroffenen Fälle treffen. Unabhängig davon 
kann allerdings – auch dies möchte ich deutlich machen –
ein wettbewerbliches Verfahren zu niedrigeren Preisen 
für Verbraucher führen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur ersten Nachfrage.

Dr. Martin Schwanholz (SPD):
Vielen Dank für die Beantwortung, Herr Staatssekre-

tär. – Ich habe eine Nachfrage. Es ist unzweifelhaft, dass 
die Gefahr besteht, dass wir im Bereich Vergabe – Stich-
wort Baukonzession, Stichwort Rüffert-Urteil – in der 
beabsichtigten Richtlinie auch Lohndumpingtendenzen 
intendieren. Was gedenkt die Bundesregierung zu unter-
nehmen, damit im Zuge dieser Richtlinie die Tariflöhne 
vor Ort eingehalten werden, und ist der Beitritt zur ILO-
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(A) (C)

(D)(B)
Konvention Nr. 94 eventuell eine Option für die Bundes-
regierung?

Ernst Burgbacher, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft und Technologie:

Lieber Herr Kollege Dr. Schwanholz, wir befinden 
uns zurzeit im Verfahren; im Rahmen der nächsten Frage 
kommen wir dann auch noch darauf zu sprechen. Ich be-
tone erneut, weil es in der öffentlichen Diskussion zum 
Teil mit einem völlig anderen Zungenschlag läuft, dass 
die Dienstleistungskonzessionsrichtlinie sinnvoll ist. 
Aufgrund der Fülle an Rechtsprechung in diesem Be-
reich ist es sinnvoll, diese Punkte in Gesetzesform zu 
kleiden. Dies erhöht das Vertrauen und die Verlässlich-
keit.  Über die kritischen Punkte, auf die wir wahrschein-
lich noch zu sprechen kommen werden, sind wir im stän-
digen Gespräch. Aber ich glaube, wir sind im 
Augenblick auf einem guten Weg.

Ich kann Ihnen zu Ihrer konkreten Frage nur sagen, 
dass wir alles das, was uns betrifft, dort in den Prozess 
einbringen. Wir befinden uns im Trilogverfahren, und da 
haben wir über die Ratspräsidentschaft und über das Eu-
ropäische Parlament natürlich noch weitere Möglichkei-
ten.

Vizepräsidentin Petra Pau:

Sie haben das Wort zu einer zweiten Nachfrage. – Sie 
verzichten.

Dann kommen wir zur Frage 5:

Wie ist der aktuelle Stand der Trilogverhandlungen, be-
sonders bezüglich gelöster Kontroversen und noch offener 
Diskussionspunkte, und wann ist mit Ergebnissen zu rechnen?

Bitte, Herr Staatssekretär.

Ernst Burgbacher, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft und Technologie:

Herr Kollege Dr. Schwanholz, ich habe die Trilogver-
handlungen bereits angesprochen. Für diejenigen, die 
sich auf diesem Gebiet nicht auskennen, sei gesagt: Das 
sind die Verhandlungen zur Konzessionsrichtlinie zwi-
schen Rat, Europäischem Parlament und Europäischer 
Kommission; sie laufen seit Anfang März dieses Jahres. 
Derzeit liegt den Mitgliedstaaten noch kein neuer Text-
vorschlag vor. Die Vorschriften zur öffentlich-rechtli-
chen Zusammenarbeit, die unter anderem den Bereich 
der Wasserversorgung berühren können, waren noch 
nicht Gegenstand der Verhandlungen. Die Verhand-
lungspartner streben nach eigenen Angaben einen Ab-
schluss der Verhandlungen noch im ersten Halbjahr 2013 
an.

Vizepräsidentin Petra Pau:

Sie haben das Wort zu einer ersten Nachfrage.

Dr. Martin Schwanholz (SPD):
Vielen Dank, Herr Staatssekretär. – Ich habe eine 

ganz kurze Nachfrage: Auf welcher Ebene führt die 

Bundesregierung die Verhandlungen, auf Staatssekretärs-
ebene oder auf Abteilungsleiterebene?

Ernst Burgbacher, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft und Technologie:

Ich müsste Ihnen die Antwort nachreichen, Herr 
Dr. Schwanholz.

Dr. Martin Schwanholz (SPD):
Gut.

Ernst Burgbacher, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft und Technologie:

Wir sind natürlich im ständigen Diskussionsprozess 
mit den Fachleuten. Wenn es um Punkte geht, bei denen 
unsere Interessen besonders berührt sind, sind wir hoch-
rangig vertreten. Die genaue Antwort reiche ich Ihnen 
aber gerne nach.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das halten wir fest. – Haben Sie eine zweite Nach-

frage?

Dr. Martin Schwanholz (SPD):
Ich will noch die folgende Nachfrage anschließen: 

Sind Sie auch der Auffassung wie wir, dass wir aufgrund 
der Bedeutung, die wir der Sache beimessen, den Ver-
handlungen Nachdruck verleihen müssen? Darüber muss 
natürlich hochrangig verhandelt werden, weil die Exis-
tenz und die Interessen sehr vieler Menschen vor Ort, 
also auch in den Kommunen, betroffen sind.

Ernst Burgbacher, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft und Technologie:

Da kann ich Ihnen nur zustimmen, und das tun wir 
auch. Wir sind übrigens im ständigen Gespräch mit den 
Kommunen und haben das auch hier im Hohen Hause 
diskutiert. Wir alle wollen zu einer guten Lösung kom-
men. Mit den Ankündigungen von Kommissar Barnier, 
auf die deutsche Position einzugehen, haben wir auch 
schon einen ersten Erfolg erzielt, der aber noch nicht zu 
einer konkreten Festlegung geführt hat. Aber wir gehen 
fest davon aus, dass dies so kommen wird.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Danke, Herr Staatssekretär. – Die Frage 6 der Kolle-

gin Bärbel Höhn sowie die Fragen 7 und 8 der Kollegin 
Viola von Cramon-Taubadel sollen schriftlich beantwor-
tet werden.

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Auswärtigen 
Amtes. Zur Beantwortung der Fragen steht die Staatsmi-
nisterin im Auswärtigen Amt Cornelia Pieper zur Verfü-
gung.

Ich rufe die Frage 9 des Kollegen Dr. Rolf Mützenich 
auf:

Beurteilt die Bundesregierung die arabische Halbinsel als 
Spannungsgebiet und, wenn nein, warum nicht?

Bitte, Frau Staatsministerin.
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Cornelia Pieper, Staatsministerin im Auswärtigen 
Amt:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter, ich antworte auf Ihre Frage wie folgt: Die 
arabische Halbinsel umfasst, wie Sie wissen, die sechs 
Staaten des Golfkooperationsrates und die Republik 
Jemen. Sie ist kein homogenes Gebilde: Sehr reiche, 
kleine Golfstaaten wie der Staat Katar stehen einem fra-
gilen Staatsgebilde wie Jemen gegenüber. Die politische 
Lage in diesen Ländern und die jeweiligen regionalen 
Herausforderungen, denen sie gegenüberstehen, müssen 
daher jeweils anlassbezogen und im Einzelfall beurteilt 
werden.

Die Bundesregierung unterhält enge Beziehungen zu 
den Staaten des Golfkooperationsrates und zu Jemen. 
Länder wie das Königreich Saudi-Arabien, das zu den 
G 20 gehört, und die Vereinigten Arabischen Emirate 
sind in einer Vielzahl regionaler und internationaler Fra-
gen wichtige Partner Deutschlands – politisch, wirt-
schaftlich sowie bei der Bekämpfung des internationalen 
Terrorismus.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur ersten Nachfrage.

Dr. Rolf Mützenich (SPD):
Vielen Dank, Frau Staatsministerin. – Ihnen wird be-

kannt sein, aber vielleicht nicht der Öffentlichkeit, wo-
rauf sich diese Frage letztlich bezieht. Der frühere Au-
ßenminister Genscher hat ja die Bundesregierung 
aufgefordert, keine Panzer nach Saudi-Arabien zu lie-
fern, weil es sich um ein Spannungsgebiet handele. Ich 
nehme an, dass diese Expertise auch bei Ihnen zumin-
dest zur Kenntnis genommen worden ist. Ob sie zu Kon-
sequenzen führt, ist eine zweite Sache. Aber wenn es 
sich nicht um ein Spannungsgebiet handelt, wie Sie hier 
kundgetan haben: Wie interpretieren Sie denn dann die 
vorhandenen Grenzkonflikte, die Saudi-Arabien mit 
Nachbarstaaten hat, die Territorialkonflikte im Persi-
schen Golf, die Machtkonflikte zwischen einzelnen Län-
dern und insbesondere das Vorhandensein von inneren 
Unruhen? Ist das nicht par excellence ein Spannungsge-
biet?

Cornelia Pieper, Staatsministerin im Auswärtigen 
Amt:

Sie wissen, dass ich die Meinung des früheren Bun-
desaußenministers, Hans-Dietrich Genscher, sehr 
schätze. Trotzdem können wir uns hier im Deutschen 
Bundestag beim Thema Rüstungsexporte nicht über Spe-
kulationen unterhalten. Sie spielen auf Medienberichte 
über Rüstungslieferungen an Saudi-Arabien an. Ich kann 
Ihnen nur sagen, dass dies, wie Sie wissen, der Geheim-
haltung unterliegt. Der Deutsche Bundestag wird durch 
den jährlichen Rüstungsexportbericht der Bundesregie-
rung umfangreich informiert.

Saudi-Arabien spielt bei der Lösung regionaler Kon-
flikte eine zentrale Rolle. Auch das wissen Sie. Saudi-
Arabien hat 2002 die sogenannte Arabische Friedensini-
tiative für den Nahen Osten initiiert und hat damit auch 

zur Normalisierung der Beziehungen zwischen den ara-
bischen Staaten und Israel beigetragen. Saudi-Arabien 
hat aber auch bei den Bemühungen um einen friedlichen 
und geordneten Machtwechsel im Jemen eine wichtige 
Rolle gespielt. Die Tatsache, dass der ehemalige jemeni-
tische Staatspräsident Ali Abdullah Salih in einen 
Machtverzicht eingewilligt hat, war wesentlich darauf 
zurückzuführen, dass Saudi-Arabien seinen Einfluss dort 
geltend gemacht hat.

Sie kennen auch die kritische Haltung Saudi-Arabiens 
– diese ist uns ebenfalls wichtig – gegenüber dem Assad-
Regime in Syrien. Diese Position ist für einen klaren 
Kurs der Arabischen Liga entscheidend. Saudi-Arabien 
hat sich international frühzeitig dafür eingesetzt, dass 
auf Syrien politischer Druck ausgeübt wird, um die dor-
tigen Repressionen zu beenden. Ich kann die Befürch-
tungen, die Sie hier äußern, also nicht teilen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur zweiten Nachfrage.

Dr. Rolf Mützenich (SPD):
Frau Staatsministerin, ich habe diese Ansicht nicht für 

mich selbst, sondern in Vertretung für viele andere Ex-
pertinnen und Experten geäußert. Deswegen noch ein-
mal die Frage: Können Sie hier im Deutschen Bundestag 
darlegen, dass Saudi-Arabien allein friedliche Beziehun-
gen insbesondere in seiner unmittelbaren Nachbarschaft 
pflegt? Gibt es also keine Grenzkonflikte, keine Territo-
rialkonflikte und keine Machtkonflikte mit benachbarten 
Staaten? Hat Saudi-Arabien bisher keine Waffen in an-
dere Gebiete geliefert?

Cornelia Pieper, Staatsministerin im Auswärtigen 
Amt:

Wie Sie wissen, ist die Lage in der Region sehr kom-
pliziert. Ich sage noch einmal: Wir sind auf eine enge 
Kooperation mit Saudi-Arabien angewiesen, was die Si-
cherung von Grenzen angeht. Herr Abgeordneter, Sie 
wissen weiterhin, dass Saudi-Arabien immer klar dar-
gelegt hat, dass es keine Konfrontation mit dem Iran be-
absichtigt. Das gilt im Übrigen auch umgekehrt. Es gibt 
viele Beispiele von derartigen Äußerungen seitens der 
saudi-arabischen Regierung.

Wir sind uns aber auch bewusst, dass es in dem Land 
schwerwiegende Verletzungen der Menschenrechte gibt. 
Die Bundesregierung spricht dieses Thema nicht nur bi-
lateral, sondern auch auf internationalen Begegnungen 
ständig an. Ich glaube, es ist wichtig, dass man das eine 
tut, ohne das andere zu lassen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Wir kommen zur Frage 10 des Kollegen Dr. Rolf 

Mützenich:

Ist die Bundesregierung der Ansicht, dass die Lieferung 
von hochmodernen Kampfpanzern Leopard 2A7+ zur Ent-
spannung der sicherheitspolitischen Lage auf der arabischen 
Halbinsel beiträgt?

Bitte, Frau Staatsministerin.
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Cornelia Pieper, Staatsministerin im Auswärtigen 
Amt:

Herr Abgeordneter Mützenich, ich dachte, ich hätte 
die Frage eigentlich schon beantwortet. Wenn Sie wol-
len, wiederhole ich gerne noch einmal den Stand der 
Dinge, den auch Sie kennen.

Wir können uns bei der Diskussion über das Thema 
Rüstungslieferungen – der Bundessicherheitsrat nimmt 
dieses Thema sehr ernst; deswegen gilt hier auch die ent-
sprechende Geheimhaltungsstufe – nicht auf Anspielun-
gen in den Medien beziehen. Ich verweise noch einmal 
auf den Rüstungsexportbericht, der Ihnen vorgelegt 
wird. 

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur ersten Nachfrage.

Dr. Rolf Mützenich (SPD):
Vielen Dank. – Sie haben sowohl in Ihrer vorherigen 

als auch in Ihrer jetzigen Antwort kundgetan, dass es um 
Geheimhaltung geht. Daher würde ich mit Genehmigung 
der Präsidentin gern aus einem Interview der Tageszei-
tung Die Welt vom 16. April 2013 zitieren, im Rahmen 
dessen der Fraktionsvorsitzende der CDU/CSU zu den 
Panzerlieferungen nach Saudi-Arabien befragt worden 
ist. Der erste Satz seiner Antwort auf die entsprechende 
Frage lautete: „Es gibt noch keine Entscheidung der 
Bundesregierung.“

Mir ist natürlich aufgefallen, dass diese Äußerung mit 
der Geheimhaltung, die die Bundesregierung immer 
wieder betont, offensichtlich nicht in Deckung zu brin-
gen ist. Zumindest wird der Fraktionsvorsitzende von ir-
gendjemandem informiert worden sein. Sie sollten ver-
suchen, herauszufinden, ob möglicherweise ein Mitglied 
des Bundessicherheitsrates den Fraktionsvorsitzenden 
nicht nur informiert, sondern auch legitimiert hat, diese 
Aussage in einem Interview zu machen.

(Dr. Martin Lindner [Berlin] [FDP]: Reine 
Spekulation!)

Cornelia Pieper, Staatsministerin im Auswärtigen 
Amt:

Ich möchte darauf antworten, Herr Abgeordneter, 
dass wir uns hier nicht zu Spekulationen äußern. Ich 
kann nicht erkennen, dass die Worte des Fraktionsvorsit-
zenden der CDU/CSU, Herrn Kauder, dem, was ich vor-
weg gesagt habe, widersprechen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben die Möglichkeit zu einer zweiten Nach-

frage.

Dr. Rolf Mützenich (SPD):
Ich habe natürlich gehofft, dass der Deutsche Bundes-

tag in den Entscheidungsfindungsprozess über mögliche 
Rüstungslieferungen einbezogen werden soll; das hat der 
Fraktionsvorsitzende Kauder auch durchaus reklamiert. 
Die Chance dazu hätte ich an Ihrer Stelle wahrgenom-
men; das wäre eine positive Aussage gewesen, die Sie in 

Bezug auf das Interview hätten machen können. Sie sa-
gen, es seien Spekulationen. Das sind aber keine Speku-
lationen. Noch einmal: Herr Kauder sagt, es gebe noch 
keine Entscheidung der Bundesregierung. Stimmt das?

Cornelia Pieper, Staatsministerin im Auswärtigen 
Amt:

Sie wissen, Herr Abgeordneter, in Bezug auf die Ein-
beziehung des Parlaments in Entscheidungen zu Rüs-
tungsexporten wird eine offene Diskussion im zuständi-
gen Ausschuss geführt. Dieser will ich jetzt nicht 
vorgreifen. Das gehört zur Entscheidungsfindung des 
Deutschen Bundestages. Ich kann Sie nur darauf hinwei-
sen, dass Sie die Chance nutzen sollten, Herrn Kauder 
persönlich anzusprechen und nach seinen Worten zu be-
fragen. Ich kann nicht einfach für ihn antworten, denke 
aber, dass meine Antwort sich mit dem, was Herr 
Kauder Ihnen antworten würde, deckt.

Vizepräsidentin Petra Pau:

Die Kollegin Inge Höger hat das Wort zu einer weite-
ren Nachfrage.

(Dr. Martin Lindner [Berlin] [FDP]: Bei der 
SPD ist keiner mehr da, der nachfragt!)

Inge Höger (DIE LINKE):
Frau Staatsministerin Pieper, Sie sagen, es sei noch 

keine Entscheidung gefallen, und alles sei ganz geheim.

(Dr. Martin Lindner [Berlin] [FDP]: Das hat 
sie nicht gesagt!)

Ich habe daher eine Nachfrage zur Sicherheitslage in der 
Region.

Auf der einen Seite haben Sie auf Nachfrage immer 
wieder – auch mir – gesagt, dass insbesondere Deutsch-
land für die Sicherheit Israels eine ganz besondere Rolle 
spielt. Auf der anderen Seiten sagen Sie jetzt, dass auch 
Saudi-Arabien ein Sicherheitsfaktor in der Region sei; 
das bezweifle ich allerdings sehr. Ich möchte vor diesem 
Hintergrund wissen: Besteht die Möglichkeit eventueller 
Waffenlieferungen an Saudi-Arabien, obwohl die Golf-
kooperationsstaaten den Staat Israel bisher nicht an-
erkannt haben?

Cornelia Pieper, Staatsministerin im Auswärtigen 
Amt:

Frau Abgeordnete, Sie versuchen hier über Umwege, 
eine Antwort auf Fragen zu bekommen,

(Inge Höger [DIE LINKE]: Ja, ich versuche es 
immer wieder!)

die ich Ihnen hier in diesem Hause nicht geben kann und 
auch nicht geben werde. Ich möchte Sie außerdem bit-
ten, mich nicht mit Worten zu zitieren, die ich gar nicht 
gesagt habe. Die Worte, die Sie hier genannt haben, 
stammen aus einem Interview mit Herrn Kauder. Deswe-
gen kann ich nicht bestätigen, dass irgendeine Entschei-
dung getroffen worden ist.
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Vizepräsidentin Petra Pau:
Danke, Frau Staatsministerin. – Die Frage 11 der Kol-

legin Sevim Dağdelen soll schriftlich beantwortet wer-
den.

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums des Innern.

Die Frage 12 des Kollegen Andrej Hunko und die 
Frage 13 des Kollegen Tom Koenigs sollen schriftlich 
beantwortet werden.

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums der Justiz.

Die Frage 14 des Kollegen Tom Koenigs und die 
Frage 15 des Kollegen Hans-Christian Ströbele sollen 
schriftlich beantwortet werden.

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministe-
riums der Finanzen auf. Zur Beantwortung der Fragen 
steht der Parlamentarische Staatssekretär Steffen 
Kampeter zur Verfügung.

Wir kommen zur Frage 16 des Kollegen Dr. Hermann 
E. Ott:

Wann ist mit dem Bewirtschaftungsschreiben des Bundes-
ministeriums der Finanzen, BMF, zum Energie- und Klima-
fonds zu rechnen, das üblicherweise Ende Dezember/Anfang 
Januar vorliegt und spätestens für Ende März 2013 vorgese-
hen war, und wie bewertet die Bundesregierung das Nichtvor-
liegen des Berichts angesichts dessen, dass die Fachressorts 
ihre für 2013 geplanten Programme erst starten können, wenn 
das Bewirtschaftungsschreiben des BMF vorliegt, und dies 
faktisch einen Förderstopp für die Programme bedeutet, die 
nicht auf rechtlich bindenden Zusagen aus den letzten Jahren 
beruhen?

Bitte, Herr Staatssekretär.

Steffen Kampeter, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Finanzen:

Danke, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr Kol-
lege Ott, ich kann Ihnen sagen, dass das Bewirtschaf-
tungsschreiben gestern versandt worden ist. Es ist um-
fassend veröffentlicht und dem Parlament zur Verfügung 
gestellt worden. Insoweit ist eine Bewertung, warum es 
noch nicht vorliegt, entbehrlich.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Haben Sie eine Nachfrage? –

(Abg. Thomas Oppermann [SPD] führt an sei-
nem Platz ein Telefongespräch)

– Kollege Oppermann, könnten Sie das mit den Termin-
planungen irgendwie anders lösen, damit es nicht ins 
Protokoll kommt?

(Heiterkeit – Eckart von Klaeden, Staatsminis-
ter: Dass er „woanders boxen“ muss, ist doch 
interessant! – Steffen Kampeter, Parl. Staatsse-
kretär: Frau Präsidentin, Sie können uns gerne 
weiter an den Planungen des Kollegen 
Oppermann teilhaben lassen! – Dr. Hermann 
E. Ott [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Viel-
leicht könnte er auch gleich ins Mikro spre-
chen!)

Gleichwohl kommen wir nun zur Nachfrage des Kol-
legen Ott.

Dr. Hermann E. Ott (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Darf ich um eine Neujustierung der Uhr bitten? – 
Danke schön.

Herr Kollege Kampeter, vielen Dank, dass das Be-
wirtschaftungsschreiben gestern endlich vorgelegt wor-
den ist. Als ich die Frage abgefasst hatte, war das noch 
nicht der Fall. Normalerweise kommt es im Januar, dann 
war es für März angekündigt, jetzt kam es eben erst im 
April; aber es sind ja auch schwierige Zeiten.

Gestern gab es die Entscheidung des Europäischen 
Parlaments zum Backloading. Man muss sagen: Es ist 
eine Katastrophe, ein Tiefpunkt der europäischen Klima- 
und Energiepolitik. Kurz darauf fiel der Zertifikatepreis 
auf 2,90 Euro. Das BMF geht in seinem Schreiben von 
einem Preis von 4,50 Euro aus. Der niedrigere Zertifika-
tepreis wird natürlich Konsequenzen haben. Meine 
Frage: Befürwortet das BMF eine Stützung des Emissi-
onshandels, des Zertifikatepreises? Unterstützen Sie Ih-
ren Kollegen Peter Altmaier?

Steffen Kampeter, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Finanzen:

Herr Kollege Ott, zunächst einmal weise ich darauf 
hin, dass das Europäische Parlament gestern keine end-
gültige Entscheidung hinsichtlich einer Neujustierung 
des Zertifikatehandels getroffen hat. Wie ich auch nach 
Rücksprachen mit Kollegen aus dem EP erfahren habe, 
hat es lediglich eine Rücküberweisung der Vorlage in die 
Ausschüsse gegeben. Wir werden jetzt – ich denke, auch 
aus Respekt vor der Entscheidungskompetenz anderer 
Parlamente – das Ergebnis der neuerlichen Beratungen 
in den Ausschüssen abwarten müssen.

Es ist richtig, dass wir in unseren Planungen zu den 
Einnahmen des EKF zum gegenwärtigen Zeitpunkt von 
einem Zertifikatepreis von 4,50 Euro ausgehen. Daraus 
ergäbe sich eine Einnahme von knapp 900 Millionen 
Euro für den EKF. Hinzu kommen die Rücklagen. Hinzu 
kommt auch, dass der Verwaltungsrat der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau in dieser Woche einen Betrag von 
311 Millionen Euro für Maßnahmen im Bereich Energie 
und Klima zur Verfügung gestellt hat, sodass wir im lau-
fenden Jahr knapp 1,4 Milliarden Euro für diesen Pro-
grammbereich zur Verfügung stellen können. Dies halte 
ich nicht nur für einen respektablen Geldbetrag, sondern 
auch für ein wirksames Signal, dass die Bundesregie-
rung die Energie- und Klimaschutzmaßnahmen, auch ge-
fördert aus öffentlichen Mitteln, ernst nimmt.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur zweiten Nachfrage.

Dr. Hermann E. Ott (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Vielen Dank für die ausweichende Antwort, Herr 
Kampeter. Ich wiederhole die Frage: Hält das BMF eine 
Stützung des Emissionshandels für notwendig?



29106 Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 233. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 17. April 2013

Dr. Hermann E. Ott

(A) (C)

(D)(B)
Zweite Frage: Wird denn die Tatsache, dass wir mit 
einem Zertifikatepreis von im Mittel vielleicht 3 Euro 
rechnen können, Einfluss auf die Bereitstellung weiterer 
Mittel haben? – Ursprünglich waren für den Fonds 
2 Milliarden Euro veranschlagt. Jetzt sind wir, wie Sie 
sagen, bei 1,4 Milliarden Euro. Wahrscheinlich wird es 
nur 1 Milliarde Euro sein. Sie werden also über weitere 
Anpassungen nachdenken müssen. Wie stellen Sie sich 
darauf ein?

Steffen Kampeter, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Finanzen:

Herr Kollege Ott, erst einmal halte ich fest: Im Jahr 
2013 stehen im Vergleich zu den bisher den Fachressorts 
zugewiesenen Mitteln 500 Millionen Euro zusätzlich zur 
Verfügung. Nun ist meine Tätigkeit im Umweltaus-
schuss irgendwann in den 90er-Jahren ausgelaufen;

(Dr. Hermann E. Ott [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sie können gerne mal vorbeikom-
men!)

ich bin dann in ein anderes Feld der Nachhaltigkeit ge-
wechselt. Dennoch halte ich 500 Millionen Euro zusätz-
lich für eine nicht zu vernachlässigende Größe.

Zweiter Hinweis. Natürlich sind die Bundesregierung 
und der Finanzminister froh, wenn der Zertifikatepreis 
höher ist, als er beispielsweise heute ist. Sie haben eine 
Momentaufnahme geschildert: Marktinterventionen, die 
Unsicherheiten aufgrund der Beschlusslage des Europäi-
schen Parlamentes. Das darf aber nicht zu der Schluss-
folgerung führen, dass wir deswegen einen durchschnitt-
lichen Zertifikatepreis von 3 Euro haben. Wir halten an 
unserer Schätzung von 4,50 Euro fest, die uns als Grund-
lage dient. Ich sehe auch keine Notwendigkeit, vor dem 
Deutschen Bundestag in dem von Ihnen beschriebenen 
Sinne Spekulationen anzustellen, was passieren könnte, 
wenn unsere Vorhersage nicht eintritt. Wir halten sie für 
valide.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Die Fragen 17 und 18 der Kollegin Doris Barnett, die 

Fragen 19 und 20 der Kollegin Dr. Barbara Höll sowie 
die Fragen 21 und 22 des Kollegen Dr. Axel Troost zum 
Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 
sollen schriftlich beantwortet werden.

Ich rufe die Frage 23 des Kollegen Manfred Kolbe 
auf:

In welcher Höhe hat sich das deutsche Haftungsrisiko von 
rund 350 Milliarden Euro aus den Euro-Rettungspaketen und 
rund 400 Milliarden Euro aus TARGET-Verbindlichkeiten bis 
heute bereits realisiert bzw. wird sich bis Ende 2013 realisie-
ren?

Bitte, Herr Staatssekretär.

Steffen Kampeter, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Finanzen:

Kollege Kolbe fragt nicht nur nach dem Risiko, son-
dern auch danach, ob der deutsche Steuerzahler Zahlun-
gen zu befürchten hat. Meine Antwort ist: Bis heute hat 
sich keines der von Ihnen beschriebenen mit den Ret-

tungspaketen verbundenen Risiken realisiert. Auch in 
Bezug auf die TARGET-Verbindlichkeiten gibt es kei-
nerlei Zahlungsverpflichtung.

Sie beschreiben, dass es dort Risiken gibt – das ist 
richtig –, aber ich möchte Ihnen darauf antworten:

Wir haben eine kluge Politik zur Stabilisierung des 
europäischen Währungsgebietes verfolgt, die zu einer 
sinkenden Risikowahrnehmung auf den internationalen 
Kapitalmärkten geführt hat. Der Einsatz von deutscher 
und europäischer Wirtschaftskraft hat zur Stabilisierung 
beigetragen. Keines der Risiken hat sich in dem von Ih-
nen hier beschriebenen Volumen realisiert.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur ersten Nachfrage.

Manfred Kolbe (CDU/CSU):
Dass sich das Risiko in dem Volumen noch nicht re-

alisiert hat, ist mir bekannt. Habe ich Ihre Antwort rich-
tig verstanden: Bisher hat sich noch kein Haftungsrisiko 
realisiert? Kein einziger Euro?

Steffen Kampeter, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Finanzen:

Bislang ist es weder zu einer Inanspruchnahme der 
deutschen Gewährleistung gegenüber der EFSF gekom-
men noch zu Verlusten seitens des ESM. Die Antwort 
lautet also: null.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben keine zweite Nachfrage? – Dann kommen 

wir zu Ihrer zweiten Frage.

Ich rufe die Frage 24 des Kollegen Kolbe auf:

Wie will die Bundesregierung im Ernstfall ohne einen 
Rückgriff auf inländische Spareinlagen diese Haftung finan-
zieren?

Bitte, Herr Staatssekretär.

Steffen Kampeter, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Finanzen:

Der Fragesteller hat einen Zusammenhang zwischen 
einem Ernstfall und den inländischen Spareinlagen her-
gestellt. Herr Kollege Kolbe, der Ernstfall ist nicht ein-
getreten, und wir sind relativ erfolgreich darin, den von 
Ihnen befürchteten Ernstfall zu vermeiden. Es gibt kei-
nen sachlichen Zusammenhang zwischen den Gewähr-
leistungen, die Sie in der Frage 23 ansprechen – also 
Rettungsschirme, Zahlungsverkehrssalden der Europäi-
schen Zentralbank –, und den inländischen Spareinlagen.

Es gibt Menschen, die zur Verunsicherung beitragen. 
Das unterstelle ich Ihnen nicht. Aber ich lege sehr viel 
Wert darauf, von einer solchen Verunsicherung der deut-
schen Sparerinnen und Sparer abzusehen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur ersten Nachfrage.
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Manfred Kolbe (CDU/CSU):
Die Regierung eines Landes wie Deutschland, das für 

350 Milliarden Euro bürgt – das ist der derzeitige 
Stand, der Umfang unserer Garantieversprechen ohne 
TARGET-Verbindlichkeiten –, muss sich darüber Ge-
danken machen, wie es die gegebene Garantie im Haf-
tungsfall bedient.

Jeder Bürge muss sich Gedanken machen, wie er im 
Bürgschaftsfall die Forderungen bedient. Um ein Bei-
spiel zu nennen. Ein netter Nachbar bittet Sie darum, für 
eine halbe Million zu bürgen. Das ist ein Betrag, den Sie 
durch Ihr laufendes Einkommen nicht decken können. 
Deswegen werden Sie sich, bevor Sie Ja sagen, Gedan-
ken machen: Wie kann ich die Forderung bedienen? 
Mich interessieren die Gedanken der Bundesregierung 
für den Bürgschaftsfall, den Sie ja nicht ausschließen 
können.

Steffen Kampeter, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Finanzen:

Herr Kollege Kolbe, Sie geben eine verkürzte Interpre-
tation der Rechtsgüterabwägung der Bundesregierung 
zum Schutze der deutschen Steuerzahlerinnen und Steu-
erzahler ab. Mit der Übernahme von Bürgschaften gegen-
über der EFSF oder Eigenkapitalleistungen gegenüber 
dem ESM war beabsichtigt, das Risiko des Zusammen-
bruchs und die damit verbundenen erheblichen wirt-
schaftlichen Folgen, die sich aus einem Auseinanderbre-
chen der Euro-Zone und der europäischen Integration für 
die deutsche Volkswirtschaft insgesamt, aber auch für 
viele deutsche Arbeitsplätze sehr konkret ergaben, abzu-
wenden.

Das heißt, das ist eine Investition in Sicherheit. Es 
wird nicht versucht, dieses Risiko in irgendeiner Art und 
Weise zu realisieren, sondern mit der Etablierung der 
EFSF, also des zeitweiligen Rettungsschirms, und des 
dauerhaften Rettungsschirms versuchen wir, Risiken 
vom deutschen Volke abzuwenden. In regelmäßig statt-
findenden Treffen mit den europäischen Partnern leisten 
wir alles, was erforderlich ist, damit die Risiken sich 
nicht realisieren. Die ersten Erfolge, beispielsweise die 
Rebalancierung innerhalb der Euro-Zone, das Sinken der 
aufgrund bestimmter Risiken erhobenen Zinszuschläge 
oder auch der Rückgang der Budgetdefizite, belegen, 
dass sich diese Politik der Übernahme von Verantwor-
tung zum Schutze der deutschen Steuerzahler auszahlt.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur zweiten Nachfrage.

Manfred Kolbe (CDU/CSU):
Herr Staatssekretär, niemand bestreitet, dass die Bun-

desregierung sich seit Jahren in Europa sehr engagiert 
für Stabilität einsetzt, dass sie bei dem Ringen darum 
oftmals einen schweren Stand hat, auch nicht, dass sie 
viele Erfolge zu verzeichnen hat. Das bestreitet niemand. 
Trotzdem sage ich: Ich würde niemanden eine Bürg-
schaft oder ein Garantieversprechen unterschreiben las-
sen – das sage ich auch vor meinem beruflichen Hinter-
grund als Notar –, ohne ihm klarzumachen, dass er damit 

rechnen muss, dass sich das Risiko realisiert. Damit 
muss man immer rechnen, auch wenn wir alle hoffen, 
dass es sich nicht realisiert. Das ist ja unbenommen. 
Aber Sie müssen damit rechnen, dass es sich realisiert. 
Was passiert dann? Wenn Sie auf diese Frage keine Ant-
wort geben, leisten Sie Spekulationen Vorschub, die wir 
alle nicht gerne hören.

Steffen Kampeter, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Finanzen:

Ich möchte zwischen uns jetzt keinen Streit über den 
Gehalt spekulativer Fragen herbeiführen, sondern ich 
möchte Ihnen unter Verweis auf die rechtlichen Gege-
benheiten noch einmal klar und deutlich Folgendes sa-
gen: Eine Bürgschaftsübernahme der Bundesrepublik 
Deutschland im Zusammenhang mit der Euro-Integra-
tion setzt ebenso wie jedes normale Bürgschaftsgeschäft 
voraus – eine solche Bürgschaftsübernahme gibt es ja 
nicht nur im Zusammenhang mit der Euro-Integration, 
sondern auch bezogen auf viele Unternehmen im inlän-
dischen wie im ausländischen Bereich –, dass die Wahr-
scheinlichkeit einer Inanspruchnahme aus dieser Bürg-
schaft als niedrig einzuschätzen ist. Ansonsten wäre der 
Gesetzgeber nach den Grundsätzen des Haushaltsrechtes 
verpflichtet gewesen, eine direkte Zahlungsverpflich-
tung in den Bundeshaushalt aufzunehmen.

Dass die Eintrittswahrscheinlichkeit als gering einge-
schätzt wird, habe ich in der Antwort auf Ihre Frage aus-
drücklich bestätigt. Wir sind nicht in Anspruch genom-
men worden, und wir gehen nicht davon aus, zukünftig 
in Anspruch genommen zu werden. Darüber hinaus tun 
wir alles, damit die Leistungsfähigkeit der sogenannten 
Programmstaaten gesteigert wird.

In den Diskussionen geht es jetzt darum, ob beispiels-
weise Irland und Portugal nach Auslaufen der Stabilisie-
rungsprogramme aus der ihnen gewährten solidarischen 
Hilfe der europäischen Partner aussteigen können. Das 
macht deutlich: Wenn in einem Krisenfall Solidarität er-
forderlich ist, ist die Europäische Gemeinschaft dazu be-
reit, sofern es zu Verhaltensänderungen kommt, die zu 
einer Verbesserung der wirtschaftlichen Lage führen. 
Aus Sicht der Programmstaaten ist das so: Sie haben So-
lidarität erfahren, ihren Laden wieder auf Vordermann 
gebracht und können jetzt die Früchte ernten. Irland und 
Portugal haben eine gute Chance, sich in diesem respek-
tive im nächsten Jahr wieder am Markt und damit ohne 
europäische Solidarität zu finanzieren. So ist die Risiko-
abwägung der Bundesregierung zu verstehen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Danke, Herr Staatssekretär. – Wir kommen zum Ge-

schäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit und 
Soziales. Zur Beantwortung der Fragen steht der Parla-
mentarische Staatssekretär Hans-Joachim Fuchtel zur 
Verfügung.

Die Frage 25 der Kollegin Veronika Bellmann soll 
schriftlich beantwortet werden.

Ich rufe die Frage 26 des Kollegen Andrej Hunko auf:
Inwiefern sieht die Bundesregierung ein Problem in der zu 

geringen deutschen Lohnentwicklung im Verhältnis zur Pro-
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duktivitätsentwicklung und zu einer Inflationsrate im Ein-
klang mit dem Preisziel der EZB (vergleiche www.boeck 
ler.de/42599_42614.htm), und inwiefern befürwortet sie eine 
deutsche Lohnentwicklung nach dem Vorbild Frankreichs, die 
die von EZB-Präsident Mario Draghi kritisierten Wettbe-
werbsnachteile und damit auch Ungleichgewichte in Europa 
reduzieren würde?

Bitte, Herr Staatssekretär.

Hans-Joachim Fuchtel, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Arbeit und Soziales:

Herr Kollege Hunko, Sie greifen mit Ihrer Frage 
volkswirtschaftliche Zusammenhänge auf. Deswegen 
gebe ich Ihnen eine ganz grundsätzliche Antwort: Die 
Lohnentwicklung liegt in der Bundesrepublik Deutsch-
land in der Zuständigkeit der Tarifparteien, welche im 
Rahmen der Tarifautonomie Tarifverträge schließen. Die 
Bundesregierung bekennt sich ausdrücklich zu dieser 
Tarifautonomie. Unbestritten zeigt die aktuelle Entwick-
lung, dass sie sich bewährt hat.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur ersten Nachfrage.

Andrej Hunko (DIE LINKE):
Vielen Dank. – Herr Parlamentarischer Staatssekretär 

Fuchtel, ich frage ja auch nach der Einschätzung der 
Bundesregierung. Es gibt verschiedene Theorien bezüg-
lich der Euro-Krise. Die Vorstellung der Bundesregie-
rung ist, dass es sich um eine Staatsschuldenkrise han-
dele, während es mehr und mehr Ökonomen gibt 
– darauf bezieht sich auch meine Frage –, die sagen, dass 
die Leistungsbilanzunterschiede innerhalb des Euro-
Raums einer der zentralen Punkte der Euro-Krise sind, 
hier insbesondere die niedrige Lohnentwicklung in 
Deutschland; Deutschland ist der einzige europäische 
Staat, in dem sie so niedrig ist. Die Reallöhne in 
Deutschland sind in den letzten zehn Jahren gesunken,

(Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]: Ge-
nauso ist es! – Gegenruf des Abg. Dr. Martin 
Lindner [Berlin] [FDP]: Nein! Sie sind unter-
proportional gestiegen!)

während sie in anderen europäischen Staaten gestiegen 
sind. Dass dies in einem Währungsraum natürlich zu 
Leistungsbilanzspannungen führt, liegt, glaube ich, auf 
der Hand.

Daher stelle ich noch einmal die Frage: Wie schätzt 
die Bundesregierung das ein? Glauben Sie, dass es sich 
ausschließlich um eine Staatsschuldenkrise handelt, oder 
sehen Sie in den Leistungsbilanzen, die auch durch die 
Lohnentwicklung geprägt werden, eine der Ursachen der 
Krise?

Hans-Joachim Fuchtel, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Arbeit und Soziales:

In Deutschland ist man nach unserer Auffassung ei-
nen sehr vernünftigen Weg gegangen. Dieses Thema be-
darf differenzierterer Betrachtungen. Es ist richtig, dass 
beispielsweise die Lohnquote Anfang der 2000er-Jahre 

zurückgegangen ist, vor allem um 2005 herum. Das hat 
seine Gründe gehabt; diese erläutere ich hier gern.

Aber der Rest Ihrer Fragestellung ist unzutreffend. 
Wir haben, wenn man es differenziert betrachtet, eine 
steigende Lohnquote. Ich kann es Ihnen zeigen.

(Der Redner hält ein Schaubild hoch)

Hier sehen Sie den Wert für 2005. Ab 2008 geht es wie-
der bergauf. Das ist der Sachverhalt. Insoweit gehen 
viele der sich daran anschließenden Erörterungen in die 
falsche Richtung.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur zweiten Nachfrage.

Andrej Hunko (DIE LINKE):
In Ihrer Antwort sprechen Sie von der Situation in 

Deutschland. Ich hatte jedoch gezielt nach einer Ein-
schätzung aus europäischer Sicht gefragt, weil Deutsch-
land natürlich auch eine Verantwortung hinsichtlich der 
Euro-Krise hat. Manche sagen, dass diese Niedriglohn-
politik in Deutschland mittlerweile eines der zentralen 
Probleme des Euro-Raums ist.

(Dr. Martin Lindner [Berlin] [FDP]: Absurd!)

Ich frage jetzt hierzu nicht noch einmal nach, sondern 
frage in diesem Kontext nach Ihrer Bewertung der 
Klage, die Belgien vor der EU-Kommission eingereicht 
hat. Bei dieser Klage geht es auch um deutsches 
Lohndumping, hier maßgeblich in der fleischverarbei-
tenden Industrie, in der Löhne von 3 bis 7 Euro pro 
Stunde gezahlt werden. Das ist ja ein Teil der Niedrig-
lohnpolitik in Deutschland. Welche Konsequenzen zie-
hen Sie aus dieser Klage, die eingereicht worden ist? 
Wie stehen Sie dazu?

Hans-Joachim Fuchtel, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Arbeit und Soziales:

Es ist schon ein weiter Denkvorgang, bis man bei den 
Fragestellungen landet, die Sie jetzt hier angeschlossen 
haben. Insoweit möchte ich noch einmal sagen: Die Zu-
sammenhänge, die hier wichtig sind, sind ganz anderer 
Natur. Dabei geht es zum Beispiel um die Frage, wie 
sich die Lohnstückkosten entwickelt haben. Es geht auch 
um Fragen von Zinsen und um sonstige Zusammen-
hänge im volkswirtschaftlichen Bereich. Wenn man die 
Daten zu den Beschäftigungszahlen, zur Stabilisierung 
der Finanzen usw. betrachtet, sieht man, dass das, was in 
der Bundesrepublik Deutschland geschehen ist, ein 
wichtiger und guter Schritt war. Wir zeigen einen Weg 
auf, der auch in anderen Ländern Europas gewünscht 
wäre, um möglichst bald ähnliche Ergebnisse zu errei-
chen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Die Frage 27 der Kollegin Jelpke soll schriftlich be-

antwortet werden.

Ich rufe die Frage 28 des Kollegen Friedrich 
Ostendorff auf:
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Wie beurteilt die Bundesregierung die Beschuldigung der 
belgischen Regierung, Belgiens Schlachthöfe würden durch 
Billiglöhne in Deutschland in den Konkurs getrieben 
(frontal21.zdf.de vom 9. April 2013, Dumpinglöhne), und 
sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, zu handeln, ins-
besondere mit Blick auf Subunternehmertum und Werkver-
träge?

Bitte, Herr Staatssekretär.

Hans-Joachim Fuchtel, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Arbeit und Soziales:

Sehr geehrter Abgeordneter, lieber Friedrich, diese 
Frage beantworte ich gern. Zunächst einmal muss hier 
der etwas falsche Eindruck zurückgewiesen werden, der 
in der Frage intendiert wird. Das an EU-Kommissar 
Andor gerichtete Schreiben der belgischen Arbeitsminis-
terin enthält keine Beschuldigung, Belgiens Schlacht-
höfe würden durch Billiglöhne in den Konkurs getrie-
ben; es wurde versucht, dies so darzustellen. Beklagt 
wird lediglich allgemein ein unmittelbarer wettbewerbs-
verzerrender Effekt.

Diese Wertung bedarf angesichts der vorliegenden 
Zahlen und Fakten aus der Sicht der Bundesregierung ei-
ner vertieften Prüfung hinsichtlich ihrer Plausibilität. Es 
ist nämlich immerhin so, dass sich Belgien nach eigenen 
Angaben als sehr wettbewerbsfähig ansieht, wie man 
entsprechenden Verlautbarungen entnehmen kann und 
was durch Zahlen untermauert wird.

Es ist davon auszugehen, dass der Selbstversorgungs-
grad in Belgien – diese Zahl ist aus dem Jahre 2007, hat 
sich aber höchstwahrscheinlich nicht fundamental verän-
dert; auch die Zahlen für Deutschland haben sich näm-
lich nicht sehr stark verändert – 240 Prozent beträgt. Das 
heißt, 140 Prozent des Fleisches bleiben nicht im Land, 
sondern verlassen das Land. Das zeigt, dass eine große 
Wettbewerbsfähigkeit vorhanden ist. Man muss auch 
wissen, dass die Personalkosten nur einen sehr geringen 
Teil des gesamten Kostenvolumens darstellen. Vor die-
sem Hintergrund kann auf gar keinen Fall von wettbe-
werbsverzerrenden Effekten gesprochen werden.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur ersten Nachfrage.

Friedrich Ostendorff (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Schönen Dank, lieber Hans-Joachim Fuchtel, dass du 
dich da so tief eingearbeitet hat. Ich denke, das ist be-
merkenswert.

Diese Klage, die Belgien führt, ist nicht als Klage in 
Brüssel angekommen. Sie wird aber seit Jahren auch 
vom Mitbewerber Dänemark geführt. Die Zahlen bele-
gen – ich komme sofort zu meiner Frage; aber es ist 
wichtig, das darzustellen –, dass die Schlachtunterneh-
men in Deutschland um ungefähr 80 Prozent billiger 
schlachten können, da sie osteuropäische Arbeitskräfte 
mit sehr langen Arbeitszeiten von 60 Stunden pro Woche 
und mehr für sehr kleines Geld einsetzen.

Das hat natürlich Folgen. Mitbewerber in Dänemark, 
Holland und Belgien, die tarifliche Löhne zahlen, be-

kommen in der Tat ein Wettbewerbsproblem. Wenn man 
mit Löhnen von um die 3 Euro pro Stunde konkurrieren 
muss – bei einer wöchentlichen Arbeitszeit von 60 Stun-
den und mehr –, dann ist dieses Problem nicht von der 
Hand zu weisen. Die Frage ist und bleibt: Wird sich die 
Bundesregierung dafür einsetzen, diese skandalösen Be-
dingungen, die seit Jahren zu beklagen sind und die ei-
nes Staates wie der Bundesrepublik Deutschland nun 
wirklich nicht würdig sind, endlich zu ändern? Wird sich 
die Bundesregierung dafür einsetzen, dass diese Form 
des Lohndumpings – die Löhne, die gezahlt werden, lie-
gen unterhalb jedes tariflichen Mindestlohns – beendet 
wird? Wir müssen zumindest feststellen: Hier würde ein 
Mindestlohn greifen. Wie ist die Position der Bundesre-
gierung in dieser Frage?

Hans-Joachim Fuchtel, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Arbeit und Soziales:

Wie ich sehe, gibt es noch eine ganze Reihe von 
Nachfragen, die ich gerne beantworten werde. Sicher 
werden wir auch auf diese konkrete Frage noch zu spre-
chen kommen.

In dieser Debatte müssen wir das Thema unbedingt in 
seiner Gesamtheit in den Blick nehmen. Dazu gehört 
auch, dass es schon wieder heißt, auch Dänemark sei in 
Schwierigkeiten. Ich finde in meinen ganzen Papieren 
zwar gerade nicht die aktuellen Zahlen. Wenn man mich 
nicht darauf festnagelt, würde ich allerdings sagen: Der 
Selbstversorgungsgrad Dänemarks ist sogar höher als 
der Belgiens. Mir muss einmal jemand erklären, warum 
eine solche Ausgangssituation – ein Selbstversorgungs-
grad von 240 Prozent und mehr – ein Zeichen von Wett-
bewerbsschwäche sein soll. Das heißt doch, dass man 
auf jeden Fall einen riesigen Überschuss erwirtschaftet, 
den man auch im Ausland vermarktet. Vor diesem Hin-
tergrund relativiert sich die Frage, inwieweit dies wett-
bewerbsverzerrenden Charakter haben kann, ein wenig. 
Außerdem ist ja bekannt, dass der Anteil der Kosten, 
was den Schlachtvorgang betrifft, je nach Land zwischen 
5 und 7 Prozent beträgt.

Ich würde gern auch die anderen Fragen beantworten, 
wenn ich dadurch nicht der schlachtpolitische Sprecher 
des Bundestages werde. Aber ich möchte wenigstens 
einmal in aller Deutlichkeit auf die globale Frage, die 
sich hier stellt, hinweisen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben die Möglichkeit zu einer zweiten Nach-

frage.

Friedrich Ostendorff (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Gestatten Sie mir zuvor eine Halbsatzanmerkung: 
Das führt ganz einfach dazu, dass die Schweine, die in 
Dänemark gemästet werden, in Deutschland geschlach-
tet werden – das ist die Konsequenz – und der modernste 
Schlachthof Europas in Horsens/Dänemark zumachen 
muss.

Meine zweite Nachfrage betrifft etwas ganz anderes: 
Abgesehen von den skandalösen Arbeitsbedingungen 
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auf den Schlachthöfen der Subunternehmer mit ihren 
oftmals rumänischen Arbeitern beobachten wir, dass die 
gleiche Klientel Schlachtunternehmen sich von der 
EEG-Umlage befreien lässt. Das ist relativ leicht mög-
lich, weil die EEG-Umlage, wie wir alle wissen, mit den 
Arbeitskosten korrespondiert. Wenn die Arbeitskosten 
derart skandalös gedrückt werden, hat man es umso 
leichter, sich von der EEG-Umlage befreien zu lassen. – 
Will die Bundesregierung diesen Tatbestand beenden?

Hans-Joachim Fuchtel, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Arbeit und Soziales:

Erst einmal muss ich zu der Zwischenbemerkung 
noch etwas sagen: Es ist nicht so, dass Schlachtverlage-
rungen in diesem Umfang stattfinden.

(Friedrich Ostendorff [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: 5 Millionen Tiere!)

Nur 2 Prozent der Rinder und 7,8 Prozent der Schweine, 
die in Deutschland geschlachtet werden, kommen aus 
dem Ausland.

(Friedrich Ostendorff [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: 5 Millionen Tiere!)

Bei dieser Ausgangslage kann man nicht so argumentie-
ren, wie das vorhin getan wurde.

Dann zu der Frage: Es ist besonders interessant, wenn 
jemand aus der Grünenfraktion diese Frage stellt; denn 
die Grünenfraktion war in der Vergangenheit die Frak-
tion, die alles darangesetzt hat, dass wir im Bereich des 
EEG nicht die Maßnahmen ergreifen konnten, die diese 
Koalition angedacht hatte. Vielleicht ist das ein Grund, 
einmal darüber nachzudenken, ob man nicht vielleicht 
doch auf unseren Kurs einschwenken könnte, um solche 
Probleme etwas zu lindern.

Vizepräsidentin Petra Pau:

Die nächste Nachfrage stellt die Kollegin Undine 
Kurth.

Undine Kurth (Quedlinburg) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Kollege Fuchtel, un-
abhängig von der Einschätzung im Hinblick auf die 
EEG-Umlage möchte ich noch einmal auf das Problem 
der Leiharbeit zurückkommen, die ja ganz offensichtlich 
zu sehr ungleichen Wettbewerbsbedingungen führen 
kann. Wir erleben, dass im Bereich der Schlachtbetriebe 
die Zahl der Arbeitsunfälle bei den Leiharbeitern über-
proportional hoch ist: 66 Arbeitsunfälle auf 1 000 Be-
schäftigte. Zum Vergleich: Sonst passieren nur 26 Ar-
beitsunfälle auf 1 000 Beschäftigte. Das hat sicherlich 
etwas mit schlechten Arbeitsbedingungen und überlan-
gen Arbeitszeiten nicht immer gut ausgebildeter Leute 
zu tun. Wie beurteilt das die Bundesregierung? Sind Sie 
auch dieser Meinung, bzw. was wollen Sie dagegen un-
ternehmen?

Hans-Joachim Fuchtel, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Arbeit und Soziales:

Wir sind nicht nur der Meinung, dass man in diesem 
Bereich jetzt genau hinschauen sollte, sondern wir tun 
dies schon seit geraumer Zeit und in sehr gründlicher 
Weise. Ich möchte Ihnen gerne noch Gelegenheit geben, 
Einblick zu nehmen in all die Bereiche, in denen wir hier 
aktiv sind.

Zunächst möchte ich aber noch sagen: Davon betrof-
fen ist ein Volumen von brutto circa 23 000 Arbeitneh-
mern, und dann muss man noch sehen, welches Arbeits-
verhältnis als Werkvertrag läuft und wer vom Ausland 
her kommt. Mit diesen Fragen haben wir uns in den letz-
ten Monaten intensiv beschäftigt.

Sie brauchen keine Sorge zu haben: Als das Thema 
Schlecker aufkam, war es meine Ministerin, die hier 
noch vor allen anderen eine Regelung eingebracht hat, 
die den Drehtüreffekt beseitigt und diese ganzen Ent-
wicklungen dann beendet hat. Unser Ministerium 
möchte sich nach eingehender Befassung mit diesen Fra-
gen und nach Abstimmung in der Koalition eindeutig 
positionieren, welche Möglichkeiten es gibt, auf die 
Missstände zu reagieren und Änderungen herbeizufüh-
ren. Daran wird mit Hochdruck gearbeitet. Nur, das Da-
tenmaterial war spärlich, weil die Zahl der Betroffenen 
im Gegensatz zu anderen Bereichen der Wirtschaft recht 
niedrig war. Deswegen ist es gar nicht so einfach, Lösun-
gen zu wählen, die dann auch adäquat wirken.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Die nächste Nachfrage stellt die Kollegin Cornelia 

Behm.

Cornelia Behm (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank. – Herr Staatssekretär, ich fand Ihre Aus-

sage, dass die Löhne nur einen geringen Teil der Kosten 
der Schlachthöfe ausmachen, ganz interessant. Dann 
dürfte es doch eigentlich gar kein Problem sein, Min-
destlöhne einzuführen. Die Hürde dürfte dann ja gar 
nicht so hoch sein.

Deswegen möchte ich gerne wissen, wie die Bundes-
regierung den Wunsch von Unternehmen aus der 
Schlachtbranche beurteilt, einen gesetzlichen Mindest-
lohn einzuführen. Es gibt nämlich Unternehmen, die die-
sen fordern, weil sie aufgrund des Themas „Preisdrücke-
rei bei den Beschäftigten“ ständig in den Schlagzeilen 
stehen, aus denen sie herauswollen. Ich würde gerne 
wissen, wie Sie dazu stehen.

Hans-Joachim Fuchtel, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Arbeit und Soziales:

Ich darf Ihnen dazu sagen, wie der Geschäftsablauf 
hier zurzeit ist:

Wir arbeiten an solchen Fragen, wie immer, sehr 
gründlich und sehr konsequent. Zuallererst ist zu erwäh-
nen, dass wir, nachdem wir gewisse Erhebungen vorge-
nommen hatten, im März einen Workshop veranstaltet 
haben, bei dem alle lohn- und unternehmensbezogenen 
Fragen zur Debatte standen. Das wird jetzt aufgearbeitet.
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Wir haben dann auch intensivere Gespräche im ge-
samten Bereich der Branche aufgenommen. Diese fin-
den zurzeit statt.

Man muss dabei natürlich einerseits schauen, dass das 
Instrument Werkverträge, das wir am Arbeitsmarkt und 
im gesamten Vertragsrecht schon seit langer Zeit ken-
nen, künftig noch erhalten bleibt, ohne dass durch diesen 
Vorgang Dinge in eine Richtung gelenkt werden, die 
man gesamtwirtschaftlich eigentlich gar nicht will. Das 
ist sehr wichtig.

Auf der anderen Seite braucht man natürlich auch den 
Dialog mit der Branche. Es wäre sehr wünschenswert, 
wenn sich hier auch ein Arbeitgeberverband bilden 
würde, mit dem wir dann den entsprechenden Kontakt in 
dieser Richtung pflegen könnten.

Ich möchte gerne aber auch noch darauf hinweisen, 
dass wir zusätzlich und parallel noch einiges inszeniert 
haben, was wichtig ist, um dem Problem Herr zu wer-
den.

Vizepräsident Eduard Oswald:
Vielen Dank. – Die nächste Nachfrage kommt von der 

Frau Kollegin Dorothea Steiner.

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Staatssekretär, es geht in diesem Bereich ja nicht 

nur um Lohndrückerei auf absurde Niedrigstlöhne, son-
dern die entsprechenden Unternehmen sparen ja auch 
noch an allen Begleiterscheinungen, zum Beispiel an der 
Unterbringung.

Sie erinnern sich vielleicht: Schon im letzten Jahr 
wurde auf katholischen und evangelischen Kanzeln da-
rüber gepredigt, dass man die osteuropäischen Schlach-
ter in Erdlöchern und neuerdings auch in überbelegten 
schimmeligen Gebäuden untergebracht hat, die zum Teil 
unter Wasser standen oder ähnlich katastrophale Zu-
stände aufwiesen, und ihnen von ihrem Niedrigstlohn 
dafür natürlich auch noch etwas abgezogen hat.

Ich frage Sie: Sehen Sie jetzt nicht endlich die Not-
wendigkeit, zu handeln und etwas gegen diese Situation 
zu tun, oder wollen Sie diese hygienisch bedenklichen 
Bedingungen und menschenunwürdigen Unterbringun-
gen so weiter tolerieren?

Hans-Joachim Fuchtel, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Arbeit und Soziales:

Ich bin immer dafür, dass sich die zuständige Ebene 
der Aufgabe annimmt und die Arbeit macht. Hier ist es 
ganz klar: Die Regeln zur Unterbringung sind im Lan-
desrecht angesiedelt, und deren Einhaltung muss von 
den Gewerbeaufsichtsämtern überwacht werden.

Ich habe Hinweise darauf, dass man das in dem be-
treffenden Gebiet verstärkt tut und dass dort Vor-Ort-
Visitationen stattfinden. Ich bin mir sicher, dass die ent-
sprechenden Gewerbeaufsichtsämter daraus dann auch 
die notwendigen Konsequenzen ziehen werden.

(Dorothea Steiner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Schön wäre es!)

Vizepräsident Eduard Oswald:
Vielen Dank. – Wir kommen zu einer weiteren Nach-

frage, und zwar unseres Kollegen Dr. Hermann Ott.

Dr. Hermann E. Ott (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Lieber Herr Fuchtel, Ihre Bemerkung zu den Kosten-
treibern bei den erneuerbaren Energien will ich jetzt gar 
nicht kommentieren; denn da sind Sie kein Experte. Ex-
perte sind Sie aber im Arbeits- und Sozialbereich.

Wir haben das merkwürdige Phänomen, dass Deutsch-
land zum Billiglohnland geworden ist, was überhaupt 
niemand in diesem Lande nachvollziehen kann, was aber 
tatsächlich so ist. Hören Sie sich einmal um. Ein Kollege 
hat gerade auf den dänischen Bacon hingewiesen – er ist 
weltberühmt und gerade in England sehr geschätzt –, der 
nicht mehr aus Dänemark, sondern aus Deutschland 
kommt, weil hier eben die Löhne in diesem Bereich so 
niedrig sind.

Nun ist es häufig so, dass auf den Schlachthöfen Leih-
arbeiter und Arbeiter mit Werkverträgen eingesetzt wer-
den. Meine Frage an Sie: Halten Sie es nicht auch für 
sinnvoll, wenn die Interessen dieser Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer auch durch Gewerkschaften vertreten 
werden könnten?

Vizepräsident Eduard Oswald:
Herr Staatssekretär.

Hans-Joachim Fuchtel, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Arbeit und Soziales:

Also, zunächst einmal scheinen wir in zwei Welten zu 
leben; denn Deutschland ist ganz sicher kein Niedrig-
lohnland in der Gänze, so wie das gerade von Ihnen an-
gedeutet wurde.

(Dr. Hermann E. Ott [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Na gut! Sagen wir Niedriglohn!)

Wenn Sie sehen, welch hohen Grad der Beschäftigung 
wir in Deutschland haben, dann kann das, was Sie mit 
Ihrer Bemerkung zum Niedriglohnland in den Raum 
stellen, in dieser Weise gar nicht stimmen.

(Dr. Hermann E. Ott [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Billiglohn!)

– Sie müssen mir einmal erläutern: Was heißt bei Ihnen 
Billiglohn, und was ist bei Ihnen Niedriglohn? Ich bin 
für klare Definitionen von Begriffen. Da müssten wir 
uns wahrscheinlich einmal etwas länger zusammenset-
zen.

Ich darf wiederholen: Ursula von der Leyen hat nach 
der politischen Aufarbeitung der Schlecker-Sache ge-
handelt. Sobald wir die Erkenntnisse, die aus verschiede-
nen Bereichen zusammengetragen werden müssen, aus-
gewertet haben – ich erinnere daran, dass die Datenlage 
dazu sehr dünn ist –, und sobald wir auch die Erkennt-
nisse, die wir jetzt zum Beispiel durch die Prüfungen der 
Finanzkontrolle Schwarzarbeit der Zollverwaltung be-
kommen, einbezogen haben und diese in der Regie-
rungskoalition abgestimmt haben, werden wir zu diesem 
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Thema Antworten geben, die geeignet sind, Verbesse-
rungen zu erreichen, gerade auch für die betroffenen Ar-
beiter.

(Dr. Hermann E. Ott [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ich hatte nach der Rolle der Ge-
werkschaften gefragt!)

– Am besten gehen Sie selbst zu den Gewerkschaften.

Vizepräsident Eduard Oswald:
Macht das doch untereinander aus.

(Heiterkeit)

Hans-Joachim Fuchtel, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Arbeit und Soziales:

Fragen Sie doch, warum die Gewerkschaften bis jetzt 
noch nicht die Kraft gefunden haben, sich hier aktiver 
einzubringen.

Vizepräsident Eduard Oswald:
Vielen Dank. – Jetzt habe ich auf meiner Liste den 

Namen unserer Frau Kollegin Sylvia Kotting-Uhl ste-
hen. Bitte schön.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich war mir, ehrlich gesagt, gar nicht bewusst, dass 

ich mich gemeldet hatte. Aber wahrscheinlich werden 
wir hier alle zusammen wahrgenommen.

Vizepräsident Eduard Oswald:
Wir haben Ihren Augenaufschlag registriert.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Aber ich frage gerne nach, weil das Thema sehr weit-

reichend ist. Wir haben mit der Frage der Wettbewerbs-
verzerrung angefangen. Aber natürlich geht es im Kern 
um die unglaublich niedrige Bezahlung von Menschen, 
die in den Schlachthöfen arbeiten. Das ist schon ein 
wichtiges Thema. Natürlich sind wir nicht flächen-
deckend ein Niedriglohnland, aber dass wir es in unse-
rem Land, wo im Kern anständige Löhne gezahlt werden 
– das ist so –, zulassen, dass in einzelnen Sparten so ge-
ringe Löhne gezahlt werden, wie das hier der Fall ist, 
kann eigentlich nicht sein. Das wirft ein schlechtes Bild 
auf uns.

Ich habe aber jetzt eine Spezialfrage. In dem Artikel, 
über den wir alle reden, geht es um Arbeitsmaterialien 
und -ausrüstung. Teilen Sie nicht die Auffassung, dass 
diese Arbeitsmaterialien und -ausrüstung vom Arbeitge-
ber kostenlos gestellt werden müssen? Wenn Sie diese 
Auffassung teilen: Was gedenken Sie in dieser Hinsicht 
zu tun?

Hans-Joachim Fuchtel, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Arbeit und Soziales:

Da kann ich Ihnen mit einer Antwort augenblicklich 
nicht helfen, weil ich nicht all die Artikel kenne, die Sie 
vielleicht kennen. Ich möchte deswegen auf den ersten 
Teil Ihrer Frage etwas genauer antworten.

Uns stört an der ganzen Sache, dass möglicherweise 
klassische Möglichkeiten, um den Arbeitsmarkt zu ge-
stalten, missbraucht werden. Uns beschäftigen die Fra-
gen: Gibt es hier eine Arbeitnehmerüberlassung, die ille-
gal ist? Gibt es hier Bemühungen, das Werkvertragsrecht 
zu missbrauchen? Diese Fragestellungen müssen aufge-
arbeitet werden, damit wir in dieser Sache weiterkom-
men.

(Friedrich Ostendorff [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wann?)

Vizepräsident Eduard Oswald:
Vielen Dank, Herr Staatssekretär. – Das waren alle 

Nachfragen zur Frage des Kollegen Friedrich Ostendorff.

Wir kommen nun zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz. Hier steht uns zur Beantwortung der 
Fragen der Parlamentarische Staatssekretär Dr. Gerd 
Müller zur Verfügung.

Ich rufe die Frage 29 des Kollegen Friedrich 
Ostendorff auf:

Wann werden in diesem Jahr die Daten des Deutschen In-
stituts für Medizinische Dokumentation und Information zum 
Antibiotikaeinsatz in der Tierhaltung in 2012 präsentiert?

Bitte schön, Herr Staatssekretär.

Dr. Gerd Müller, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für Ernährung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 
Ostendorff, Ihre Frage beantworte ich wie folgt: Phar-
mazeutische Unternehmer und Großhändler sind nach 
dem Arzneimittelgesetz und der DIMDI-Arzneimittel-
verordnung verpflichtet, die Abgabemengen von Tier-
arzneimitteln mit antimikrobiellen Wirkstoffen an das 
DIMDI zu melden. Nach Mitteilung des DIMDI liegen 
bislang – Stand 8. April 2013 – Meldungen von 49 phar-
mazeutischen Unternehmern und Großhändlern im Tier-
arzneimittel-Abgabenmengen-Register vor. Neun wei-
tere Meldungen wurden angekündigt. Die Meldungen 
werden zurzeit durch das DIMDI und das Bundesamt für 
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit geprüft. 
Je nach Datenlage könnte die erste Validierungsphase bis 
Ende Mai abgeschlossen sein. Anschließend erfolgt die 
wissenschaftliche Bewertung durch das BVL.

Vizepräsident Eduard Oswald:
Vielen Dank. – Ihre erste Nachfrage, Kollege 

Friedrich Ostendorff.

Friedrich Ostendorff (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Das ist eine Antwort, die Sie uns schon im letzten 
Jahr hätten geben können. Sie haben im letzten Jahr ge-
sagt: Im Dezember 2012 werden die Angaben vorlie-
gen. – Nun ist das Jahr 2013 schon deutlich vorange-
schritten. Die Frage, die sich daraus ergibt, lautet: 
Können wir damit rechnen, Herr Staatssekretär, dass wir 
die für Dezember 2012 versprochenen Zahlen noch vor 
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der Bundestagswahl im September 2013 bekommen 
werden, oder verlegen Sie den Termin für die Veröffent-
lichung dieser Zahlen auf deutlich nach der Bundestags-
wahl?

Dr. Gerd Müller, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für Ernährung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz:

Ich sehe keinerlei Zusammenhang zwischen der Bun-
destagswahl und der Veröffentlichung dieser Daten.

Vizepräsident Eduard Oswald:
Herr Kollege Ostendorff fragt erneut nach. Bitte.

Friedrich Ostendorff (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Meine zweite Nachfrage bezieht sich auf die Auswer-
tung dieser Daten. Es ist richtig, dass die pharmazeuti-
schen Hersteller zu melden haben. Aber Ihr Haus hat 
auch eine Auswertung der Daten versprochen, aus der 
ersichtlich wird, in welche Regionen und Praxen welche 
Arzneimittelmengen gegangen sind. Wann ist mit dieser 
Auswertung zu rechnen? Wenn wir schon nicht die ge-
samten Zahlen bekommen, können wir vielleicht über 
regionale Zahlen reden. Ist hier mit irgendeinem Er-
kenntnisgewinn zu rechnen, oder wird auch das noch 
länger dauern?

Dr. Gerd Müller, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für Ernährung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz:

Sinn und Zweck der Erhebung dieser Daten ist natür-
lich die Feststellung der Entwicklung der Gesamtabga-
bemenge. Die Antibiotikaabgabe an Tierärzte wird über 
Jahre hinweg dokumentiert. Damit wird auch eine Auf-
schlüsselung der Wirkstoffe im Einzelnen ermöglicht. 
Das BVL und die Länder erhalten dann diese Daten.

Wie Sie wissen, ist unser Ziel die Reduzierung des 
Antibiotikaeinsatzes im Bereich der Tierhaltung. Dieses 
Ziel erreichen wir mit diesem Schritt, aber auch mit ei-
nem anderen Schritt, den wir hoffentlich gemeinsam ge-
hen, nämlich mit der Verabschiedung der Novelle zum 
Arzneimittelgesetz.

Vizepräsident Eduard Oswald:
Vielen Dank, Herr Staatssekretär. – Zu einer weiteren 

Nachfrage erhält unsere Kollegin Frau Dorothea Steiner 
das Wort.

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Staatssekretär, Sie wollten gerade nicht die 

Frage beantworten, zu welchem Zeitpunkt mit der Veröf-
fentlichung der Daten tatsächlich zu rechnen ist. Es geht 
offenbar nur darum, wie lange Sie die Veröffentlichung 
der Daten noch verzögern können. Findet sie vor oder 
nach der Bundestagswahl statt?

Wie wir beide wissen, ist der Antibiotikamissbrauch 
in Niedersachsen am höchsten in dieser Republik. Wir 
hätten die Daten gerne schon vor der niedersächsischen 

Landtagswahl gehabt. Aber damals schien es unmöglich 
zu sein, diese Daten so frühzeitig herauszurücken. 

Jetzt, nachdem zumindest etwas angekündigt worden 
ist, fragen wir uns: Wann werden denn die Bundesländer, 
vor allem die, die davon besonders betroffen sind, mit 
diesen Daten versehen?

Dr. Gerd Müller, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für Ernährung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz:

Es steht Ihnen frei, in Ihrem Bundesland, in Nieder-
sachsen, nachzufragen. Wir sehen kein Problem. Es gibt 
kein Geheimnis bei der Erfassung dieser Daten, also bei 
der Ermittlung der Gesamtmenge der abgegebenen Anti-
biotika. Dazu werden die Daten ja erhoben. Es erfolgt 
anschließend eine wissenschaftliche Auswertung. Wir 
haben die Zahlen der Vorjahre und können eine Gesamt-
menge feststellen. Um daraus Schlüsse zu ziehen und zu 
beurteilen, ob es besser oder schlechter geworden ist, be-
darf es weiterer Parameter.

Unser gemeinsames Ziel ist es, den Einsatz von Anti-
biotika in der Tierzucht und Tiermast zu reduzieren. 
Dazu brauchen wir zum einen die Daten. Die erheben 
wir auf rein wissenschaftlicher Basis. Da gibt es keine 
Manipulation, da gibt es keine Geheimnistuerei. Diese 
Daten werden auf Postleitzahlenniveau heruntergebro-
chen. So gewinnen wir einen regionalen Überblick.

Der zweite Schritt erfolgt hoffentlich mit Ihrer Unter-
stützung. Im Augenblick wird dieses Gesetz von grünen 
Landesministern blockiert. Aber wir sind auf einem gu-
ten Weg. Ich hatte gestern, wie ich glaube, eine sehr gute 
Besprechung mit Vertretern des Bundes und der Länder. 
Es ging darum, dass wir mithilfe des Arzneimittelgeset-
zes auch die andere Linie verfolgen, also nicht nur die 
Abgabe vom Großhändler, sondern auch den Einsatz der 
Antibiotika durch den Tierhalter erfassen, um dann ein 
genaues Bild zu bekommen, wo es regionale Schwer-
punkte oder Problemgebiete gibt.

Vizepräsident Eduard Oswald:

Vielen Dank, Herr Staatssekretär. – Wir sind damit 
am Ende Ihres Geschäftsbereichs, Herr Staatssekretär.

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums der Verteidigung. Ich stelle fest, dass die 
Frage 30 der Abgeordneten Ulla Jelpke, die Frage 31 des 
Abgeordneten Hans-Christian Ströbele und die Frage 32 
der Abgeordneten Sevim Dağdelen schriftlich beantwor-
tet werden.

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend. 
Es steht uns der Parlamentarische Staatssekretär 
Dr. Hermann Kues zur Verfügung. Die Fragen 33 und 34 
des Abgeordneten Dr. Ilja Seifert werden schriftlich be-
antwortet. Bezüglich der Fragen 35 und 36 des Abgeord-
neten Dr. Ernst Dieter Rossmann wird verfahren, wie in 
der Geschäftsordnung vorgesehen, da der Fragesteller 
nicht im Saal ist.



29114 Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 233. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 17. April 2013

Vizepräsident Eduard Oswald

(A) (C)

(D)(B)
Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums für Gesundheit. Die Frage 37 der Abgeord-
neten Veronika Bellmann wird schriftlich beantwortet.

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesminis-
teriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung. Hier 
steht der Parlamentarische Staatssekretär Dr. Andreas 
Scheuer zur Verfügung. Die Fragen 38 und 39 des Abge-
ordneten Dr. Anton Hofreiter sowie die Frage 40 des Ab-
geordneten Oliver Krischer werden schriftlich beantwor-
tet.

Ich rufe die Fragen 41 und 42 unserer Kollegin Frau 
Cornelia Behm auf:

Wie hoch sind die EU-Finanzmittel, die laut Presseberich-
ten der Schweriner Volkszeitung vom 10. April 2013 nicht 
mehr für die A 14 eingeplant werden können, sondern nun 
nach Thüringen abfließen, und wird die Bundesregierung in 
dieser Höhe Gelder zur Verfügung stellen, um die Finanzie-
rung des gesamten Projektes abzusichern?

Seit wann ist der Bundesregierung bekannt, dass die EU-
Gelder nicht mehr für die A 14 zur Verfügung stehen, und 
wird das Gesamtprojekt angesichts der Tatsache, dass laut 
Presseberichten vom 10. April 2013 für bisher nur 45 Kilome-
ter der 156 Kilometer langen Trasse Baurecht besteht und der 
Bundesminister für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, 
Dr. Peter Ramsauer, in seiner Rede zum Verkehrsetat am 
14. September 2012 (vergleiche Plenarprotokoll 17/193) für 
„Instandhaltung vor Neubau“ plädierte, nunmehr eine nach-
rangige Priorität erhalten?

Bitte schön, Herr Staatssekretär.

Dr. Andreas Scheuer, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung:

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Die Antworten auf die beiden Fragen lauten wie folgt: 
Trotz zum Teil eingetretener Verzögerungen bei der Bau-
rechtsschaffung durch die Länder sollen im Rahmen des 
laufenden Bundesprogramms Verkehrsinfrastruktur er-
hebliche Mittel des Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung, kurz EFRE, für die A 14 in Anspruch ge-
nommen werden. Nach derzeitigem Stand sind es rund 
200 Millionen Euro.

Im Zuge der Programmaussteuerung hat das Bundes-
ministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
rechtzeitig dafür Sorge getragen, dass durch eine EFRE-
Förderung von Abschnitten zum Beispiel auch der A 71 
und der B 6 neu sämtliche vorgesehenen EFRE-Pro-
grammmittel für Bundesfernstraßenprojekte umgesetzt 
werden können.

Weiteren Neubauabschnitten der A 14 misst die Bun-
desregierung eine unverändert hohe Bedeutung zu. Inso-
fern ist vorgesehen, frei werdende Bundesfernstraßen-
mittel aus zunächst nicht für eine EFRE-Förderung 
vorgesehenen Projekten für den Weiterbau der A 14 bei 
Magdeburg und Wittenberge bis Schwerin vor allem in 
Sachsen-Anhalt zur Verfügung zu stellen.

Nichtsdestotrotz können für weitere A-14-Abschnitte 
erst bei Vorliegen von Baurecht – so ist es gewöhnlich 
bei anderen Straßen auch – Finanzierungsentscheidun-
gen getroffen werden.

Vizepräsident Eduard Oswald:
Frau Kollegin Behm, Sie haben durch die Zusammen-

legung der Beantwortung der Fragen 41 und 42 jetzt vier 
Nachfragen.

Bitte schön, Ihre erste Nachfrage.

Cornelia Behm (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich bedanke mich erst einmal für die Antwort. Ich 

halte es natürlich für sinnvoll, dass man EFRE-Mittel 
nicht verfallen lässt, sondern dort einsetzt, wo sie tat-
sächlich notwendig sind.

Wir werden es wahrscheinlich mit einer Verzögerung 
des Inkrafttretens der operationellen Programme in der 
neuen Förderperiode zu tun haben, weil sich der Eini-
gungsprozess verzögert. Meinen Sie, dass man auch 
noch nach 2015 EU-Mittel aus der alten Förderperiode 
für die A 14 in Anspruch nehmen kann? Wie schätzen 
Sie das ein, Herr Staatssekretär?

Dr. Andreas Scheuer, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung:

Wir haben die Aufgabe, zur Verfügung stehende euro-
päische Mittel nicht verfallen zu lassen – danke, dass Sie 
das noch einmal hervorheben –; deswegen haben wir an 
dieser Stelle in konkrete Bauprojekte umgeschichtet. 
Weil die entsprechenden europäischen Mittel dann schon 
genutzt werden, ist es folglich sicherlich auch unsere 
Aufgabe, all das, wofür ursprünglich EFRE-Mittel vor-
gesehen waren, mit Bundesmitteln auszustatten.

Ich kann zum jetzigen Zeitpunkt – die Verhandlungen 
laufen ja – nicht sagen, inwieweit die Modalitäten be-
züglich der europäischen Gelder noch abänderbar sind. 
Wie viel Flexibilität da ist, das müssen die kommenden 
Verhandlungen und die Vereinbarungen in der kommen-
den Förderperiode erst ergeben.

Vizepräsident Eduard Oswald:
Ihre zweite Nachfrage, Frau Kollegin Behm.

Cornelia Behm (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sie betrifft diejenigen Haushaltsmittel, die die Lücke 

der nicht rechtzeitig einzusetzenden EU-Fördermittel 
füllen. Wann und aus welchen Haushaltstöpfen werden 
diese Mittel bereitgestellt? Ist abgesichert, dass für die 
A 14, sobald Baurecht besteht, diese Mittel auch tatsäch-
lich im Bundeshaushalt zur Verfügung stehen?

Dr. Andreas Scheuer, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung:

Frau Kollegin Behm, ich kenne Sie sehr gut als 
Kämpferin für Infrastrukturrückbau und für harte und 
strenge Regeln beim Ausbau von Infrastruktur. Ich 
denke, dass die A 14 im großen Interesse Ihrer Region 
ist und dass Sie deswegen die Nachfrage gestellt haben, 
wann denn endlich gebaut wird. Es ist für mich neu, dass 
gerade seitens Ihrer Fraktion nachgefragt wird, wann das 
alles realisiert wird.

Faktisch ist es so, dass wir natürlich erst die Bau-
rechtsschaffung brauchen. Wir haben immer gesagt: Die 
A 14 ist ein herausgehobenes Projekt. Wir sind dabei, 
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mit der DEGES sämtliche Ausbauabschnitte an dieser 
Stelle planerisch voranzubringen und vor allem zu finan-
zieren.

Schwerpunktmäßig gilt natürlich auch bei den nächs-
ten Baurechtsschaffungen, dass wir in den nächsten 
Haushaltsberatungen um das notwendige Geld kämpfen. 
Ich sage Ihnen: Es ist kein Geheimnis, dass die finan-
zielle Ausstattung an dieser Stelle knapp ist, sozusagen 
auf Kante genäht. Wir haben in den letzten Jahren ein 
bisschen Luft schnappen können. Die kommenden 
Haushaltsverhandlungen werden ergeben, wann die kon-
kreten Projekte realisiert werden.

Im Hinblick auf die Baurechtsschaffung ist es Aufgabe 
der Länder, das Notwendige zügig umzusetzen. Ich 
rechne damit, dass das Baurecht trotz kompliziertester 
Planungen, die vor Ort vorgenommen werden müssen 
– Abwägungen aus ökologischer Sicht und vieles mehr –, 
bald geschaffen wird, sodass wir uns in Kürze über die
Finanzierung unterhalten werden.

Vizepräsident Eduard Oswald:
Frau Kollegin Behm, Ihre nächste Nachfrage.

Cornelia Behm (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Staatssekretär, ich merke, dass Sie unsere Dia-

loge genießen –

Dr. Andreas Scheuer, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung:

Immer, Frau Kollegin.

Cornelia Behm (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– und dass Sie mich jetzt sehr bewusst missverstan-

den haben: Sie haben so getan, als würde ich darauf 
drängen, dass die A 14 gebaut wird. Vielmehr frage ich 
eher kritisch danach, ob Sie wirklich in der Lage sein 
werden, die A 14, die im Vergleich zu Bundesstraßen ja 
wahnsinnig teuer ist, angesichts der Tatsache zu finan-
zieren, dass Ihr Minister immer wieder durch die Lande 
zieht und sagt: Wir müssen erst einmal Straßen in Ord-
nung bringen, bevor wir neue Straßen bauen.

In dem Zusammenhang ist meine Frage: Gibt es für 
den Fall, dass das Baurecht nicht rechtzeitig geschaffen 
wird – für viele Abschnitte der A 14 besteht das Bau-
recht noch nicht –, in Ihrem Haus in Verabredung auch 
mit den Bundesländern einen Plan B, nämlich die A 14 
– seinerzeit auch „Kanzlerautobahn“ getauft – nicht zu 
bauen, sondern lieber Bundesstraßen auszubauen, was 
deutlich preisgünstiger wäre?

Dr. Andreas Scheuer, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung:

Jetzt kommen wir der Sache schon näher, Frau Behm. 
Dann habe ich Sie vorher in der Tat vorsätzlich falsch 
verstanden. Wir tauschen uns ja normalerweise aus über 
Grünbrücken, Brunftverhalten von Wild und Überflug-
rechte. Aber ich lerne dazu. Wir sind jetzt bei der A 14 
angelangt.

Es gibt einen Gesamtprojektierungsplan für die A 14, 
der auf Ministerebene auch mit den Ländern abgestimmt 

ist. Das heißt, es existiert ein Bauphasen- und Finanzie-
rungskonzept. Es gibt für uns keinen Plan B. Ich muss 
den Hinweis geben, dass wir über den geltenden Bun-
desverkehrswegeplan sprechen, den der Deutsche Bun-
destag in der Zeit einer rot-grünen Bundesregierung be-
schlossen hat. Darin ist die A 14 in den höchsten 
Kategorien enthalten.

(Michael Kretschmer [CDU/CSU]: Aha!)

Ich hoffe, dass Sie bei Ihrer damaligen Meinung blei-
ben; Sie werden dem Ganzen ja zugestimmt haben. Es 
geht jetzt darum, dass das Finanzierungs- und Baukon-
zept für die A 14 in den 13 Abschnitten, die auf Minis-
terebene mit den Ländern abgestimmt sind, das der Bun-
destag so beschlossen hat, umgesetzt wird.

Vizepräsident Eduard Oswald:
Jetzt Ihre nächste und letzte Nachfrage.

Cornelia Behm (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich will mich nicht dazu äußern, was ich schon von 

Anfang an von der A 14 gehalten habe, nämlich nichts.

Dr. Andreas Scheuer, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung:

Sie können offen sprechen, Frau Kollegin.

Vizepräsident Eduard Oswald:
Herr Staatssekretär, Sie waren nicht dran.

Dr. Andreas Scheuer, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung:

Oh, Entschuldigung, Herr Präsident!

Vizepräsident Eduard Oswald:
Bitte schön.

Cornelia Behm (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Aber ich merke, dass die A 14 noch immer als heilig 

gilt, was mich in gewisser Weise besorgt macht.

Sie wissen selber: Das ganze Projekt mit seinen vie-
len Abschnitten hat sich ziemlich verzögert. Solche 
Großprojekte pflegen auch immer teurer zu werden. 
Deswegen meine hier jetzt leider letzte Frage: Ist das Fi-
nanzierungskonzept für die A 14, das zwischen dem 
Bund und den beteiligten Ländern im Jahr 2009 verein-
bart worden ist – das liegt schon eine Weile zurück –, 
noch gültig, oder muss es insbesondere wegen der aus-
fallenden EU-Gelder – wir wissen nicht, wann Geld zur 
Verfügung steht – neu ausgehandelt werden?

Vizepräsident Eduard Oswald:
Herr Staatssekretär.

Dr. Andreas Scheuer, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung:

Ich sehe das Ausbaukonzept, das Bau- und Finanzie-
rungskonzept für die verschiedenen Abschnitte weiter-
hin als gültig an. Natürlich müssen wir bei der Bau-
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rechtsschaffung sehen, wie die Kostenkalkulationen für 
die einzelnen Bauabschnitte sind. Sie haben es richtig 
gesagt: Es ist schon eine größere Herausforderung, diese 
Bundesautobahn zu realisieren. Im Zuge der Planungen 
wird es Veränderungsbedarf an der einen oder anderen 
Stelle geben. Auch auf dem Rechtsweg kann noch etwas 
passieren, können zusätzliche Anforderungen, etwa zum 
ökologischen Ausgleich und vielem mehr, gestellt wer-
den. Wir sind immer im Dialog mit den Ausführenden 
vor Ort, um das Bau- und Finanzierungskonzept aktuell 
anzupassen. Aber ich sehe die Grundlage, dieses Kon-
zept, weiterhin als gültig an. Die 13 Abschnitte werden 
gemäß diesem Konzept realisiert werden.

(Cornelia Behm [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Vielen Dank!)

– Bitte schön.

Vizepräsident Eduard Oswald:
Vielen Dank.

Die nächste Fragestellerin, die Kollegin Bettina 
Herlitzius, ist nicht da? – Nein. Dann wird bei der Frage 
43 nach der Geschäftsordnung verfahren.

Das Gleiche gilt bei den Fragen 44 und 45 des Kolle-
gen Herbert Behrens.

Die Fragen 46 und 47 des Kollegen Gustav Herzog 
werden schriftlich beantwortet.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben jetzt 
noch circa zehn Minuten in unserer Fragestunde. Dann 
kommen wir zum Geschäftsbereich des Bundesministe-
riums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit. 
Zur Beantwortung steht die Parlamentarische Staatsse-
kretärin Ursula Heinen-Esser zur Verfügung.

Die Fragen 48 und 49 des Kollegen Jürgen Koppelin 
werden schriftlich beantwortet.

Ich rufe die Frage 50 unserer Kollegin Sylvia 
Kotting-Uhl auf:

Wie erklärt die Bundesregierung, dass bei den ihr bekann-
ten Untersuchungen und Überwachungsmaßnahmen (verglei-
che Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf Bundestagsdrucksache 
17/10548) nicht aufgefallen ist, dass es noch weitestgehend 
intakte bis intakte Atommüllfässer auf dem Boden des Ärmel-
kanals gibt (vergleiche Recherchen von Reportern des Süd-
westrundfunks, zum Beispiel ARD-Tagesthemen am 11. April 
2013; bitte mit ausführlicher Erläuterung), und befürwortet 
sie aufgrund dieser Rechercheergebnisse eine rasche umfas-
sende Untersuchung seitens oder unter Mitwirkung von 
Deutschland, welche Atommüllfässer auf dem Boden des Är-
melkanals weitestgehend intakt bis intakt sind – bitte eben-
falls mit ausführlicher Begründung?

Ursula Heinen-Esser, Parl. Staatssekretärin beim 
Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit:

Sehr geehrte Frau Kollegin Kotting-Uhl, es geht um 
das Thema Atommüllfässer im Ärmelkanal. Zur Ant-
wort: Die Überwachung des Ärmelkanals und damit 
auch eine eventuelle Untersuchung des Zustandes der 
versenkten Atommüllfässer liegen in der Zuständigkeit 
der britischen Behörden. Die der Bundesregierung be-

kannten Untersuchungen befassten sich mit Messungen 
der Radioaktivität in der Umwelt wie Wasser und mari-
nen Lebewesen. Hierfür wurden auch die entsprechen-
den Proben genommen, und anschließend wurde gemes-
sen. Aussagen über den Zustand der Atommüllfässer auf 
dem Meeresboden lassen sich daraus natürlich nicht ab-
leiten.

Vizepräsident Eduard Oswald:
Ihre erste Nachfrage.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Staatssekretärin. – Ich habe aller-

dings der Antwort der Bundesregierung auf meine 
Kleine Anfrage, auf die ich mich in meiner Frage ja auch 
beziehe, entnommen, dass die Bundesregierung davon 
ausgeht, dass die Fässer in Gänze nicht mehr intakt sind. 
Insofern haben wir jetzt einen neuen Kenntnisstand; nun 
wissen wir, dass schon unter den ersten Fässern, die von 
dem SWR-Team mit Unterwasserroboter und -kamera 
gesichtet wurden, intakte Fässer dabei sind. Da ist für 
mich schon die Frage, was zu dieser Aussage geführt 
hat: Die Fässer sind nicht mehr intakt. – Hier ergibt sich 
meine Forderung, dass man das noch bergen soll. Wenn 
sich die Fässer aufgelöst haben, dann – klar – ist da 
nichts mehr zu machen. Jetzt ist die Sachlage eine an-
dere, und es ist interessant, auf welcher Grundlage diese 
Antwort gegeben wurde.

Ursula Heinen-Esser, Parl. Staatssekretärin beim 
Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit:

Wir sind davon ausgegangen – das hat auch etwas mit 
dem Zeitablauf zu tun –, dass die Fässer zum Teil nicht 
mehr intakt sind. Das ist die Grundlage für die Aussage, 
die wir seinerzeit in der Antwort getroffen haben. Dass 
es sich nun anders darstellen soll, wird entsprechend dis-
kutiert. Wie Sie vielleicht wissen, hat Deutschland dies 
auch bei OSPAR, dem Übereinkommen zum Schutz der 
Meeresumwelt des Nordostatlantiks, eingebracht, um 
dieser Frage im wahrsten Sinne des Wortes stärker auf 
den Grund gehen zu können.

Vizepräsident Eduard Oswald:
Ihre zweite Nachfrage, Frau Kollegin.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Danke schön. – Frau Staatssekretärin, habe ich Sie 

jetzt richtig verstanden, dass der zweite Teil meiner 
Frage, nämlich ob Deutschland eine rasche und umfas-
sende Untersuchung befürwortet und sich eventuell an 
ihr beteiligt, insofern schon beantwortet ist, als Sie dies 
tatsächlich tun?

Ursula Heinen-Esser, Parl. Staatssekretärin beim 
Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit:

Uns interessiert dies natürlich auch. Wenn nicht zwei-
felsfrei nachgewiesen werden kann, dass eine Gefahr für 
Mensch und Umwelt ausgeschlossen ist, wollen wir, 
dass dies im Rahmen von OSPAR und des Berichts über 
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die Versenkung von Atommüll im Meer genauer unter-
sucht wird.

Vizepräsident Eduard Oswald:
Vielen Dank. – Wir nehmen dann noch die Frage 51 

mit dazu, weil es einen Zusammenhang gibt:

(Sylvia Kotting-Uhl [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Danke schön!)

Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Fragestelle-
rin, dass weitestgehend intakte bis intakte Atommüllfässer 
vom Boden des Ärmelkanals geborgen werden sollten, um ei-
ner Freisetzung ihres Inventars in die Biosphäre vorzubeugen 
– bitte mit ausführlicher Begründung –, und teilt sie ebenfalls 
die Auffassung der Fragestellerin, dass etwaige rechtliche 
Regelungslücken hierfür kein Grund sein dürfen, von einer 
solchen Bergung abzusehen – bitte ebenfalls mit ausführlicher 
Begründung?

Bitte, Frau Staatssekretärin.

Ursula Heinen-Esser, Parl. Staatssekretärin beim 
Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit:

Hier geht es um die Frage der Bergung, was Sie eben 
auch schon in Ihrer Nachfrage angesprochen haben, Frau 
Kollegin Kotting-Uhl. Das Hauptthema ist nicht, dass es 
hier etwa Regelungslücken gibt, sondern das Thema ist, 
dass die Zuständigkeit für eine Hebung der Fässer im 
Ärmelkanal ebenso bei den britischen Behörden liegt, 
wie das bei der Frage der rechtlichen Regelungen der 
Fall ist.

Für uns ist entscheidend, ob es einen potenziellen 
Nutzen gibt, was die Hebung der Fässer angeht, und ob 
dieser potenzielle Nutzen wesentlich größer als der Auf-
wand ist und ob vor allen Dingen – das kommt vielleicht 
jetzt in der Diskussion ein bisschen zu kurz – die Gefahr 
einer Kontamination durch teilintakte Fässer oder Fässer 
besteht, die bei der Bergung beschädigt werden können. 
Jetzt pauschal zu sagen: „Ja, wir bergen die Fässer“, 
ohne auf die Risiken aufmerksam zu machen, kommt für 
uns natürlich auch nicht infrage. Deshalb wird es hier 
eine genaue Nutzen-Risiko-Abwägung geben müssen.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das kann ich nachvollziehen; diesen Optionenver-

gleich „Was führt zu mehr Sicherheit?“ haben wir ja in 
der Asse auch gemacht. Wird dies denn getan, und treibt 
die Bundesregierung, vielleicht in Kontakt mit Groß-
britannien oder auch mit Frankreich – dort muss man ja 
ein extremes Interesse daran haben; es ist dicht vor ihrer 
Küste –, voran, dass dies abgewogen wird und Maßnah-
men eingeleitet werden?

Ursula Heinen-Esser, Parl. Staatssekretärin beim 
Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit:

Genau dazu steht uns ja das Instrument von OSPAR 
zur Verfügung. Dort können wir solche Fragen wie die 
angesprochene klären. Dies tun wir; hier ist ein Bericht 
über die Versenkung von Atommüll im Meer angefor-
dert.

(Sylvia Kotting-Uhl [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Und dieser Bericht wird transparent ge-
macht?)

Vizepräsident Eduard Oswald:
Das wäre jetzt Ihre zweite Nachfrage.

(Sylvia Kotting-Uhl [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Entschuldigung!)

– Den Zwischenruf sollen wir nicht einberechnen. – 
Dann also jetzt Ihre zweite Nachfrage.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Entschuldigung, Herr Präsident. Selbstverständlich 

erteilen Sie mir das Wort, nicht ich mir selbst.

Also dann meine letzte Frage: Wenn es diesen Bericht 
geben wird, wird er dann hier transparent gemacht wer-
den, bekommt ihn der Umweltausschuss – vielleicht 
auch, ohne dass wir noch einmal extra nachfragen – zur 
Verfügung, sodass wir dann darauf reagieren können?

Ursula Heinen-Esser, Parl. Staatssekretärin beim 
Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit:

Ich sage Ihnen zu, dass er öffentlich gemacht wird, 
transparent gemacht wird, und ich werde mich auch be-
mühen, das ohne gesonderte Aufforderung zu tun.

(Sylvia Kotting-Uhl [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Danke schön!)

Vizepräsident Eduard Oswald:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie sind einverstan-

den, dass wir, da wir ansonsten einen ganz neuen Sach-
verhalt aufrufen würden, nun zur Aktuellen Stunde kom-
men. Wie ich sehe, ist eine Unterbrechung nicht 
notwendig, sodass wir jetzt die Fragestunde beenden und 
gleich unmittelbar zum Zusatzpunkt Aktuelle Stunde 
kommen können. – Sie sind alle einverstanden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich rufe also den 
Zusatzpunkt 1 auf:

Aktuelle Stunde 
auf Verlangen der Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP

Mehr Geld für Hochschulen – Aufstockung 
des Hochschulpakts für über 600 000 zusätz-
liche Studienplätze 

Erster Redner in unserer Aktuellen Stunde ist für die 
Fraktion von CDU und CSU unser Kollege Albert 
Rupprecht. Bitte schön, Kollege Albert Rupprecht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Albert Rupprecht (Weiden) (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! 

Liebe Kollegen! Frau Ministerin Wanka, Gratulation 
zum Erfolg der GWK am vergangenen Freitag!

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
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Sie haben Ihre erste große Bewährungsprobe als neue 
Ministerin, wie ich finde, mit Bravour bestanden.

Sie haben zum Ersten den Qualitätspakt Lehrerausbil-
dung mit einem Umfang von 500 Millionen Euro be-
schlossen. Sie haben die Länder darüber hinaus verpflich-
tet, die Abschlüsse bei der Lehrerausbildung gegenseitig 
anzuerkennen. Das war keine einfache Übung, sondern 
ein Riesenkraftakt.

Sie haben zum Zweiten zur Frage der BAföG-Refor-
men das Verfahren beschlossen. Es wird eine Arbeits-
gruppe der Staatssekretäre geben. Ich persönlich gehe 
davon aus, dass am Ende dieser Besprechungen eine Er-
höhung der Freibeträge, der Sätze, aber auch Strukturre-
formen im Bereich des BAföG stehen werden. Aber wir 
werden abwarten, was diese Staatssekretärsrunde hierzu 
erarbeiten wird.

Zum Dritten haben Sie den Hochschulpakt erweitert, 
ihn vonseiten des Bundes um sage und schreibe 4 Mil-
liarden Euro aufgestockt.

(Swen Schulz [Spandau] [SPD]: Das wird ja 
immer mehr!)

Frau Ministerin, Gratulation! Das war ein voller Erfolg.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Nun zu den Details des Hochschulpakts. Heute in der 
Ausschusssitzung wurde bereits darüber beraten, und 
das Resultat wurde, wie ich finde, in fairer Art und 
Weise von den Kolleginnen und Kollegen aller Fraktio-
nen gelobt. Ich glaube, es gehört zur Fairness, hier auch 
anzuerkennen, dass sie das wertgeschätzt haben.

Die Fakten stellen sich folgendermaßen dar: Der 
Hochschulpakt wird um zusätzliche 300 000 Plätze auf-
gestockt. Das heißt, in der zweiten Phase des Hochschul-
pakts werden insgesamt 625 000 zusätzliche Studien-
plätze geschaffen. Der Bund erhöht seinen Beitrag für 
diese zweite Phase von 2011 bis 2015 um 2,2 Milliarden 
Euro. Das heißt, der Bund finanziert in dieser Phase 
summa summarum 7 Milliarden Euro für den Hoch-
schulpakt. Wir werden darüber hinaus vonseiten des 
Bundes von 2016 bis 2018 weitere 2,7 Milliarden Euro 
Bundesmittel einplanen. Das wiederum sind 1,7 Milliar-
den Euro mehr, als bisher eigentlich eingestellt waren.

Sehr geehrte Damen und Herren, ich finde, das ist in 
der Tat ein Riesenerfolg. Wir garantieren damit, dass 
jeder junge Mensch, der zum Studium in Deutschland 
berechtigt ist, auch einen Studienplatz bekommen kann.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Das schafft Sicherheit und Perspektive für die betroffe-
nen jungen Menschen und deren Familien, und das 
schafft auch Sicherheit und Perspektive für die Hoch-
schulen.

Hinsichtlich der gesamten Laufzeit des Hochschul-
pakts von 2007 bis 2018 heißt das summa summarum, 
dass sich die Bundesländer auf einen Gesamtbetrag von 
8,9 Milliarden Euro verpflichten, um diese zusätzlichen 
Studienplätze bereitzustellen, und dass der Bund sich 
verpflichtet hat, während der Laufzeit von 2007 bis 2018 

10 Milliarden Euro zu zahlen. Er verpflichtet sich, sehr 
geehrte Damen und Herren, diese 10 Milliarden Euro zur 
Verfügung zu stellen, obwohl das nach der Verfassung 
keine Aufgabe des Bundes, sondern ganz klar eine der 
Länder ist. Ich sehe durchaus die Notwendigkeit, dies zu 
unterstützen. Es ist ein Riesenkraftakt. Aber ich finde 
auch: Es ist ein großartiges Geschenk – nicht der poli-
tisch Verantwortlichen; wir beschließen es nur – der 
Steuerzahler an junge leistungsfähige und leistungswil-
lige Menschen in unserem Land. Aber gäbe es die 
Bundespolitik nicht und würden wir uns nicht derart zur 
Decke strecken, dann gäbe es auch die zusätzlichen Stu-
dienplätze nicht.

Wir wollen unseren jungen Menschen die bestmögli-
che Ausbildung zukommen lassen. Das Ergebnis des 
Hochschulpakts ist herausragend. In der deutschen Ge-
schichte hatten wir nie so viele junge Menschen, die die 
Chance auf eine akademische Bildung haben, wie heute. 
Im Jahr 1980 haben 1 Million junge Menschen studiert, 
2006 waren es 1,9 Millionen. Heute studieren 2,5 Mil-
lionen junge Menschen in Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des Abg. Kai 
Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Das heißt, die Hälfte eines Jahrgangs nimmt inzwischen 
ein Studium auf; 2006 war es ein Drittel.

Sehr geehrte Damen und Herren, 1969 hat Willy 
Brandt eine große Bildungsexpansion ausgerufen. „Auf-
stieg durch Bildung“ war damals das Motto. Und in der 
Tat: Es wurde damals auch einiges beschlossen.

(Beifall des Abg. Dr. Ernst Dieter Rossmann 
[SPD])

Aber, Herr Rossmann, zur Wahrheit gehört auch – ge-
nauso wie zu sagen, dass wir das wertschätzen –, dass 
die heutige Bildungsexpansion die damaligen Maßnah-
men bei weitem übertrifft. Was wir im Augenblick erle-
ben, ist die größte Bildungsexpansion im Nachkriegs-
deutschland. Das ist nur deswegen möglich, weil wir 
vonseiten des Bundes Vorreiter sind, weil wir den Takt 
angeben. Am Freitag letzter Woche war die Bundesver-
treterin, die Bundesministerin, bei der GWK diejenige, 
die die Themen gesetzt hat. Und wir sind es, die unter 
Angela Merkel als Kanzlerin einen dramatisch positiven 
Aufwuchs im Forschungs- und Bildungsbereich zu ver-
zeichnen haben. Sie haben damals unter Rot-Grün 
– diese Zahlen kann ich Ihnen nicht ersparen – den 
Haushalt kaum erhöht. In drei Jahren Ihrer Verantwor-
tung haben Sie ihn sogar gekürzt. Wir verzeichnen zum 
achten Mal in Folge einen Anstieg des Bundeshaushalts 
in diesem Bereich. Im Vergleich zu 2005 ist es ein Zu-
wachs um sage und schreibe 82 Prozent.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wir haben hier eine riesige Erfolgsgeschichte zu ver-
zeichnen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
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Vizepräsident Eduard Oswald:
Vielen Dank, Kollege Albert Rupprecht. – Nächster 

Redner für die Fraktion der Sozialdemokraten ist unser 
Kollege Swen Schulz. Bitte schön, Kollege Swen 
Schulz.

(Beifall bei der SPD)

Swen Schulz (Spandau) (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der Hoch-
schulpakt ist in der Tat ein großer Erfolg, ein gemeinsa-
mer Erfolg.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP sowie des Abg. Kai Gehring [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Er ist Ausweis von Kraft und Bedeutung der Zusammen-
arbeit von Bund und Ländern. Hunderttausende Studien-
plätze werden gemeinsam finanziert. Das ist großartig. 
Die Kolleginnen und Kollegen von CDU/CSU und FDP 
werden mir nachsehen, wenn ich an dieser Stelle doch 
festhalte: Der Hochschulpakt wurde in der Großen 
Koalition gemeinsam mit uns gestartet.

(Beifall bei der SPD)

Er war vor allem nur möglich durch einen entsprechen-
den Artikel im Grundgesetz, der die Zusammenarbeit 
geregelt hat. Diesen Artikel hat die SPD-Bundestags-
fraktion gegen Widerstand maßgeblich durchgesetzt. 
Darauf sind wir stolz.

(Beifall bei der SPD)

Der Hochschulpakt zeigt auch, dass die Kooperation 
von Bund und Ländern im gesamten Bildungsbereich 
dauerhaft auf eine breite Basis gestellt werden muss, so 
wie wir es vorschlagen, und nicht Stückwerk bleiben 
darf, wie es die Koalition will. Die Aufstockung des 
Hochschulpakts ist gut. Sie war allerdings jetzt auch 
überfällig. Leider mussten wir die Koalition an dieser 
Stelle immer wieder zum Jagen tragen.

(Zurufe von der CDU/CSU und der FDP: Oh!)

– Ja, das kann ich Ihnen nicht ersparen.

In den letzten Jahren hat die SPD-Fraktion allein vier 
Anträge gestellt: 2010, 2011, 2012, 2013. Alle wurden 
von der Koalition abgelehnt. Sie werden sagen: Es ist al-
les in Ordnung, es ist doch gut gelaufen. Ich sage: Na ja, 
es ist gerade noch mal gutgegangen – für den Moment. 
Aber das Zögern und Zaudern ist auch riskant. Es birgt 
auch die Gefahr des Scheiterns. Was wäre gewesen, 
wenn Sie sich nicht hätten einigen können? Das wäre 
eine Katastrophe gewesen. Diese Art, an Politik heran-
zugehen, gibt den Hochschulen und Studieninteressier-
ten nicht die dringend benötigte Planungssicherheit. Das, 
was die Koalition macht, hat mit vorausschauender Poli-
tik, die Vertrauen schafft, nichts zu tun, sondern hat eher 
den Charakter des verkrampften Sichdurchwurschtelns.

(Uwe Schummer [CDU/CSU]: Das glauben 
Sie doch selbst nicht!)

Sie haben zwar die Pflicht erledigt; doch an den we-
sentlichen Stellen haben Sie nichts gemacht. Ich will 
hier einige Punkte nennen:

Erstens. Wie geht es denn mit dem Hochschulpakt 
weiter? Was ist mit der dritten Phase, Stichwort „Pla-
nungssicherheit“? Was ist mit Strukturverbesserungen? 
Die SPD-Fraktion hat einen Antrag für einen „Hoch-
schulpakt Plus“ vorgelegt, der unter anderem eine Ant-
wort auf die Frage der zunehmend fehlenden Masterstu-
dienplätze gibt. Er enthält außerdem die Idee eines 
Abschlussbonus, damit nicht nur der Studienbeginn, 
sondern auch das erfolgreiche Studium und die gute 
Lehre unterstützt werden. Sie von der Koalition befassen 
sich damit gar nicht.

Zweitens. Was ist mit der sozialen Infrastruktur? 
Auch dazu gab es einen SPD-Antrag, der von der Koali-
tion abgelehnt wurde. Hören Sie eigentlich, Kolleginnen 
und Kollegen von CDU/CSU und FDP, was Ihnen das 
Deutsche Studentenwerk und auch die Studierenden sa-
gen? Nehmen wir einmal die Wohnsituation, die Kinder-
betreuung, die Beratung und die Unterstützung. In all 
diesen Bereichen muss mehr passieren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Drittens. Zum BAföG – das wurde auch vom Kolle-
gen Rupprecht angesprochen –: Was sich rund um die 
Gemeinsame Wissenschaftskonferenz von Bund und 
Ländern abgespielt hat, spottet jeder Beschreibung. Frau 
Wanka, Sie haben vor der GWK, vor den Gesprächen 
mit den Ländern, großartig medial angekündigt, Sie wür-
den das BAföG verbessern.

(Albert Rupprecht [Weiden] [CDU/CSU]: 
Werden wir auch!)

Dann gab es das berühmte Kamingespräch von Bund 
und Ländern. Was ist da passiert? Nichts ist da passiert. 
Frau Wanka ist Vorschläge schuldig geblieben. Ein Ar-
beitskreis wurde eingerichtet. Na, bravo! Da haben Sie ja 
richtig was erreicht, liebe Frau Wanka. Ich glaube, Sie 
sind als Tigerin gesprungen, aber als Kaminvorleger ge-
landet.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Nicole Gohlke [DIE LINKE] – Wider-
spruch bei der CDU/CSU und der FDP)

Kommen Sie mir bitte nicht immer wieder mit der 
Ausrede, die Länder würden doch nicht wollen. Natür-
lich sind die Länder zurückhaltend. Sie haben finanzielle 
Schwierigkeiten und müssen die Schuldenbremse ein-
halten.

(Tankred Schipanski [CDU/CSU]: Sie sagen 
es ja selber: Die sind zuständig!)

Aber das BAföG ist doch ein Bundesgesetz. Da muss der 
Bund einen entsprechenden Vorschlag machen. Das ist 
überfällig.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der LIN-
KEN und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)
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Viertens. Der Grund für viele Schwierigkeiten in die-
sem Bereich ist: Sie, Frau Wanka, bekommen das nötige 
Geld nicht.

(Albert Rupprecht [Weiden] [CDU/CSU]: 
Warten Sie mal ab!)

Die mittelfristige Finanzplanung der Bundesregie-
rung sieht in den nächsten Jahren Kürzungen von mehr 
als 500 Millionen Euro, über eine halbe Milliarde Euro, 
vor, und zwar im Bereich der Bildung.

(Albert Rupprecht [Weiden] [CDU/CSU]: 
13 Milliarden mehr in dieser Legislatur! Das 
ist die Wahrheit!)

Darum können Sie nichts weiter machen. Wenn Sie 
sich hier loben, dann müssen Sie auch sagen, wo Sie das 
Geld für den Hochschulpakt hernehmen und an welchen 
Stellen es dann gegebenenfalls Einsparungen gibt. Ha-
ben wir vielleicht in der nächsten Sitzungswoche eine 
Aktuelle Stunde zu erwarten mit dem Titel „Vorschläge 
der Bundesregierung zur Kürzung im Bildungswesen“? 
Wahrscheinlich werden Sie sich das nicht trauen, jeden-
falls nicht vor der Bundestagswahl.

Frau Wanka, damit wir uns nicht missverstehen: Ih-
nen persönlich ist nichts vorzuwerfen; sie sind erst 
jüngst in das Amt gekommen. Aber der Bundeskanzlerin 
Merkel muss man diese Finanzpolitik vorwerfen. Sie hat 
die Bildungsrepublik Deutschland geradezu einkassiert.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Michaela Noll [CDU/CSU]: 13 Milliarden 
mehr! Schon vergessen? – Albert Rupprecht 
[Weiden] [CDU/CSU]: Thema verfehlt!)

Unterm Strich: Die Aufstockung des Hochschulpakts 
ist gut. Aber bei der Weiterentwicklung: Fehlanzeige. 
Bei der sozialen Dimension: Fehlanzeige. Beim BAföG: 
Fehlanzeige. Und dann gibt es auch noch Kürzungen im 
Haushalt. Sie machen einen Schritt vor, aber vier zurück. 
So kommen wir nicht weiter.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Albert Rupprecht [Weiden] 
[CDU/CSU]: Ach Gott!)

Vizepräsident Eduard Oswald:
Vielen Dank, Kollege Swen Schulz. – Nächster Red-

ner unserer Aktuellen Stunde ist für die Fraktion der 
FDP unser Kollege Professor Dr. Martin Neumann. Bitte 
schön, Kollege Professor Neumann.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Dr. Martin Neumann (Lausitz) (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Es waren schon einige Peinlichkeiten dabei, 
Herr Schulz.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Ich würde gerne auf das eine oder andere eingehen. Um 
auf alles einzugehen, reicht leider die Zeit nicht.

Ich will Folgendes hervorheben: Frau Professor 
Dr. Wanka, es war wirklich eine beeindruckende Leis-
tung, die vollbracht wurde. Wenn man das einmal zu-
sammenfasst, dann sieht man, dass das das i-Tüpfelchen 
auf einer beeindruckenden, historisch bisher einmaligen 
bildungs- und forschungspolitischen Regierungsbilanz 
ist. Das ist hier ganz deutlich hervorzuheben.

Für diesen Politikbereich sind innerhalb einer Wahl-
periode 13 Milliarden Euro mehr vorgesehen. Man muss 
sich diese Zahlen einmal anschauen – Herr Kollege 
Schulz, hören Sie genau zu – und sie mit den Zahlen aus 
den Zeiten vergleichen, in denen Sie an der Regierung 
waren. Das waren damals lächerliche 900 Millionen 
Euro. Das muss man deutlich hervorheben.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU – 
Dr. Ernst Dieter Rossmann [SPD]: Das eine 
war die Zahl für ein Jahr, das andere war ku-
muliert! Sie sind mir ein schöner Statistiker!)

Der Hochschulpakt und seine Weiterentwicklung ha-
ben im Zeitraum 2011 bis 2018 einen finanziellen Um-
fang von circa 10 Milliarden Euro bei den Bundesmit-
teln. Das ist ein wirklich dicker Brocken. Jetzt weiß ich 
nicht, was Sie hier mit „Planungssicherheit“ meinen; da-
rauf kommen wir noch zurück. Tatsächlich muss man 
beachten – jetzt rede ich im Sinne der Haushälter –, dass 
wir gleichzeitig Maßnahmen zur Konsolidierung des 
Haushalts vornehmen. Deshalb muss man jetzt das, was 
im Bildungsbereich getan wird, unter einen besonderen 
Fokus stellen. Ich sage Ihnen ganz deutlich: Es ist in der 
Tat eine originäre Aufgabe der Länder, für eine optimale 
Ausstattung der Hochschulen und eine entsprechende 
Zahl an Studienplätzen zu sorgen.

(Swen Schulz [Spandau] [SPD]: Und was ist, 
wenn sie nicht die steuerlichen Mittel dafür 
haben? Die haben Sie ihnen genommen!)

Ich erinnere an dieser Stelle an die erste BAföG-Mo-
dernisierung nach vielen Jahren des Stillstands: Wir ha-
ben nicht nur höhere Bedarfssätze festgelegt, sondern 
auch das BAföG an den Bologna-Prozess angepasst. 
Nach dem Stillstand haben wir also tatsächlich mit den 
längst überfälligen Reformen angefangen. Ich erinnere 
hier an den Qualitätspakt für eine verbesserte Lehre: Mit 
2 Milliarden Euro wurde genau an der Stelle nachgebes-
sert, an der damals Ihre Ministerin Bulmahn, die den Bo-
logna-Prozess eingeläutet hat, vergessen hatte, für eine 
entsprechende Ausfinanzierung zu sorgen. Wir haben 
den Bologna-Prozess letztendlich für die Studierenden 
erträglich gestaltet.

(Lachen des Abg. Kai Gehring [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] – Nicole Gohlke [DIE 
LINKE]: „Erträglich gestaltet“: Das ist ja eine 
sehr positive Bilanz für diese Bundesregie-
rung! – Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ein erträgliches Studium dank der 
FDP!)

Ich erinnere an das Deutschlandstipendium, das wir 
gegen Ihren Willen eingeführt haben. Dank unserer Ini-
tiative – das muss ich an der Stelle hervorheben – profi-
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tieren heute schon mehr als 11 000 junge Studierende 
davon.

Noch ein Punkt: Wir haben die Zuschüsse für die Be-
gabtenförderwerke weiter erhöht, damit die Zahl der Sti-
pendien steigt.

(Nicole Gohlke [DIE LINKE]: Es geht aber 
jetzt um den Hochschulpakt)

Erstmals seit über 30 Jahren haben wir das Büchergeld 
erhöht,

(Nicole Gohlke [DIE LINKE]: Sprechen Sie 
zum Thema!)

nämlich von 80 Euro auf – man höre und staune! – 
300 Euro monatlich.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

All das haben wir in einer Zeit einer stark zunehmenden 
Studierneigung vorgenommen, einer Zeit, in der das In-
teresse gerade auch ausländischer Studierender an einem 
Studium in Deutschland in großem Maße gestiegen ist. 
Warum? Weil unser Land in den Jahren der christlich-
liberalen Koalition wieder attraktiver geworden ist, weil 
neue Technologien eher als Chance und weniger als Ri-
siko gesehen werden.

Ich will an der Stelle der Ehrlichkeit halber festhalten 
– es gehört dazu –, dass in den Ländern etwas passiert, 
das man hier wirklich ansprechen sollte. Das Negativ-
beispiel ist das rot-rot regierte Brandenburg. Da wird das 
Geld aus dem Hochschulpakt tatsächlich nicht für neue 
Studienplätze ausgegeben; das muss man an der Stelle 
einfach sagen.

In einer Meldung aus der gestrigen FAZ hieß es, dass 
der SPD-Finanzminister von Sachsen-Anhalt angekün-
digt hat, den Hochschulen jährlich 5 Millionen Euro 
wegzukürzen.

(Dr. Ernst Dieter Rossmann [SPD]: Wer re-
giert dort? Das sind CDU und SPD in Sach-
sen-Anhalt! – Zuruf von der CDU/CSU: Hört! 
Hört! – Michael Kretschmer [CDU/CSU]: 
Verwerflich, verwerflich!)

Das sind bis 2025 insgesamt 50 Millionen Euro. Das ge-
hört zur Wahrheit. Es bedeutet, dass etwa 150 Lehrstühle 
geschlossen und mehr als 10 000 der 55 000 Studien-
plätze gestrichen werden müssen.

(Dr. Ernst Dieter Rossmann [SPD]: Der Haseloff 
muss abgewählt werden! Sofort!)

Meine lieben Kollegen von der SPD, Sie haben in Ih-
rem Antrag, Drucksache 17/12690, geschrieben – ich 
weiß nicht, ob Sie es ernst meinen –, dass der Bund 
„maßgeblich für die derzeitigen Probleme an den Hoch-
schulen verantwortlich“ ist. Ich glaube, Sie verkennen 
hier einfach die Wirklichkeit. Sie versuchen ganz dreist, 
von Ihrem eigenen Versagen abzulenken, und das, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, lassen wir Ihnen nicht durch-
gehen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Wenn ich eingangs sagte, dass die Weiterentwicklung 
des Hochschulpakts in der Öffentlichkeit fast schon wie 
ein Wunder anmutete, dann hat das einen ernsten Hin-
tergrund. Wir haben über viele Dinge gesprochen. Wir 
doktern seit Jahren an diesem Hochschulpakt herum, 
müssen ständig nachsteuern, entwickeln komplizierte 
Berechnungsmethoden, streiten zwischen Bund und 
Ländern über die ordnungsgemäße Verwendung der Mit-
tel.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das wird wohl auch so bleiben!)

Das muss endlich ein Ende haben. Das ist nicht nur der 
Wunsch meiner Fraktion, sondern auch im Sinne unserer 
Studierenden und der Lehrenden an den Hochschulen im 
Lande dringend erforderlich. Wir brauchen eine dauer-
hafte Lösung. Der Hochschulpakt ist nur eine Krücke. 
Wir brauchen aber – davon haben auch Sie gesprochen – 
Planungssicherheit und Verlässlichkeit. Deshalb fordere 
ich Sie hier auf, endlich den Weg für eine Änderung des 
Art. 91 b des Grundgesetzes freizumachen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU – 
Swen Schulz [Spandau] [SPD]: Nichts ge-
lernt! – Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Dann ändern Sie endlich Ihren 
Vorschlag! Der Vorschlag sieht das nicht vor!)

Vizepräsident Eduard Oswald:
Vielen Dank, Kollege Professor Neumann. – Nächste 

Rednerin für die Fraktion Die Linke ist unsere Kollegin 
Frau Nicole Gohlke. Bitte schön, Frau Kollegin Gohlke.

(Beifall bei der LINKEN)

Nicole Gohlke (DIE LINKE):
Herr Präsident! Kolleginnen und Kollegen! Die Bun-

desregierung hat eine Aktuelle Stunde zum Thema „Stu-
dienplatzfinanzierung“ aufgesetzt, und sie ist offenbar 
der Meinung, dass das schon eine kleine Feier wert sein 
sollte,

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

wenn sie sich in ihrer Politik einmal an gesellschaftliche 
Realitäten annähert. Feiern Sie sich nicht zu viel und 
nicht zu früh!

Zur Erinnerung – damit Sie die letzten Jahre nicht 
ganz aus dem Blick verlieren –: Jahr für Jahr kommen 
mehr Studienanfängerinnen und Studienanfänger an die 
Hochschulen. Sie finden dort immer schlechtere Stu-
dienbedingungen vor:

(Albert Rupprecht [Weiden] [CDU/CSU]: 
Deswegen machen wir etwas!)

überfüllte Seminare, Bibliotheken, die nur wenige Stun-
den am Tag geöffnet haben, zu wenige Professorinnen 
und Professoren, völlig überlastete und unterbezahlte 
Lehrende.

(Dr. Martin Neumann [Lausitz] [FDP]: Stu-
diengebühren in Bayern!)
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Tausende von Studienbewerberinnen und -bewerbern 
haben überhaupt keinen Studienplatz bekommen, son-
dern sind von den Hochschulen abgewiesen worden.

Jahr für Jahr haben Studierende und Lehrende – teil-
weise mit heftigen Protesten und Streiks – die Bundes-
regierung auf ihre Situation aufmerksam gemacht. Jahr 
für Jahr haben Expertinnen und Experten die Berechnun-
gen der Bundesregierung zur Studienplatzfinanzierung 
infrage gestellt; denn die Tatsache, dass die Koalition 
über Jahre hinweg zu niedrige Studienanfängerzahlen 
zugrunde gelegt hat, Jahr für Jahr also an den realen Be-
darfen vorbeigeplant hat, war dafür verantwortlich, dass 
sich die Situation an den Hochschulen immer weiter zu-
gespitzt hat.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Kai 
Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

All das – das muss man Ihnen sagen – ist kein Grund zu 
feiern, sondern das ist und war politisch verantwortungs-
los.

(Beifall bei der LINKEN)

Man muss sich die Fehlplanungen der Bundesregie-
rung in den letzten Jahren einmal auf der Zunge zerge-
hen lassen: Für die erste Phase des Hochschulpaktes, 
zwischen 2007 und 2010, plante die Bundesregierung 
mit 91 000 zusätzlichen Studienplätzen. Tatsächlich ka-
men aber mehr als 185 000 Studienanfänger an die 
Hochschulen, mehr als doppelt so viele wie berechnet. 
Bei der Planung für Phase zwei des Hochschulpaktes, 
von 2011 bis 2015, ging man von 275 000 Studienplät-
zen aus. Zweimal musste die ursprüngliche Fassung kor-
rigiert werden, um auf die Aussetzung der Wehrpflicht 
und auf die doppelten und geburtenstarken Abiturjahr-
gänge zu reagieren. Die aktuellste Prognose rechnet jetzt 
mit fast 624 000 zusätzlichen Studienanfängern; das sind 
wieder doppelt so viele, als ursprünglich geplant. Hätte 
es nicht so dramatische Auswirkungen auf die Situation 
der Studierenden und Lehrenden, dann wäre diese se-
rielle Rechenschwäche der Bundesregierung fast schon 
lustig.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Die Linke hat schon im September letzten Jahres min-
destens 600 000 zusätzliche Studienplätze gefordert. Un-
sere Anträge dazu hat die Regierung natürlich mal wie-
der abgelehnt, übrigens einmal mit der Begründung, man 
wolle keine Planwirtschaft. Ich kann nur sagen: Schön, 
dass die Regierung jetzt auch mal selbst beginnt, ein we-
nig zu planen.

(Beifall bei der LINKEN)

Dass die neue Bildungsministerin nun tatsächlich das 
erste Mal halbwegs realistische Studienanfängerzahlen 
zugrunde legt, nämlich diese 600 000, das ist natürlich 
ein Fortschritt. Von der Rechenschwäche kann sich aber 
auch Frau Wanka nicht ganz verabschieden; denn dies-
mal sind die Studienplatzkosten falsch berechnet.

(Albert Rupprecht [Weiden] [CDU/CSU]: Sie 
ist Mathematikerin! Sie kann das! – Heiterkeit 

bei Abgeordneten der CDU/CSU und der 
FDP)

Die Bundesregierung rechnet mit 6 500 Euro pro Stu-
dienanfänger pro Jahr, aber schon jetzt kostet ein Stu-
dienplatz im Schnitt 7 200 Euro pro Jahr; und das sage 
nicht ich, das sagt das Statistische Bundesamt. Und 
wenn man nur ein bisschen qualitative Verbesserungen 
wollte, dann ist auch dieser Wert zu niedrig angesetzt. 
Sie schaffen auf diese Art und Weise Dumpingstudien-
plätze und keine Qualität.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Kai 
Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – La-
chen des Abg. Tankred Schipanski [CDU/
CSU])

Die Linke fordert, die Mittel pro geschaffenen Studien-
platz auf mindestens 8 640 Euro zu erhöhen.

Was die Regierung in dieser Feierstunde natürlich 
völlig ausspart, ist jeglicher soziale Aspekt, so als hätten 
die Fragen, ob Studierende ein Dach über dem Kopf ha-
ben, die Miete zahlen können oder wie viel sie neben 
dem Studium arbeiten müssen, keinerlei Bedeutung. So 
wird die angekündigte BAföG-Reform von der Bundes-
regierung en passant auf die Zeit nach der Bundestags-
wahl verschoben. Die Studierenden brauchen die Erhö-
hung aber nicht erst nach der Wahl. Eine Erhöhung der 
Regelsätze und Freibeträge um mindestens 10 Prozent 
ist absolut überfällig.

(Beifall bei der LINKEN)

Fest steht doch auch eins: Der Hochschulpakt – das 
haben Sie selber gerade betont, Herr Neumann – ist 
keine dauerhafte Lösung. Diesmal geht Ihre Planung nur 
bis 2015.

(Albert Rupprecht [Weiden] [CDU/CSU]: 
2018! Unterlagen lesen!)

Aber was kommt danach? Hofft die Regierung wieder 
auf ein Wunder und auf sinkende Studierendenzahlen? 
Die Hochschulen brauchen endlich finanzielle Planungs-
sicherheit. Nur so können sie in die Lage versetzt wer-
den, verlässliche und gute Studienbedingungen anzubie-
ten. Es liegt in der Verantwortung des Bundes, das 
dauerhaft zu gewährleisten, und es liegt in der Verant-
wortung der Bundesregierung, dazu auch einmal politi-
sche Vorschläge zu machen.

Der ständige Versuch der Bundesregierung, die Ver-
antwortung an die Länder abzugeben, hilft auf jeden Fall 
nicht weiter.

(Albert Rupprecht [Weiden] [CDU/CSU]: So 
steht es in der Verfassung!)

Es ist offenkundig, dass es vielen Ländern schwerfällt, in 
Zeiten der Schuldenbremse

(Tankred Schipanski [CDU/CSU]: Die haben 
wir auch!)

und in Zeiten sinkender Steuereinnahmen

(Tankred Schipanski [CDU/CSU]: Die hat der 
Bund ganz genauso!)
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ihre Mitfinanzierungspflichten zu erfüllen. Der Bund hat 
die Möglichkeit, über die Steuergesetzgebung neue Ein-
nahmen zu erschließen.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Martin Neumann 
[Lausitz] [FDP]: Jetzt haben wir es!)

Die Linke unterbreitet Vorschläge; das ist richtig. 
Man muss sich politisch an dieses Thema heranwagen. 
Genau hier liegt Ihr Problem. Die Linke unterbreitet 
Vorschläge, wie der Reichtum in diesem Land gerechter 
verteilt werden kann:

(Lachen des Abg. Tankred Schipanski [CDU/
CSU] – Dr. Martin Neumann [Lausitz] [FDP]: 
Reichtum für alle!)

Mit einer Millionärsteuer und einer Erhöhung der Erb-
schaftsteuer und der Unternehmensteuern wäre die dau-
erhafte Finanzierung von Studienplätzen auf jeden Fall 
kein Problem.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Martin 
Neumann [Lausitz] [FDP]: Mit fremdem 
Geld!)

Vizepräsident Eduard Oswald:
Vielen Dank, Frau Kollegin Gohlke. – Nächster Red-

ner für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ist unser 
Kollege Kai Gehring. Bitte schön, Kollege Kai Gehring.

Kai Gehring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Nie 

zuvor gab es in Deutschland so viele Studienberechtigte, 
und darüber freuen wir uns gemeinsam.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU, der SPD und der FDP)

Wir als Bundestagsfraktion der Grünen wollen, dass aus 
diesen Studienberechtigten auch tatsächlich Studierende 
und später erfolgreiche Absolventinnen und Absolven-
ten werden. Deshalb muss man sehr deutlich sagen: Stu-
dierende brauchen viel mehr als einen Anfängerplatz. 
Sie brauchen einen Platz im Hörsaal, sie brauchen gute 
Lehre, gute Studienberatung, ein Dach über dem Kopf 
und eine Studienfinanzierung, die zum Leben reicht. Das 
verstehen wir unter einem guten Studium.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zurufe von der CDU/CSU: Wir auch!)

– Dann machen Sie es doch.

(Uwe Schummer [CDU/CSU]: Wir sind da-
bei!)

Die Einigung zwischen Bund und Ländern, die Mittel 
für den Hochschulpakt deutlich zu erhöhen, um mehr 
Plätze für Studienanfängerinnen und -anfänger zu schaf-
fen, ist ein Fortschritt. Das ist eine gute, aber vor allem 
auch überfällige Nachricht. Wenn es nach unserem Wil-
len und dem Bedarf der Hochschulen gegangen wäre, 
hätte es diesen Beschluss schon viel früher gegeben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Dr. Ernst Dieter Rossmann 
[SPD])

Schon 2011 war es absehbar und seit Januar 2012 ist es 
mit der neuen KMK-Prognose amtlich und offiziell, dass 
die Studierendenzahlen für die laufende zweite Phase 
des Hochschulpakts wie schon in Phase eins des Hoch-
schulpakts verdoppelt werden müssen. Darauf haben wir 
von Anfang an gedrängt. Wie hat Schwarz-Gelb, wie hat 
die Koalition darauf reagiert? Erst mit monatelanger 
Vogel-Strauß-Politik – sie hat den Kopf in den Sand ge-
steckt –, und dann haben Sie monatelange gezaudert und 
geknausert. Damit haben Sie dazu beigetragen, gebur-
tenstarke Jahrgänge und doppelte Abiturjahrgänge zu 
verunsichern. So darf man mit den Bildungschancen jun-
ger Menschen nicht umgehen. Deswegen ist Ihr heutiges 
Schulterklopfen ganz schön übertrieben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie der Abg. Nicole 
Gohlke [DIE LINKE])

Ja, die Mittel für den Hochschulpakt werden aufge-
stockt. Er bleibt aber – das sagt beispielsweise die 
HRK – auf Kante genäht. Sie orientieren sich nur am 
Nötigsten. Ich sage Ihnen voraus: Am Ende der laufen-
den Paktphase wird der Bund erneut eine Schippe drauf-
legen müssen.

Fakt ist: Der Studierendenberg hat sich glücklicher-
weise zu einem Studierendenhochplateau entwickelt. 
Diese Tatsache hat die Bundesregierung lange ignoriert. 
Insofern ist den Oppositionsfraktionen dafür zu danken, 
dass sie den Druck auf die Koalition hochgehalten ha-
ben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie der Abg. Nicole 
Gohlke [DIE LINKE] – Swen Schulz 
[Spandau] [SPD]: Das haben wir gut ge-
macht!)

Wenn wir auch zukünftig eine moderne Wissensge-
sellschaft und Volkswirtschaft sein wollen, dann brau-
chen wir genug Akademikerinnen und Akademiker und 
eine neue Bildungsexpansion, in der niemand zurückge-
lassen wird, die auch an Arbeiter- und Migrantenkindern 
nicht vorbeigeht. Es wäre zutiefst ungerecht und ökono-
misch verrückt, Bildungsaufsteigern Steine in den Weg 
zu legen und junge Talente zu vergeuden.

Wenn die Koalition die Aufstockung als Ergebnis ih-
res Kraftaktes bejubelt, dann sollte sie wenigstens sagen, 
dass es ein gemeinsamer Kraftakt von Bund und Län-
dern ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Ich sage aber auch: Studienplätze und Personalstellen an 
den Hochschulen zu schaffen sowie für gute Studienbe-
dingungen an den Hochschulen zu sorgen, sind originäre 
staatliche Aufgaben. Unser Grundgesetz ermöglicht ein 
Zusammenwirken von Bund und Ländern bei der Finan-
zierung der Hochschulen. Mit dem Hochschulpakt haben 
Bund und Länder eine Strategie zur Finanzierung dieser 
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gesamtstaatlichen Aufgabe entwickelt. Die Aufsto-
ckung der Mittel für den Hochschulpakt ist daher kein 
Gnadenakt des Bundes oder ein Wohlfahrtskommando, 
nein, sie ist eine schiere Notwendigkeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Frau Wanka, wir sehen Sie nun in der Pflicht, dass die 
angekündigten zusätzlichen 2,2 Milliarden Euro für den 
Hochschulpakt auch wirklich im Bildungshaushalt 2014 
und im Rahmen der weiteren Finanzplanung bereitge-
stellt werden. Die Mittel müssen zusätzlich, on top, in 
den Bildungsetat fließen. Wir werden Sie daran messen, 
ob Sie diese Aufstockung gegenüber Ihrem Finanzminis-
ter und am Kabinettstisch durchfighten. Wenn das näm-
lich misslingt, dann werden Sie in Ihrem Haus an ande-
ren Stellen kürzen müssen.

Es wäre ein fatales Signal, wenn der Studienplatzauf-
wuchs etwa zulasten von Azubis oder Forschungsförde-
rung vonstatten gehen würde. Deshalb werden wir sehr 
genau hinschauen, wie sich das, was Sie hier heute ver-
künden, im Haushalt und in der Finanzplanung abbildet.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Wenn der Hochschulpakt für mehr Akademikerinnen 
und Akademiker sorgen soll, dann muss er endlich auch 
in der Qualität verbessert werden. Wir wollen, dass sich 
die Pauschale pro Studienplatz endlich am OECD-
Durchschnittswert orientiert, quasi als Qualitätsauf-
schlag. Wir wollen eine echte Masterkomponente, weil 
viele Bachelor-Absolventinnen und -Absolventen ein 
Masterstudium anschließen wollen. Wir wollen Mindest-
standards für die Lehre, faire statt prekäre Beschäfti-
gungsverhältnisse an den Hochschulen und klare Per-
spektiven für den wissenschaftlichen Nachwuchs. Daran 
muss weiter hart gearbeitet werden.

Der Ausbau von Studienplätzen ist nur eine von vie-
len hochschulpolitischen Baustellen. Er ist für ein gutes 
Studium entscheidend. Ich sage Ihnen, was der Koalition 
und damit den Studierenden in Deutschland nach wie 
vor fehlt. Ihnen fehlt ein Aktionsplan zum Ausbau der 
sozialen Infrastruktur. Ihnen fehlt eine Bund-Länder-Ei-
nigung bei den Entflechtungsmitteln, sprich beim Hoch-
schulbau. Ihnen fehlt ein konkretes Konzept, ein konkre-
ter Gesetzentwurf inklusive Gegenfinanzierung für eine 
BAföG-Novelle. Ihnen fehlen Ideen zur sozialen Öff-
nung der Hochschulen. Ihnen fehlt auch ein konsensfähi-
ger Vorschlag, das Kooperationsverbot bei Bildung und 
Wissenschaft abzuschaffen. – Bei all diesen Themen 
muss die Koalition liefern. Wir werden im Interesse der 
Studierenden weiter nachhaken und hartnäckig für Ver-
besserungen werben, sowohl im Bund als auch in den 
Ländern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Vizepräsident Eduard Oswald:
Vielen Dank, Herr Kollege Gehring. – Nächste Red-

nerin in unserer Aktuellen Stunde ist für die Bundesre-

gierung Frau Bundesministerin Professor Dr. Johanna 
Wanka. Bitte schön, Frau Bundesministerin.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dr. Johanna Wanka, Bundesministerin für Bildung 
und Forschung:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Abgeordneten! 
Meine Damen und Herren! Ich erinnere noch einmal an 
die Situation 2005; sie war dramatisch. Seit 1990 war in 
den neuen Bundesländern viel Geld in das Hochschul-
system investiert worden, vieles war neu aufgebaut wor-
den; aber plötzlich waren kaum noch Studenten da. Es 
gab auch kaum Bewegung aus den alten Bundesländern. 
Es bestand die realistische und große Gefahr, dass der 
zuständige Finanzminister sagt: Wenn keine Studenten 
da sind, bauen wir Kapazitäten ab. – Aber 2005 war auch 
klar, dass die Anzahl der potenziellen Studenten in den 
alten Bundesländern über einige Jahre auf Maximal-
werte steigen würde. In dieser Situation – das will ich 
deutlich sagen; ich war dabei – hat der Bund die Initia-
tive ergriffen und gesagt: Wir geben mehr Geld ins Sys-
tem. Wir wollen, dass die Studierenden gut ausgebildet 
werden, und wir wollen, dass die Kapazitäten im Osten 
nicht ruiniert und abgebaut werden. – In den Verhand-
lungen zum Hochschulpakt – das finde ich immer noch 
großartig – ist eine Solidarleistung vereinbart worden. 
Die Solidarleistung sieht vor, dass, auch wenn es keine 
zusätzlichen Studenten gibt, Geld zum Aufbau oder zum 
Erhalt der Kapazitäten in den neuen Bundesländern in-
vestiert wird.

Jetzt hat eine Entwicklung eingesetzt, bei der ich 
überhaupt nicht verstehe, wieso Sie darüber meckern. 
Das ist grandios gewesen. Wir sind jahrelang dafür be-
schimpft worden – Frau Sager weiß das –, dass bei uns 
zu wenige eines Altersjahrgangs studieren. Sie können 
sich einmal die Zahlen für den Osten anschauen. Ich 
könnte Ihnen die Zahlen nennen, wie viele dort über-
haupt studieren durften. Aber darüber wollen wir jetzt 
nicht reden. Über Jahre ist es uns nicht gelungen, diese 
Zahlen zu steigern. Dann haben wir mit dem Hochschul-
pakt ab 2007 erreicht, dass wir jetzt nicht mehr bei 
37 Prozent, sondern bei über 50 Prozent sind.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD)

Das ist die Prognose. Ich mag ja eine Rechenschwä-
che haben – das mag sein –;

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der FDP)

aber das, was hier gesagt wurde, nämlich der Bund habe 
sich verrechnet, ist falsch, Frau Gohlke,

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Die KMK, die Kultusministerkonferenz, macht die Be-
rechnungen. Natürlich hat sie nicht irgendwelche Fanta-
siezahlen genommen.

(Nicole Gohlke [DIE LINKE]: Die Bundesregie-
rung hat diese Zahlen nie zugrunde gelegt!)
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– Nein, das ist die Prognose der KMK. Das ist eindeutig 
so. – Das ist ein kompliziertes Rechengeflecht. Die 
KMK schaut zum Beispiel, wie viele von Hamburg nach 
Niedersachsen gehen.

Diese Prognosen sind Gott sei Dank von der Wirk-
lichkeit überholt worden, weil plötzlich viel mehr junge 
Leute studieren wollten, weil es andere Wanderungsbe-
wegungen gab und weil die Studenten plötzlich auch in 
die neuen Bundesländer gegangen sind. Deswegen ha-
ben wir jetzt die Situation, dass das Geld, das von der 
Bundesregierung für die zweite Phase des Hochschul-
pakts eingeplant worden war, de facto schon aufge-
braucht ist bzw. feststeht, dass es nicht mehr reichen 
wird, weil es viel mehr Studenten gibt.

Natürlich hätte man in der Situation sagen können, 
was Sie, Herr Gehring, vorgeschlagen haben: Dann soll 
der Bund zahlen. Das wäre ganz fix gegangen.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Dann sollen Bund und Länder eben gemein-
sam nachverhandeln!)

Hätte der Bund gesagt: „Okay, wir legen die Summen 
hin“, dann hätten wir da schon einen neuen Pakt gehabt. 
Aber zu welchen Konditionen?

(Dr. Stefan Ruppert [FDP]: Genau so ist es! – 
Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das ist nicht meine Frage! – Gegenruf des 
Abg. Michael Kretschmer [CDU/CSU]: Das 
ist ja das Problem, dass das nicht Ihre Frage 
ist!)

Nach den alten Paktkonditionen war es so, dass in den 
neuen Ländern – Stichwort „Haltepauschale“ – oder in 
den Stadtstaaten, in die das Geld floss, kein Geld des 
entsprechenden Bundeslandes dazugelegt wurde. Das 
ging zulasten der Studenten. Das bedeutet schlechtere 
Studienbedingungen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Das wollten wir auf keinen Fall. Deswegen haben wir 
mit großer Hartnäckigkeit Verhandlungen mit den Län-
dern geführt. Sie waren nicht einfach; sie waren über-
haupt nicht einfach.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ja, aber Sie haben doch ein Konsensfinanz-
tableau!)

Jetzt haben wir ein Ergebnis – einschließlich der Ausfi-
nanzierung aller, die kommen, je nach den Prognosen –, 
das alle Bundesländer mitfinanzieren. Das geschieht 
zwar in unterschiedlicher Art und Weise; aber alle Bun-
desländer finanzieren es mit. Das geht zugunsten der 
Studenten. Das hat nichts mit uns zu tun, sondern ist zu-
gunsten der Studierenden und trägt zu vernünftigen Stu-
dienbedingungen bei.

Zuvor war es so, dass die Länder die Gesamtfinanzie-
rung sicherstellten. Dazu gibt es ganz tolle Rechenexem-
pel. Für mich war wichtig – das gilt auch für die Vertre-
ter vieler Länder –: Es muss transparenter und klarer 
werden. Diese Situation haben wir jetzt. In Zukunft gibt 
es eine Tabelle, die klar zeigt, wie viel Nordrhein-West-

falen in den nächsten Jahren zahlt. Das ist viel leichter 
überprüfbar. Das muss natürlich nicht nur beim Bund, 
sondern auch in den Ländern Eingang in die mittelfris-
tige Finanzplanung finden; das ist klar.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Aber auch in Ihren Bildungshaushalt!)

Wenn die Ministerpräsidenten und die Kanzlerin im Juni 
dieses Jahres einen Beschluss getroffen haben, dann 
muss das auch umgesetzt und in die entsprechenden Fi-
nanzpläne aufgenommen werden.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wie ist das denn in Ihrem Haushalt?)

Wir haben jetzt Sicherheit. Nennen Sie mir doch einmal 
ein anderes Politikfeld, auf dem es von 2007 bis 2018 
eine solche Sicherheit gibt!

Für die Studierenden ist das Ergebnis, das jetzt erzielt 
wurde, ein gutes Ergebnis.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
des Abg. Dr. Ernst Dieter Rossmann [SPD])

Natürlich kann man einen Vertrag überfrachten, indem 
man sagt: Er muss alle Probleme, die es im Hochschul-
wesen je gegeben hat, lösen. Dann hat man die Garantie: 
Es wird nichts.

Stichwort „gute Lehre“. Haben Sie vergessen, dass 
der Bund 2 Milliarden Euro ohne Kofinanzierung bereit-
stellt?

(Dr. Ernst Dieter Rossmann [SPD]: Über zehn 
Jahre! – Tankred Schipanski [CDU/CSU]: 
Qualitätspakt Lehre!)

– Ja, und? Sehen Sie sich einmal die Projekte an – allein 
in Niedersachsen hatten sie ein Volumen von 97 Millio-
nen Euro –, die an den Hochschulen durchgeführt wer-
den! Da ging es zum Beispiel um die Frage: Wie geht 
man mit mehr Heterogenität um? Es wurde aber auch 
vieles andere gemacht. Für gute Lehre hat der Bund Ini-
tiativen gestartet und Geld in einer bestimmten Größen-
ordnung zur Verfügung gestellt. Wir würden natürlich 
gerne kontinuierlich zahlen, wenn wir es könnten. Ich 
verweise nur auf Art. 91 b des Grundgesetzes; das muss 
ich gar nicht weiter ausführen. Das ist das Angebot, das 
auf dem Tisch liegt. Es wird schwierig, Argumente zu 
finden, um es abzulehnen; aber Sie schaffen das.

Herr Schulz, Sie haben vom BAföG gesprochen. Es 
tut mir leid, aber ich weiß nicht, mit wem Sie geredet ha-
ben. Ich bin am Donnerstagabend mit einem ganz kon-
kreten Paket in die Kaminrunde gegangen. Es war genau 
ausgerechnet: Was bedeutet es, wenn wir Teilzeitstuden-
ten fördern?

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Und? Wie sah denn Ihr Gesetzentwurf aus? 
Wie sah Ihr Vorschlag konkret aus? Sagen Sie 
es mal! – Dr. Ernst Dieter Rossmann [SPD]: 
Und was war Ihr Vorschlag? – Swen Schulz 
[Spandau] [SPD]: Kommen Sie doch mal in 
den Bundestag damit! Dann sagen Sie das 
doch mal!)
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Vizepräsident Eduard Oswald:
Frau Ministerin, Sie können mit Ihrer Rede fortfah-

ren. Es ist natürlich ein Stück Parlamentarismus, dass 
Zwischenrufe gemacht werden. Sie müssen darauf aber 
nicht eingehen.

Dr. Johanna Wanka, Bundesministerin für Bildung 
und Forschung:

Wir haben, ich habe ganz konkrete Vorschläge ge-
macht, und in den Ländern gibt es dafür hohe Akzep-
tanz.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Welche? – Swen Schulz [Spandau] [SPD]: Tei-
len Sie uns die doch mal mit!)

– Alles, was ich gesagt habe: Teilzeitstudium, Freibe-
träge erhöhen etc. – Wir haben immer ausgerechnet: Was 
kostet das den Bund, und was kostet das die Länder? Das 
war also ganz handfest.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Und der Gesetzentwurf?)

Der Beschluss, den wir an diesem Abend gefasst ha-
ben, war: Wir wollen in diese Richtung gehen. Es gab 
Akzeptanz für meine Forderung – Wahlkampf hin oder 
her. Wir müssen jetzt weitermachen, um das möglichst 
schnell in Form eines Gesetzes umzusetzen. Aber wir 
vonseiten des Bundes machen kein Gesetz, das nur pro 
forma auf dem Tisch liegt und „zerschossen“ wird.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Aber das BAföG ist doch ein Bundesgesetz! – 
Swen Schulz [Spandau] [SPD]: Sie trauen sich 
nicht!)

Unsere Arbeit bestand darin, abzuschichten und zum 
Beispiel zu entscheiden: Wollen wir beim Alter bis 
40 Jahre gehen? In dieser Phase haben wir ganz klar be-
sprochen, wie wir das machen.

(Swen Schulz [Spandau] [SPD]: Sie trauen 
sich nicht, oder Sie dürfen nicht – eins von bei-
den! – Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Kamingespräche sind müßig! Das hier 
ist das Hohe Haus!)

Ich sage noch einmal ganz deutlich: Das, was wir am 
Freitag in der GWK beschlossen haben, ist eine Riesen-
chance für Deutschland. Das gilt nicht nur für die jungen 
Leute, die jetzt die Möglichkeit haben, gut zu studieren, 
sondern für uns alle. Bis 2025 wird es viele Studierende 
geben. Wenn wir sie gut ausbilden, werden sie in den 
20er-, 30er- und 40er-Jahren dieses Jahrhunderts die In-
genieure, die Rechtsanwälte und die Lehrer sein, die wir 
dann brauchen. Dafür haben wir gemeinsam mit den 
Ländern diesen Beschluss gefasst. Ich denke, das ist ein 
Grund, sich zu freuen.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Eduard Oswald:
Vielen Dank, Frau Bundesministerin. – Nächster Red-

ner ist für die Fraktion der Sozialdemokraten unser Kol-

lege Dr. Ernst Dieter Rossmann. Bitte schön, Kollege 
Dr. Rossmann.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Ernst Dieter Rossmann (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Frau Wanka, wir stimmen Ihnen zu: Was jetzt zwischen 
Bund und Ländern vereinbart worden ist, ist eine große 
Chance, ist ein großes Angebot an die Studierenden in 
Deutschland. Es ist mit begründet durch das Engage-
ment der Länder, durch das Engagement des Bundes und 
nicht zuletzt durch das Engagement engagierter Studie-
render – bis hin zum Bildungsstreik; da wollen wir gar 
keinen Faden abschneiden.

Wenn wir die Historie betrachten, sehen wir, dass es 
gut ist, dass es heute einen Konsens darüber gibt, dass 
eine wachsende Zahl von Studierenden kein Nachteil für 
ein Land ist. Vor zehn, zwölf Jahren ist darüber noch an-
ders diskutiert worden. Aber dass Konservative Wen-
dungen machen, freut uns ja.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Es freut uns, wenn auch Sie sagen: Es ist nur gut, wenn 
deutlich mehr junge Menschen studieren. Das ist kein 
Nachteil für die Wirtschaft und kein Nachteil fürs Hand-
werk und kein Nachteil für den Mittelstand. – Das soll-
ten wir zusammen festhalten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das Zweite. Herr Rupprecht, es freut uns, wenn Sie 
auf Willy Brandt zurückkommen. Aber dann wollen wir 
festhalten: Zur Zeit Willy Brandts war die Form der 
Bund-Länder-Zusammenarbeit ganz offen, mit einem 
Grundgesetz, das alles ermöglichte, bis hin zu gemeinsa-
men Bund-Länder-Programmen, mit Gesetzeswerken 
vom – in der Großen Koalition bereits vorbereiteten – 
Berufsbildungsgesetz bis zum BAföG, bis zum Hoch-
schulrahmenrecht, bis zu Hochschulbauprogrammen, bei 
denen genau dieses zusammenwachsen konnte, ein-
schließlich einer BAföG-Offensive, wie wir sie jetzt lei-
der nicht haben. Wenn schon, dann bitte den ganzen 
Willy Brandt!

Die minimale Änderung des Grundgesetzes, die Sie 
jetzt vorschlagen, erlaubt nicht das offene Zusammenge-
hen von Bund und Ländern auf bestimmte Zielgrößen 
beim Hochschulausbau, welches in den großen Bil-
dungszeiten der sozial-liberalen Koalition den großen 
Bildungsaufbruch ermöglicht hat. Diese Minimallösung, 
die uns das Kabinett jetzt vorschlägt, ist deshalb nicht 
geeignet, die Hochschulprogramme zu einer Dauerför-
derung der Hochschulen zu verstetigen. Haben Sie Ihre 
Meinung geändert, und machen Sie uns einen neuen 
Vorschlag zur Änderung des Grundgesetzes? Oder ist 
das noch der alte Verhinderungsvorschlag? Das zu sa-
gen, gehört zur Ehrlichkeit dazu,

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Tankred Schipanski [CDU/CSU]: Lesen Sie 
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einmal den Vorschlag zur Verfassungsände-
rung!)

wenn wir aus dem guten Geist dieses Hochschulpakts et-
was machen wollen, was nachhaltig Bestand hat.

Das Dritte. Das Zusammenwirken von Bund und Län-
dern hat verschiedene Aspekte. Ich kann verstehen, 
wenn die Länder sagen, das sei zu kleine Münze, und da-
rauf verweisen, dass ihnen mit den 10 Milliarden Euro, 
die sie im Rahmen des Hochschulpakts über die Jahre 
bekommen, lediglich indirekt zurückgegeben wird, was 
ihnen in den letzten Jahren durch die Mövenpick-Steuer 
und Verschlechterungen bei der Erbschaftsteuer aus der 
Tasche gezogen worden ist. Das stimmt, und wir sind da-
für, dass sie das zurückbekommen.

Man muss diese 10 Milliarden Euro – kumuliert über 
acht Jahre Laufzeit – aber auch in Relation setzen zu den 
20 Milliarden Euro, die die Länder Jahr für Jahr für die 
Grundfinanzierung ihrer Hochschulen ausgeben.

(Tankred Schipanski [CDU/CSU]: Das ist ja 
auch ihre Aufgabe!)

– Das ist ihre Aufgabe. Aber dann wollen wir sie in die-
ser Aufgabe auch nicht schlechtreden, sondern anerken-
nen, dass der Bund über acht Jahre insgesamt 10 Milliar-
den Euro gibt, während die Länder über acht Jahre 
insgesamt 160 Milliarden Euro geben. So sind die Rela-
tionen, abgesehen davon, dass es wichtig ist, im Bereich 
Bildung on top etwas draufzulegen.

Ich werfe an dieser Stelle mit ein, dass es – jenseits al-
ler politischen Farben, Herr Neumann – nicht angeht, der 
SPD vorzuwerfen, dass in Sachsen-Anhalt die Prioritä-
ten gesetzt werden, wie sie gesetzt werden. Den Minis-
terpräsidenten und die Wissenschaftsministerin in Sach-
sen-Anhalt stellt die CDU.

(Michael Kretschmer [CDU/CSU]: Der 
Finanzminister kommt von der SPD!)

Wir mögen diese Prioritäten ja zusammen beklagen, aber 
bitte nicht so einseitig, dass immer dann, wenn es um die 
Länder geht, die SPD ins Visier genommen wird, ob-
wohl das Problem – die mangelnde Finanzkraft – ein ge-
meinsames Problem ist.

Der erste Treiber der Bildungsfinanzierung waren die 
Erlöse aus der Versteigerung der UMTS-Lizenzen, durch 
die Frau Bulmahn damals kumuliert 10 Milliarden Euro 
lockermachen konnte – und on top noch das Ganztags-
schulprogramm aufgelegt wurde. Der zweite Treiber für 
die Bildungs- und Forschungsausgaben war die Ab-
schaffung der Eigenheimzulage, wodurch wir über die 
Jahre 13,7 Milliarden Euro mobilisieren konnten. Um 
die Erfolgsgeschichte bei Bildung und Forschung fortzu-
schreiben, brauchen wir jetzt einen neuen Treiber. Sonst 
drohen die Länder am Ende bloß dazustehen; das ist die 
Sorge, die wir haben müssen. Dieser Treiber wird wohl 
nur über zusätzliche Steuereinnahmen für den Bund wie 
die Länder zu gewinnen sein.

Frau Wanka, wir hätten uns gewünscht, Sie hätten 
hier nicht nur über den Hochschulpakt geredet, sondern 
auch ein paar Fingerzeige gegeben, wie es in Bezug auf 

die nächstliegenden Finanzierungsfragen weitergehen 
soll. Als es noch um die 600 Millionen Euro ging, hat 
der Finanzminister Ihnen abgerungen, dass Sie 50 Pro-
zent davon – 300 Millionen Euro – über eine zusätzliche 
globale Minderausgabe beibringen. Gilt dieses noch? 
Werden Sie auch in Zukunft bei auf 2,2 Milliarden Euro 
gestiegenen Mitteln 50 Prozent aus der globalen Minder-
ausgabe erbringen müssen? Was heißt das, wenn Sie dies 
durchfinanzieren wollen, in Bezug auf die Programmför-
derung, auf die die Forschungsorganisationen und die 
Hochschulen warten? Was heißt das in Bezug auf die 
Weiterbildungsfinanzierung? Was heißt das auch in Be-
zug auf das, wonach der Kollege Gehring schon gefragt 
hat: Bleibt es am Ende dabei, dass wir die jährliche Stei-
gerung der Zuschüsse um 5 Prozent im Rahmen des 
Pakts für Forschung und Innovation durchfinanzieren 
müssen, aber viel mehr nicht geht? – Diese Fragen müs-
sen Sie dem Parlament beantworten, wenn Sie die Er-
folgsgeschichte „Hochschulpakt“ fortführen wollen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ansonsten heißt es: „linke Tasche, rechte Tasche“, und 
Sie bekommen von Forschung und sozialer Unterstüt-
zung für die Studierenden entkleidete Hochschulen.

Lassen Sie uns um die ganze Wahrheit ringen. Zur 
ganzen Wahrheit gehört: Wir brauchen eine bessere 
Grundgesetzänderung im Geiste von Willy Brandt und 
des Kollegen Rupprecht, und wir brauchen eine ehrliche 
Finanzpolitik, damit das kein Strohfeuer bleibt. Studie-
rende und Hochschulen in Deutschland haben wirklich 
Verlässlichkeit und Nachhaltigkeit verdient.

Danke schön.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie des Abg. Dr. Peter 
Röhlinger [FDP])

Vizepräsident Eduard Oswald:
Vielen Dank, Kollege Dr. Rossmann. – Nächste Red-

nerin ist unsere Kollegin Frau Sylvia Canel für die Frak-
tion der FDP. Bitte schön, Frau Kollegin Sylvia Canel.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Sylvia Canel (FDP):
Meine Damen und Herren! Herr Rossmann, der ein-

zige Grund, sich Sorgen machen zu müssen, wäre gege-
ben, wenn wir diese erfolgreiche Bildungspolitik nicht 
weiterführen könnten. Schwarz-Gelb hat gezeigt, dass es 
hier Prioritäten gibt und dass diese Prioritäten richtig 
sind. Deshalb freue ich mich auch, dies hier noch einmal 
erwähnen zu dürfen.

Wir leben in einer Bildungsrepublik. Noch nie hat 
eine Bundesregierung mehr in die Ressource Bildung in-
vestiert und junge Menschen beim Erwerb von Wissen 
unterstützt. Während die letzte rot-grüne Regierung 
knapp über 8 Milliarden Euro für den Bereich „Bildung 
und Forschung“ übrig hatte, investieren wir heute das 
Doppelte, nämlich fast 14 Milliarden Euro.

(René Röspel [SPD]: Das ist das Doppelte?)
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Wir freuen uns, dass die Früchte unseres Handelns so 
greifbar sind. Die Koalition hat damit maßgeblich zur 
Erfolgsgeschichte Deutschlands beigetragen. Wir ver-
spüren sozusagen einen Boom im Bildungssektor, was 
natürlich auch mit der ausgesprochen guten Wirtschafts-
entwicklung zusammenhängt.

Noch vor wenigen Jahren klagte man über zu wenige 
Ausbildungsplätze. Heute mangelt es an Auszubilden-
den. Mittlerweile schauen sich junge Spanier in Frank-
furt die Angebote der Handwerksbetriebe an, und sie in-
teressieren sich plötzlich für die Ausbildung made in 
Germany. Das freut uns; denn mit unserem dualen Sys-
tem der Berufsausbildung lässt sich Jugendarbeitslosig-
keit nachhaltig reduzieren. Nirgendwo in Europa gibt es 
weniger arbeitslose junge Menschen als bei uns – auch 
und gerade im Gesamtschulland Schweden nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU – Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Was wollen Sie uns damit sagen?)

Gerade im Hochschulbereich ist enorm viel getan 
worden. Im Jahr 2007 lag die Studierendenquote bei ge-
rade einmal 37 Prozent. Ich wiederhole das gerne: 
37 Prozent! Nur vier Jahre später war es schon mehr als 
die Hälfte der Schulabgänger, nämlich 51 Prozent, die 
ein Studium aufgenommen hat. Diese so positive Ent-
wicklung kommt nicht von ungefähr, sondern hat Ursa-
chen. Sie hören es ja so gerne: Die BAföG-Erhöhung, 
das Deutschlandstipendium, die Unterstützung der Be-
gabtenförderungswerke, die Exzellenzinitiative, der 
Qualitätspakt Lehre, der Bologna-Pakt und schließlich 
auch die massive Ausweitung des Hochschulpakts hin-
terlassen tiefe, gute Spuren. Das freut uns.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Wir sehen die Erfolge und fühlen uns auch dafür verant-
wortlich.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sie tun so, als hätte die FDP das gemacht!)

Wir fühlen uns ebenfalls verantwortlich, wenn uns die 
Länder zurufen, dass sie beim Ausbau der Studienplatz-
kapazitäten weitere Unterstützung benötigen. Das sind 
teilweise dieselben SPD- und grün regierten Länder, die 
sich der Lockerung des Kooperationsverbots verweigert 
haben und eine nachhaltige Finanzierung des Hoch-
schulwesens immer noch blockieren.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Stimmt nicht! Wir hatten viel bessere Vor-
schläge!)

Es sind die Länder, die die Studienbeiträge abgeschafft 
haben. Es sind die Länder, die ihrer Selbstverpflichtung 
in der Vergangenheit nicht nachgekommen sind und 
keine vollständige Kofinanzierung des Hochschulpakts 
geleistet haben. Angesichts dieses Trauerspiels könnte 
man doch fragen: Wieso soll der Bund hier eigentlich 
einspringen? Es gibt darauf eine ganz klare und einfache 
Antwort: Der Bund muss einspringen, weil es um junge 
Menschen geht. Es geht um die Zukunft unseres Landes. 
Es geht um unsere Kinder.

Was wurde im Kraftakt der letzten Tage durch die 
Bundesregierung und die Bundesbildungsministerin 
Frau Wanka geleistet? Was ist der Kern der Erfolgsmel-
dung? Wir haben Unglaubliches geschafft: Wir haben 
300 000 zusätzliche durchfinanzierte Studienplätze ge-
schaffen. Wenn das kein großer Erfolg sein soll, was ist 
es dann?

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Die Studierenden werden davon profitieren, wir werden 
davon profitieren, die Wirtschaft wird davon profitieren, 
die Gesellschaft wird davon profitieren. In Zeiten knap-
per Kassen ist der Beschluss zum Hochschulpakt ein kla-
res Bekenntnis für den Bildungs- und Forschungsstand-
ort Deutschland. Die Hochschulen haben mit der 
Entscheidung ein klares Signal für den Ausbau der Stu-
dienangebote erhalten. Jetzt sind nur noch die erforderli-
chen Schritte einzuleiten.

Für die FDP ist das ein notwendiger und richtiger 
Schritt. Wir freuen uns über die Neujustierung des Hoch-
schulpakts. Wir freuen uns, dass wir die Sicherung der 
Bildung in Deutschland gewährleisten können.

Danke sehr.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Vizepräsident Eduard Oswald:
Vielen Dank, Frau Kollegin Sylvia Canel. – Nächster 

Redner für die Fraktion der Sozialdemokraten ist unser 
Kollege Oliver Kaczmarek. Bitte schön, Kollege Oliver 
Kaczmarek.

(Beifall bei der SPD)

Oliver Kaczmarek (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Meine Damen und Herren! Ich weiß nicht, ob das, was 
Sie gerade vorgetragen haben, Frau Canel, mit den Er-
fahrungen, mit der Alltagswelt der Menschen in Über-
einstimmung zu bringen ist, was die Situation der Aus-
bildung im ganzen Land angeht, was die neuen 
Studierenden empfinden, was sich in der U-3-Betreuung 
abspielt usw. Insofern nützt es uns nichts, wenn wir hier 
Parallelwelten konstruieren.

(Beifall des Abg. Swen Schulz [Spandau] 
[SPD])

Vielmehr müssen wir uns auf die Dinge konzentrieren, 
die am vergangenen Wochenende in der Gemeinsamen 
Wissenschaftskonferenz beschlossen worden sind, und 
sie realistisch bewerten.

Zwei Dinge sollten wir aus meiner Sicht gemeinsam 
betonen: Erstens ist jetzt wirklich gewährleistet, dass für 
die Länder zusätzliche Studienanfänger tatsächlich zu-
sätzliches Geld bedeuten. Das wird fließen; das ist gut 
so. Zweitens ist es politisch gelungen, eine Lösung für 
ein Problem zu finden, und zwar gemeinsam, durch Bun-
desregierung und Bundesländer. Ich finde, das muss hier 
betont werden; denn das ist ein gemeinsamer Erfolg. 
Dazu passt nicht der konstruierte Bund-Länder-Wider-
spruch, von dem ich hier zum Teil gehört habe.

(Beifall bei der SPD)
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Die Hochschulen können jetzt die Voraussetzungen 
dafür schaffen, dass junge Menschen ihr Studium auf-
nehmen – zum Teil haben sie das schon gemacht –, und 
bekommen dafür auch die entsprechenden Gelder. Sie 
können in neue Stellen, Lehrräume und Hörsäle inves-
tieren. Aber zu einem guten Studium gehört noch mehr 
– ich will dem, was mein Kollege Swen Schulz schon 
genannt hat, noch einen Aspekt anfügen –: Dazu gehö-
ren auch Wohnheime, Mensen und vieles mehr. Deswe-
gen ist die Forderung nach einem Pakt für die soziale In-
frastruktur, wie sie beispielsweise vom Deutschen 
Studentenwerk erhoben wird, auch kein Beiwerk, son-
dern ein wichtiges Element einer guten Hochschulpoli-
tik.

(Beifall bei der SPD)

Ich möchte ein Argument nennen: Wenn wir auch Stu-
dierenden aus den sogenannten bildungsfernen Milieus 
eine faire Chance geben wollen, dann müssen die sozia-
len Rahmenbedingungen geregelt sein. Dann muss es 
eben auch Wohnheime, Beratung, BAföG und vieles 
mehr geben. Das dürfen wir nicht allein dem Markt oder 
den Eltern überlassen.

Es ist gut, dass die Länder den Druck auf den Bund 
aufrechterhalten haben, seinen Finanzierungsanteil am 
Hochschulpakt den realen Bedingungen anzupassen. Die 
Opposition hatte das hier bereits einige Male gefordert; 
an diese Debatten werden Sie sich erinnern. Dieses An-
gebot zu machen, ist kein Gnadenakt und auch keine for-
male Pflicht, sondern eine Frage des Verständnisses von 
Partnerschaft auf Augenhöhe im Hochschulpakt. Man 
schließt eine solche Vereinbarung doch in dem Bewusst-
sein, dass man ein Problem nur gemeinsam lösen kann. 
Deshalb – und weil die Lage in den Ländern schon lange 
absehbar war – war es eben auch höchste Eisenbahn, 
dass der Bund ein angemessenes Angebot gemacht hat.

Ich muss sagen, dass die Vorhaltungen, Ermahnungen 
und Unterstellungen, die ich hier zum Teil gegenüber 
den Ländern gehört habe, der Koalition aus meiner Sicht 
nicht anstehen; denn das spiegelt nicht die realen Ver-
hältnisse wider.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Nehmen Sie doch bitte auch zur Kenntnis und sagen Sie 
das auch laut – mein Kollege Ernst Dieter Rossmann hat 
gerade schon darauf hingewiesen –, dass die Länder 
jährlich mit allein gut 20 Millionen Euro zur Grundfi-
nanzierung der Hochschulen beitragen.

(Tankred Schipanski [CDU/CSU]: Das ist ihre 
Aufgabe!)

Laut dem Nationalen Bildungsbericht – auch Ihnen liegt 
er vor – werden etwa zwei Drittel sämtlicher Kosten im 
tertiären Bereich durch die Länder getragen und 18 Pro-
zent durch den Bund.

(Albert Rupprecht [Weiden] [CDU/CSU]: Ver-
fassung lesen!)

Die Länder sind mit Abstand der Hauptlastenträger.

(Tankred Schipanski [CDU/CSU]: Das ist ihr 
Job!)

Die schwarz-gelbe Koalition sollte nicht so tun, als wäre 
sie der Taktgeber dieser Finanzierung. Etwas mehr Be-
scheidenheit gegenüber den Ländern würde Ihnen an 
dieser Stelle gut zu Gesicht stehen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – La-
chen des Abg. Tankred Schipanski [CDU/
CSU])

Es ist jedoch unbestritten, dass die Länder bei der 
Finanzierung von Bildungsaufgaben an ihre Grenzen 
stoßen; das wurde hier schon erwähnt. Deshalb weist der 
Präsident der Hochschulrektorenkonferenz zu Recht auf 
ein Grundproblem hin, wenn er beschreibt, dass einige 
Länder ihren finanziellen Verpflichtungen nicht nach-
kommen können. Ich zitiere Herrn Hippler:

Daher fordert die HRK seit langem eine Grundge-
setzänderung, damit der Bund direkt und nachhaltig 
die Grundfinanzierung der Hochschulen ergänzen 
kann.

Deshalb appelliere ich an Sie: Hören Sie auf die Prakti-
ker! Machen Sie einen neuen, einen ergänzten Vorschlag 
für eine Grundgesetzänderung! Es geht nicht allein um 
die Finanzierung von sogenannten Leuchttürmen. Es 
geht um eine solide, eine gemeinsame Finanzierung der 
Basis für die Breiten- und die Spitzenqualifizierung an 
den Hochschulen. Wenn ein entsprechender konstrukti-
ver Vorschlag vorliegt, werden wir uns ihm sicherlich 
nicht verschließen.

(Beifall bei der SPD – Uwe Schummer [CDU/
CSU]: Sprechen Sie für NRW?)

– Natürlich, auch für Nordrhein-Westfalen. Wie Sie 
sicherlich wissen, hat Ministerpräsidentin Kraft selbst 
vorgeschlagen, einen Art. 104 c in das Grundgesetz ein-
zufügen. Natürlich unterstützt das Land Nordrhein-
Westfalen diesen Vorschlag.

Zweifellos hat die Gemeinsame Wissenschaftskonfe-
renz, Bund und Länder, in der vergangenen Woche 
wichtige und notwendige Beschlüsse gefasst. Aber diese 
Beschlüsse bedeuten noch nicht, dass alles getan ist, um 
gute Studienbedingungen herzustellen, und zwar dauer-
haft. Vor allem muss aus unserer Sicht der Bund früher 
und kooperativer mit den Ländern die Probleme erken-
nen und verhandeln. Deswegen geht es jetzt darum, früh-
zeitig mit den Ländern über die dritte Förderphase, die 
ab 2016 beginnt, zu verhandeln, damit für einen längeren 
Zeitraum planbare finanzielle Grundlagen geschaffen 
werden können. Man kann nur hoffen, dass der Geist der 
realen Verhandlungen, die dann stattfinden werden, wie-
der etwas konstruktiver sein wird als teilweise diese De-
batte hier.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Kai Gehring 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsident Eduard Oswald:
Vielen Dank, Kollege Kaczmarek. – Nächster Redner 

für die Fraktion von CDU/CSU ist unser Kollege 
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Vizepräsident Eduard Oswald

(A) (C)

(D)(B)
Michael Kretschmer. Bitte schön, Kollege Michael 
Kretschmer.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Michael Kretschmer (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Zur Wahrheit in dieser Debatte gehört, dass es 
die Bundesregierung war, die darauf gedrängt hat, dass 
es zu Veränderungen in der Nachweispflicht für die Ver-
wendung der Gelder kommt, damit das Geld, das wir ge-
ben, am Ende auch bei den Hochschulen ankommt. Es 
ist ein großer Erfolg, dass die Gemeinsame Wissen-
schaftskonferenz dem Vorschlag von Bundesministerin 
Wanka gefolgt ist und neue Kriterien beschlossen hat. 
Das liegt vor allem im Interesse der jungen Menschen. 
Natürlich eröffnen 625 000 neue Studienplätze Ausbil-
dungschancen und Lebensperspektiven für junge Men-
schen. Sie sind schließlich die Basis für den zukünftigen 
Wohlstand in unserem Land. Wir stehen dazu, dass die 
Hochschulen das Zentrum unseres Wissenschaftssys-
tems sind und die Voraussetzungen dafür schaffen, dass 
gemeinsam mit vielen jungen Leuten der Wohlstand 
auch in Zukunft erarbeitet werden kann.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP)

Das Drehbuch für den Hochschulpakt 2020 hat die 
Bundesregierung geschrieben. Ihr ist es zu verdanken, 
dass von 2007 bis 2018 vonseiten des Bundes 10 Mil-
liarden Euro und vonseiten der Länder 9 Milliarden Euro 
zur Verfügung gestellt werden. Das zeigt, dass wir uns 
unserer Verantwortung stellen, dass wir aber auch in 
Zukunft das Engagement der Länder klar einfordern. 
Das ist ein großes Verdienst.

Wir haben gerade gehört, wie viel Länder und Kom-
munen für den Bildungs- und insbesondere für den 
Hochschulbereich ausgeben. Wer sich der Sache wirk-
lich ernsthaft zuwendet, wird feststellen, dass es ein 
Irrweg wäre und uns alle überfordern würde, wenn der 
Bund Bildungsaufgaben in noch größerem Umfang 
übernehmen würde. Es muss auch in Zukunft dabei blei-
ben, dass die Länder ihrer Verantwortung für den Bil-
dungs- und insbesondere für den Hochschulbereich 
nachkommen. Wir müssen bei jeder Maßnahme, die wir 
seitens des Bundes ergreifen, darauf achten, dass das von 
uns bereitgestellte Geld additiv, also zusätzlich, zur 
Verfügung steht und nicht dazu führt, dass an anderen 
Stellen Geld weggenommen wird.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – 
Dr. Ernst Dieter Rossmann [SPD]: Das ist 
richtig!)

Das sind wir den jungen Leuten und den Hochschulen 
schuldig.

Wie sehr sich Grün, Rot und Rot-Rot vom aktuellen 
Diskurs und von den eigentlichen Entscheidungen, die 
derzeit im Wissenschaftsbereich in Deutschland getrof-
fen werden, abgekoppelt haben, zeigt das Ergebnis die-
ser Debatte und der GWK. Keiner der Vorschläge – kein 
einziger! –, die hier vonseiten der Opposition gemacht 

wurden, wurde von den eigenen Bundesländern in den 
Verhandlungen der GWK aufgegriffen und vertreten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Im Gegenteil: Die Veränderungen, die positiven Ent-
wicklungen im Bereich der Nachweispflicht, kommen 
vonseiten der Bundesregierung und mussten hart er-
kämpft werden. Wenn Sie mit solchen Vorschlägen ge-
kommen wären, hätte man den Eindruck gewonnen, dass 
es Ihnen redlich um eine Weiterentwicklung geht.

Auch die Diskussion über die mittelfristige Finanz-
planung ist für einen Parlamentarier ein Armutszeugnis. 
Jeder weiß, dass Beschlüsse der GWK und Länderver-
einbarungen unter Parlamentsvorbehalt stehen. Das ist 
auch richtig so; denn wir beschließen hier den Haushalt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wenn man das weiß, was soll man sonst vermuten, als 
dass die Kolleginnen und Kollegen von der Opposition 
nach dem Motto „Was ich selber denk und tu, trau ich je-
dem anderen zu“ handeln? Dann bleibt das Beispiel aus 
Ihrer Regierungszeit, als unter Rot-Grün die Haushalte 
von einem Jahr auf das andere überrollt wurden und die 
Wissenschaft allein gelassen wurde.

(Dr. Ernst Dieter Rossmann [SPD]: Nein! Pro-
test!)

– Das ist leider die Wahrheit.

(Dr. Ernst Dieter Rossmann [SPD]: Protest!)

Diese Regierung handelt anders. Das wissen die 
Hochschulen, das wissen auch die Länder. Deswegen 
halte ich es für einen großen Erfolg, dass wir gemein-
sam, alle Länder – die SPD-regierten Länder und die 
CDU-regierten Länder – und der Bund, diese Verein-
barung für die jungen Leute in unserem Land getroffen 
haben.

Noch einmal: Kommen Sie zur sachlichen Diskussion 
zurück!

(Lachen bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Unser Vorschlag zur Grundgesetzänderung eröffnet die 
Möglichkeit für eine breite Unterstützung von Dingen, 
die national von Bedeutung sind, an Hochschulen, an 
Fachhochschulen, überall im Land. Blockieren Sie nicht 
weiter, sondern stellen Sie sich der Verantwortung, die 
auch eine Opposition nach unserem Grundgesetz hat, 
meine Damen und Herren!

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – 
Lachen bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Eduard Oswald:
Vielen Dank, Kollege Kretschmer. – Nächster Redner 

in unserer Aktuellen Stunde ist für die Fraktion der 
CDU/CSU unser Kollege Tankred Schipanski. Bitte 
schön, Kollege Schipanski.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
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(A) (C)

(D)(B)
Tankred Schipanski (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Die Bildungsrepublik 
Deutschland blüht.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Sie alle kennen die wissenschaftspolitische Trias aus 
Hochschulpakt, Exzellenzinitiative und Pakt für For-
schung und Innovation. Wir wissen, dass die christlich-
liberale Koalition diese Trias um den Qualitätspakt 
Lehre und um die Exzellenzinitiative in der Lehreraus-
bildung erweitert hat, und wir wissen, dass wir basierend 
auf den Empfehlungen des Wissenschaftsrates, die wir in 
diesem Frühjahr erwarten, die deutsche Wissenschafts-
landschaft weiterentwickeln werden.

Dabei ist schon seit letztem Jahr klar – ein ganz we-
sentliches Bekenntnis der Union –: Wir wollen den Pakt 
für Forschung und Innovation über 2015 hinaus verlän-
gern, und zwar mit einem jährlichen Plus von 5 Prozent. 
Eine weitere Direktive haben wir immer betont – das ist 
heute noch einmal angesprochen worden –: Für uns sind 
die Hochschulen das Rückgrat des deutschen Wissen-
schaftssystems.

(Zuruf von der FDP: Richtig!)

Daher ist es für uns Ansporn, Exzellenz nicht nur in 
der Spitze, sondern zunehmend auch in der Breite zu för-
dern. Eine Möglichkeit, unsere Hochschulen zu fördern, 
ist dabei das Instrument des Hochschulpaktes. Dieses In-
strument haben Bund und Länder auf der jüngsten 
GWK-Sitzung neu gestimmt, so gestimmt, dass nun 
noch schönere Töne durch dieses Instrument erklingen. 
Bei einer aktuellen Zahl von 2,4 Millionen Studierenden 
– das ist Rekordniveau – greift der Bund den Ländern 
abermals sehr aktiv ohne rechtliche Notwendigkeit unter 
die Arme.

In der zweiten Förderphase des Hochschulpaktes von 
2011 bis 2015 – Frau Gohlke, jetzt hören Sie gut zu! – 
wird nicht nur die Anzahl von Studienplätzen von 
325 000 auf 625 000 markant erhöht, sondern auch die 
Finanzierung pro Studienplatz wird auf 26 000 Euro statt 
bisher 22 000 Euro erhöht, wobei der Bund sich an der 
Finanzierung hälftig beteiligt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

So ergibt sich die enorme Summe von 7 Milliarden Euro 
für die zweite Phase des Hochschulpaktes vonseiten des 
Bundes.

Ich will an dieser Stelle speziell für Herrn Rossmann 
betonen, dass auch dann, wenn wir eine derartige 
Schwerpunktbildung zugunsten unserer Hochschulen 
vornehmen, für die christlich-liberale Koalition neben 
der akademischen Ausbildung die berufliche Bildung für 
unser Land elementar ist.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Dr. Ernst Dieter Rossmann 
[SPD]: Für uns auch!)

Wir werden daher mit aller Kraft unsere berufliche Bil-
dung mit dem Herzstück der dualen Ausbildung fortent-
wickeln und ausbauen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – Kai 
Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Dann bleibt nicht mehr viel Zeit!)

Meine Damen und Herren, wir sehen in diesem Hoch-
schulpakt ein ganz klares Signal, nämlich Planungs-
sicherheit – das ist etwas anderes als Planwirtschaft –: 
Planungssicherheit für unsere Hochschulen und deren 
Mitarbeiter, Planungssicherheit für die Bundesländer, 
Planungssicherheit für die Studierenden, aber auch für 
deren Eltern. Dabei gestalten wir den Hochschulpakt 
zwischen Bund und Ländern nicht so, wie die Hoch-
schulpakte der einzelnen Bundesländer mit ihren Hoch-
schulen ausgestaltet sind. Wir geben dieses Geld ohne 
konkrete Ziel- und Leistungsvereinbarungen, aber mit 
Transparenzvorgaben und begleitet durch ein aktives 
Monitoring. Ich erwarte von den Bundesländern, dass sie 
die wissenschaftspolitischen Impulse, die der Bund gibt, 
die die HRK gibt, die der Wissenschaftsrat gibt, bei der 
Vergabe der Mittel berücksichtigen.

Ein wichtiger Impuls ist für mich dabei, die erhaltene 
Planungssicherheit an den wissenschaftlichen Nach-
wuchs weiterzugeben und die Leitlinien der HRK vom 
24. April letzten Jahres für die Ausgestaltung befristeter 
Beschäftigungsverhältnisse für wissenschaftliches Per-
sonal zügig umzusetzen. Die außeruniversitären Einrich-
tungen haben das – Sie wissen das alle – längst in vor-
bildlicher Art und Weise getan.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, für mich ist dieser 
neuverhandelte Hochschulpakt kein Grund, auf die Ver-
fassungsänderung, die wir in dieses Parlament mit Blick 
auf Art. 91 b unseres Grundgesetzes eingebracht haben, 
zu verzichten. Die christlich-liberale Koalition und die 
gesamte Wissenschaftslandschaft möchten eine intensi-
vere Kultur der Kooperation zwischen Bund und 
Ländern im Wissenschaftsbereich. Die SPD sollte ihre 
Blockade endlich aufgeben und den Weg für mehr 
Kooperation frei machen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – 
Swen Schulz [Spandau] [SPD]: Warum blo-
ckieren Sie dann die Kooperation?)

Das ist sicherlich auch im Sinne von Willy Brandt. Dass 
sich die Opposition heute hier für teilweise erfolgreiche 
Verhandlungen lobt, ist legitim mit Blick auf die Bun-
desländer; denn da haben wir ja durchaus rot-grüne Wis-
senschaftsminister vorgefunden, die diesen Kompromiss 
mittragen.

Lassen Sie mich abschließend als Thüringer eine An-
merkung zu den neuen Ländern machen. Es freut mich 
besonders, dass wir auch in der zweiten Programmphase 
wiederum eine Sonderfinanzierung durch den Bund so-
wie Pauschalbeträge erhalten. Das ist ein Stück gelebtes 
Bundesstaatsprinzip der Länder untereinander. Es ist 
aber auch ein klares Bekenntnis der christlich-liberalen 
Koalition zu den neuen Bundesländern. Sie wissen ja: 
Bereits im Sommer 2012 haben wir für unsere neuen 
Länder das Programm „Zwanzig20 – Partnerschaft für 
Innovation“ mit einem Fördervolumen von 500 Millio-
nen Euro aufgelegt, ein starkes Signal.
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Tankred Schipanski

(A) (C)

(D)(B)
In diesem Sinne beende ich die Rede, wie ich sie be-
gonnen habe. Meine Damen und Herren, die Bildungsre-
publik Deutschland blüht!

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Eduard Oswald:
Vielen Dank, Kollege Schipanski. – Letzter Redner in 

unserer Aktuellen Stunde ist für die Fraktion der CDU/
CSU unser Kollege Marcus Weinberg. Bitte schön, Kol-
lege Marcus Weinberg.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Marcus Weinberg (Hamburg) (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Uwe Schummer hat mir zugerufen, ich 
solle einmal zusammenfassen. Das mache ich, und zwar 
möglichst objektiv; das werden Sie sehen, das werden 
Sie hören.

Ich will zunächst eins feststellen: Ob nun mehr oder 
weniger oder extrem oder weniger extrem, alle – das sei 
insbesondere in Richtung Opposition gesagt – freuen 
sich über das Ergebnis.

(Swen Schulz [Spandau] [SPD]: Das ist rich-
tig!)

Dieser Kompromiss ist ein gutes Ergebnis.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Insoweit ein Dank an Dr. Rossmann und Herrn Kollegen 
Gehring für die guten Worte. Das zeigt, dass wir in der 
Bildungs- und Forschungspolitik immer wieder – für 
Herrn Schulz gilt das punktuell –

(Heiterkeit bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

an einem Strang ziehen.

Ich kann auch ein bisschen verstehen, Herr 
Dr. Rossmann – damit sei auch Anerkennung ausgespro-
chen –, dass eine Debatte in einer Aktuellen Stunde über 
Bildungspolitik für die Opposition so ist wie momentan 
ein Auswärtsspiel bei Bayern München: Da ist kaum et-
was zu gewinnen. Trotzdem versuchen Sie, hier in der 
einen oder anderen Fußnote noch Kritik zu äußern. Aber 
deutlich geworden ist: Es geht nur um Fußnoten. Herr 
Schulz, Sie sagen: Wir haben doch immer Anträge ge-
schrieben. Dazu kann man sagen: Ja, toll, das haben Sie 
gemacht. Aber wir haben Dinge umgesetzt, und wir ha-
ben etwas zustande gebracht.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wir haben mehr Wissenschaftsminister als Sie 
in den Ländern!)

Ein Begriff taucht in diesem Zusammenhang immer 
wieder auf, und das ist die „Bildungsexpansion“. Kol-
lege Rupprecht hat ihn zu Beginn der Debatte einge-
führt. Ich will ihn gerne aufgreifen, weil er das wider-
spiegelt, was diese Bundesregierung momentan macht.

Es gibt einen Kanzlerkandidaten, der will immer Ge-
schichten erzählen. Wir erzählen hier nur eine einzige 
Geschichte. Wir reden gar nicht über die Exzellenzinitia-
tive – wir werden nächste Woche noch einmal über die 
Exzellenzinitiative in der Lehrerbildung reden –, die kul-
turelle Bildung, über all die Maßnahmen, die wir im 
Bildungs- und Forschungsbereich auf den Weg gebracht 
haben. Reden wir nur einmal über den Hochschulpakt. 

Frau Kollegin von den Linken, die Planung gemacht 
hat tatsächlich die KMK. Man kann das alles kritisieren. 
Aber was diese Bundesregierung bewiesen hat, ist Flexi-
bilität, ist Nachhaltigkeit, ist Stärke in der Finanzierung. 
10 Milliarden Euro bis zum Jahr 2018 – das muss man 
sich einmal vor Augen halten! –, das ist eine enorme 
Summe, die die Bundesregierung zur Verfügung stellt.

(Dr. Ernst Dieter Rossmann [SPD]: Das wol-
len wir mal abwarten!)

Das muss man doch einmal lobend erwähnen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Im ersten Schritt ging es tatsächlich einmal um 
90 000 zusätzliche Plätze. Diese Bundesregierung hat er-
kannt: Es gibt neue Zahlen. Übrigens gibt es sie mögli-
cherweise auch deshalb, weil das Wissenschaftssystem 
in Deutschland in den letzten Jahren anders wahrgenom-
men worden ist als vorher. Was wir aus der Wissenschaft 
hören, sind positive Dinge. Es wird gesagt: Hier ist eine 
Veränderung vollzogen worden.

(Dr. Ernst Dieter Rossmann [SPD]: Seit 1998, 
nach Rüttgers!)

Möglicherweise, Herr Dr. Rossmann, ist es auch so, dass 
sich viele junge Menschen sagen: In diesem Wissen-
schaftssystem habe ich endlich wieder eine Chance. Hier 
kann ich mich entwickeln, mein Talent und meine Kräfte 
entfalten. – Vor diesem Hintergrund streben sie ein Stu-
dium an. Insgesamt gab es dann tatsächlich 185 000 zu-
sätzliche Studienanfänger.

Im zweiten Schritt – das betrifft die Zeit von 2011 bis 
2015 – gibt es eine Steigerung um 275 000. Dazu kom-
men noch einmal 50 000. Die Aussetzung der Wehr-
pflicht war vor wenigen Jahren noch gar nicht erkennbar. 
Aber wir haben sofort das Notwendige getan. Die Mittel 
wurden erhöht, nämlich auf insgesamt 5 Milliarden 
Euro.

Nach dem Beschluss vom 12. April dieses Jahres gibt 
es kurzfristig 2,2 Milliarden Euro zusätzlich für die er-
warteten 300 000 zusätzlichen Studienanfänger. Dann 
gibt es nach der Planung bis 2018 noch einmal 2,7 Mil-
liarden Euro obendrauf.

Das heißt, der Bund nimmt seine Verantwortung 
wahr. Das ist keine Wendung, Herr Dr. Rossmann, son-
dern das ist eine klare Linie. Der Bund übernimmt in der 
Bildungs- und Forschungspolitik Verantwortung. Das 
macht er seit 2005. Das hat er schon in der Großen Ko-
alition gemacht, und noch ein bisschen stärker gilt das 
jetzt unter der christlich-liberalen Koalition.
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Marcus Weinberg (Hamburg)

(A) (C)

(D)(B)
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – 
Dr. Ernst Dieter Rossmann [SPD]: Das hat der 
Bund auch schon vorher gemacht!)

Jetzt will ich nur noch zwei, drei Punkte aufnehmen, 
die Sie angesprochen haben. Es ist nicht so, dass wir im-
mer auf die Länder zeigen.

(Dr. Ernst Dieter Rossmann [SPD]: Sachsen-
Anhalt war auch ein schlechtes Beispiel! Der 
Kollege hat sich da versprochen! Er meinte 
etwas anderes!)

Von denen ist eh keiner da bei solchen Debatten, was tra-
gisch ist; die bekommen viel Geld und kommen nicht 
einmal zu den Debatten. – Sie haben gesagt, Herr 
Dr. Rossmann – da widerspreche ich Ihnen gar nicht; das 
kann ich nachvollziehen –: Es macht keinen Sinn, immer 
auf die Länder draufzuhauen, weil die auch kein Geld 
haben und weil es denen auch schlecht geht. – Jetzt sehe 
ich mir einmal an, was in den Ländern passiert. Wenn 
ein Bundesland den Haushalt deutlich ausweitet, aber 
5 Prozent im Bereich Wissenschaft einspart: Ist das eine 
Priorität für die Wissenschaft oder keine Priorität für die 
Wissenschaft? Das Bundesland Hamburg verfährt so, 
seitdem die SPD dort die Regierung übernommen hat. 
Das ist keine moderne Politik in einer Wissensgesell-
schaft, wie ich sie verstehe.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Das heißt, Sie müssen das in Relation setzen.

Wenn wir schon bei dem Thema sind, wie die Länder 
reagieren: Ich finde es in Ordnung, wenn sich ein Land 
dafür feiern lässt, dass es die Studiengebühren abschafft. 
Sie abzuschaffen, ist völlig in Ordnung, wenn man es 
sich leisten kann. Aber wenn, wie in Hamburg passiert, 
Studiengebühren abgeschafft werden – Klammer auf: es 
waren sehr klug angelegte Studiengebühren, die damals 
die Schwarzen und die Grünen auf den Weg gebracht ha-
ben, nämlich nachgelagerte Studiengebühren – und 
gleichzeitig in diesem Bereich gespart wird, dann ist das 
eine Verschlechterung für die Studierenden. Für Sie ist 
doch immer wichtig: Wie ist die Situation für die Studie-
renden? Das heißt, hier sparen Länder an der falschen 
Stelle. Das muss man einmal thematisieren. Hier ist es 
falsch, die Studiengebühren abzuschaffen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Nächster Punkt. Herr Kaczmarek, schauen Sie sich 
einmal die Mehrwertsteuerverteilung in den letzten 

30 Jahren an! Bei allem Respekt: Da ist etwas rüberge-
schoben worden. – Tatsache ist: Auch wir haben eine 
Schuldenbremse. Auch wir müssen darauf achten, dass 
wir das Geld zusammenhalten. Ich möchte also schon 
wissen, was die Länder machen.

Als Problem empfinde ich es, wenn man sagt: Der 
Bund wird 10 Milliarden Euro für den Studienplatzaus-
bau zur Verfügung stellen. Aber dann muss ja noch In-
frastruktur dazukommen. – Wir sollen also noch eine 
Straßenbahn bauen. Wir sollen möglicherweise noch ein 
Kino bauen. Was noch? Wir kritisieren die Länder gar 
nicht; wir verweisen nur auf die Kompetenzverteilung. 
Das darf man in diesem Zusammenhang wohl einmal 
machen.

Wenn der Bund unter der christlich-liberalen Koali-
tion so viel Geld für diesen Bereich ausgibt, wenn der 
Bund so viel Geld bereitstellt, dann kann man doch ein-
mal hinterfragen: Müssen wir das eigentlich? Die Ant-
wort: Nein. Wir machen es, weil wir Verantwortung 
übernehmen. Die zweite Frage ist dann: Was machen die 
Länder? Wenn es so weit kommt, dass gesagt wird: „Der 
Bund muss auch noch eine Straßenbahn oder Ähnliches 
bauen“, dann ist, glaube ich, in dieser Republik etwas 
falsch gelagert.

(Swen Schulz [Spandau] [SPD]: Sie wissen 
nicht einmal, was das Thema ist! Sprechen Sie 
mit dem Deutschen Studentenwerk!)

Deswegen schließe ich, Herr Schulz, gern mit der 
Kommentierung: Wir haben es aus Verantwortung ge-
macht: 10 Milliarden Euro insgesamt. Das ist nachhaltig, 
das ist stark, und das ist verlässlich. Das ist der Bundes-
regierung geschuldet. Deswegen ist das ein guter Tag für 
die Wissenschaft in Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Eduard Oswald:
Unser Kollege Marcus Weinberg war der letzte Red-

ner in unserer Aktuellen Stunde, die damit beendet ist.

Wir sind auch am Schluss unserer heutigen Tagesord-
nung.

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destags auf morgen, Donnerstag, den 18. April 2013, 
9 Uhr, ein.

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 16.49 Uhr)
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Anlage 2

Zu Protokoll gegebene Rede

zur Beratung des Antrags: Queere Jugendliche 
unterstützen

(228. Sitzung, Tagesordnungspunkt 22)

Elisabeth Winkelmeier-Becker (CDU/CSU): Wir 
beschäftigen uns zum wiederholten Mal mit der beson-
deren Situation von lesbischen, schwulen, bisexuellen, 
transsexuellen und intersexuellen – alles fasst der Antrag 
unter dem Begriff „queer“ zusammen – Jugendlichen.

Bündnis 90/Die Grünen fordern in ihrem Antrag ne-
ben einem nationalen Aktionsplan das Einwirken des 
Bundes auf die Länder, um auf dieser Ebene wiederum 
Aktionspläne zu installieren. Zudem werden zahlreiche 
Maßnahmen genannt, die teilweise bereits in aktuellen 
Programmen integriert sind.

Wir führen zurzeit eine vielfältige politische Diskus-
sion über die steuerliche und sonstige Gleichstellung von 
eingetragenen Lebenspartnerschaften und Ehe, in der sich 
die unterschiedlichen Einstellungen zu allen „queeren“ 
Lebensformen spiegeln. Die Reaktionen, die ich als Ab-
geordnete dazu erhalte, zeigen ein breites Spektrum auf: 
von Ablehnung bis Zustimmung, in allen Tonlagen. Ge-
rade die ablehnenden Reaktionen zeigen: Diese Diskus-
sion ist wichtig, und sie muss mit dem Ziel geführt werden,
zu noch mehr Toleranz zu kommen. Es ist anscheinend 
zum Beispiel noch nicht jedem klar, dass sich niemand 
seine sexuelle Orientierung oder Veranlagung aussucht. 
Wir müssen die aktuelle Diskussion nach den letzten 
Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts dazu 
nutzen, hier nachzubessern. Viele Menschen haben in 
der Vergangenheit darunter gelitten, ihre sexuelle Orien-
tierung nicht offenlegen zu können. Das müssen wir 
überwinden.

Nicht immer allerdings führen Aktionspläne und eine 
Vielzahl an Maßnahmen zu gewünschten Ergebnissen. 
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Die gesellschaftliche Diskussion ist wichtig und kann 
hier mehr ausrichten als gesetzliche Regelungen und of-
fizielle Programme.

Fakt ist: Wir haben in den letzten Jahren einiges er-
reicht. Heute ist das Klima für ein Outing grundsätzlich 
offener als noch vor 20, 30 Jahren. Die zahlreichen För-
derinstrumente der Bundesregierung haben mit Sicher-
heit dazu beigetragen. Mit der Antwort der Bundesregie-
rung auf die Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen „Lesbische und schwule Jugendliche“ (Bun-
destagsdrucksache 17/2588) liegt eine detaillierte Be-
standsaufnahme vor, die recht eindrucksvoll belegt, dass 
der Bund gerade in diesem Bereich umfangreich för-
dernd tätig ist. Das Bundesministerium für Familie, Se-
nioren, Frauen und Jugend unterstützt über das Förder-
instrument Kinder- und Jugendplan des Bundes, aber 
auch über den gemeinsamen Haushaltstitel der Abteilun-
gen Familie, Chancengleichheit und Ältere Menschen 
eine Vielzahl von Projekten zugunsten schwuler, lesbi-
scher und transsexueller Jugendlicher. Im Bereich der 
außerschulischen Jugendbildung fördert das Familienmi-
nisterium Träger und Angebote der politischen, kulturel-
len und sportlichen Bildung, die Jugendverbandsarbeit 
sowie die internationale Jugendarbeit. In allen Bereichen 
beschäftigen sich die Träger in ihren Angeboten vor Ort 
mit aktuellen Fragestellungen und Lebenswelten von Ju-
gendlichen. Die Auseinandersetzung mit der eigenen 
– auch sexuellen – Identität ist ein Schwerpunkt der au-
ßerschulischen Bildung. Die Befassung mit schwul-les-
bischen Themen ist auch über das im Kinder- und Ju-
gendplan fest verankerte Querschnittsthema „Gender 
Mainstreaming“ gewährleistet.

Im Rahmen der Jugendverbandsarbeit und internatio-
naler Austauschprogramme fördert das BMFSFJ speziell 
das Jugendnetzwerk Lambda e. V. – der lesbisch-schwule
Jugendverband in Deutschland – in einer Höhe von der-
zeit jährlich 151 000 Euro. Zusätzlich wird das Projekt 
„Alle sind anders“ mit 10 800 Euro gefördert. Daneben 
werden regelmäßig weitere Einzelprojekte und die Ver-
bandszeitschrift out! gefördert, die ein bundesweites 
Forum für schwul-lesbische Jugendthemen bietet. 
Lambda vertritt die Interessen junger Lesben, Schwuler, 
Bisexueller und Transgender in der Öffentlichkeit und 
Politik und leistet Bildungs-, Beratungs- und Aufklä-
rungsarbeit. Eine besondere Problematik lässt sich bei 
Heranwachsenden mit Migrationshintergrund feststellen. 
Gerade in deren Communities gehört eine homophobe 
Einstellung vielfach zur Normalität. Laut einer Studie 
fühlen sich viele Lesben und Schwule mit Migrations-
hintergrund in Deutschland zwar gut integriert und 
bewerten das gesellschaftliche Klima gegenüber Homo-
sexuellen hier bei uns als positiver als in ihren Her-
kunftsländern. Innerhalb ihrer Familien und Communi-
ties allerdings erfahren sie mehr Diskriminierung und 
verzichten deshalb oft auf ein offenes homosexuelles Le-
ben. In diesem Zusammenhang möchte ich Ihnen einen 
Beitrag auf der Internetseite der Bundeszentrale für poli-
tische Bildung mit dem Titel „Ein Ali kann nicht schwul 
sein – Was Aufklärer an einer Neuköllner Schule erle-
ben“ ans Herz legen.

Auch das Deutsche Jugendinstitut erhielt im Jahr 
2012 für die Pilotstudie „Lebenssituationen und Diskri-
minierungserfahrungen von lesbischen und schwulen Ju-
gendlichen in Deutschland“ circa 30 000 Euro. Dieses 
Projekt wird in diesem Jahr fortgeführt. Der Lesben- und 
Schwulenverband in Deutschland e. V. erhielt im Jahr 
2012 über 120 000 Euro Fördermittel für Projektarbeit 
zur Verbesserung der Situation von LGBTTI-Jugend-
lichen. Gerade die Arbeit von Verbänden und deren 
Netzwerken trägt aus meiner Sicht besonders dazu bei, 
die Benachteiligung von LGBTTI-Jugendlichen abzu-
bauen und ein Klima von gegenseitigem Respekt und 
Anerkennung zu schaffen. Im Bereich der sportlichen 
Bildung haben Aktivitäten zugunsten von lesbischen, 
schwulen, Transgender- und intersexuellen Jugendlichen 
einen hohen Stellenwert: So unternimmt etwa die vom 
Bundesfamilienministerium und dem Deutschen Fuß-
ball-Bund geförderte Koordinationsstelle „Fanprojekte“ 
regelmäßig und kontinuierlich Aktivitäten gegen Homo-
phobie im Fußballsport. Unter dem ehemaligen DFB-
Präsidenten Theo Zwanziger – der sich über Jahre offen-
siv dafür einsetzte, das Tabu Homosexualität im Fußball 
abzubauen – wurden bei einem Länderspiel stadionweit 
Flyer gegen Diskriminierung und für die Akzeptanz von 
Homosexualität im Fußball verteilt.

In den Broschüren der Bundeszentrale für gesundheit-
liche Aufklärung zur Sexualaufklärung und Familienpla-
nung sind Themen für schwule, lesbische und transsexu-
elle Jugendliche wie sexuelle Orientierung, Coming-out 
usw. bereits selbstverständlich integriert und finden Be-
rücksichtigung sowohl bei den Jugendlichen als auch bei 
den Eltern. Das Thema wird als Querschnittsthema be-
handelt und findet sich mit unterschiedlichen Schwer-
punkten. Hier könnte einmal geprüft werden, ob nicht 
ein größeres Angebot in mehreren Sprachen sinnvoll 
wäre.

Speziell zur Prävention von Suizidversuchen und Sui-
ziden fördert das Bundesgesundheitsministerium Initiati-
ven des Nationalen Suizidpräventionsprogramms für 
Deutschland, NaSPro, bei dem sich eine Arbeitsgruppe 
speziell mit der Thematik Suizidprävention bei Kindern 
und Jugendlichen befasst. Die relativ hohe Selbstmord- 
rate bei Jugendlichen in einer sexuellen Orientierungs-
phase ist wirklich bedrückend. Hier müssen wir alles da-
ransetzen, dass jeder junge Mensch, der sich in einer 
schwierigen Phase der Selbstfindung befindet, die not-
wendige Hilfe und Unterstützung bekommen kann.

Letztlich muss ich feststellen, dass für die im Antrag 
angesprochenen Weiterbildungsprogramme für Lehr-
kräfte und Fachkräfte der örtlichen Kinder- und Jugend-
hilfe nach der im Grundgesetz festgeschriebenen Kom-
petenzverteilung die Länder und Kommunen zuständig 
sind. Dies gilt ebenso für die Bereitstellung von speziel-
len Notunterkünften und Wohnungsangeboten für Ju-
gendliche, die von Obdachlosigkeit bedroht sind. Zu Ih-
rem Wunsch, die Pilotstudie noch vor der Sommerpause 
zu bekommen: Nach aktueller Auskunft aus dem 
BMFSFJ soll der Zwischenbericht bis zum 30. Juni vor-
gelegt werden. Es wurde seitens der Ministerin bereits 
mehrfach angekündigt, dass es aus organisatorischen 
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Gründern dabei bleibt, sämtliche Ergebnisse der Pilot-
studie im Herbst 2013 als Abschlussbericht vorzulegen.

Akzeptanz von Andersartigkeit ist – leider – meist ein 
länger andauernder Prozess innerhalb der Gesellschaft. 
Daran kann und sollte jeder Einzelne mitarbeiten. Ge-
setzgeberische Maßnahmen können nur ein Element da-
bei sein. Jeder Einzelne sollte den Mund aufmachen, 
wenn er Diskriminierung mitbekommt. Jeder kann durch 
Argumente und Gespräche zum Umdenken anregen.

Das alles zeigt: Die Bundesregierung unterstützt den 
notwendigen Bewusstseinswandel mit einem breiten 
Spektrum von Maßnahmen. Jeder von uns kann in sei-
nem Umfeld daran mitwirken.

Ich danke fürs Lesen.

Anlage 3

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Ernst Burgbacher auf die Frage 
der Abgeordneten Bärbel Höhn (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) (Drucksache 17/13045, Frage 6):

Wie hat sich die Stromerzeugung aus Braunkohle und 
Steinkohle im ersten Quartal 2013 im Vergleich zum Vorjah-
resquartal entwickelt, und welche zusätzlichen CO2-Emissio-
nen sind dadurch gegenüber dem ersten Quartal 2012 entstan-
den?

Amtliche Daten für die Stromerzeugung nach Ener-
gieträgern für das erste Quartal 2013 liegen gegenwärtig 
noch nicht vor. Die Daten für die Einsatzbrennstoffe, die 
für die Bestimmung der mit der Erzeugung verbundenen 
CO2-Emissionen benötigt werden, veröffentlicht das Sta-
tistische Bundesamt voraussichtlich Ende Mai.

Anlage 4

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Ernst Burgbacher auf die Frage 
der Abgeordneten Viola von Cramon-Taubadel 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) (Drucksache 17/13045, 
Frage 7):

Anerkennt die Bundesregierung, dass gemäß Art. 19 in 
Verbindung mit Art. 1 Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 978/
2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
25. Oktober 2012 über ein Schema allgemeiner Zollpräferen-
zen und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 732/2008 
des Rates bei Verstößen gegen wesentliche Übereinkommen 
der Vereinten Nationen und der IAO, Internationale Arbeits-
organisation, zu Menschenrechten und Arbeitnehmerrechten, 
Anhang VIII Teil A der Verordnung, nicht nur Zollpräferen-
zen nach der Sonderregelung – APS+ –, sondern auch solche 
nach der allgemeinen Regelung – APS – vorübergehend zu-
rückgenommen werden können, und anerkannt sie, dass bei 
Verstößen gegen die genannten wesentlichen Übereinkommen 
die vorübergehende Rücknahme unabhängig davon zu prüfen 
ist, ob das Land tatsächlich finanziell von den gewährten Zoll-
präferenzen profitiert, da allein die Listung als APS-begüns-
tigtes Land, Anhang II, zu einem Imagegewinn des Landes 
führt?

Art. 19 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 978/2012 des 
Europäischen Parlaments und des Rates über ein Schema 
allgemeiner Zollpräferenzen knüpft an die Präferenzre-

gelungen nach Art. 1 Abs. 2 und dort an die allgemeine 
Regelung und an die Sonderregelung für nachhaltige 
Entwicklung und verantwortungsvolle Staatsführung an.

Sowohl die Zollvergünstigungen nach der Sonderre-
gelung – dem sogenannten APS – als auch die Zollver-
günstigungen nach der allgemeinen Regelung können 
vorübergehend zurückgenommen werden bei schwer-
wiegenden und systematischen Verstößen gegen Grund-
sätze, die in den Übereinkommen des Anhangs VIII Teil A
niedergelegt sind. Dort stehen die von Ihnen angespro-
chenen 15 wesentlichen Übereinkommen der Vereinten 
Nationen und der Internationalen Arbeitsorganisation zu 
Menschenrechten und Arbeitnehmerrechten.

Liegen nach Auffassung der Kommission der EU 
genügend Gründe vor, die eine vorübergehende Rück-
nahme von Zollpräferenzen einer der beiden genannten 
Kategorien nach Art. 19 Abs. 1 der genannten EU-
Verordnung rechtfertigen, dann erlässt sie nach dem 
Beratungsverfahren einen Durchführungsrechtsakt zur 
Einleitung eines Verfahrens zur vorübergehenden Rück-
nahme.

Im weiteren Verfahren beurteilt die Kommission in 
ihren Schlussfolgerungen alle sachdienlichen Informa-
tionen. Wenn die Kommission im weiteren Verfahren zu 
der Auffassung gelangt, dass aufgrund der Feststellun-
gen eine vorübergehende Rücknahme aus den in Art. 19 
Abs. 1 genannten Gründen gerechtfertigt ist, dann ist sie 
befugt, delegierte Rechtsakte zu erlassen, um Zollpräfe-
renzen im Rahmen der genannten allgemeinen Regelung 
oder der genannten Sonderregelung vorübergehend zu-
rückzunehmen.

Die Bundesregierung geht davon aus, dass die Kom-
mission im Rahmen des skizzierten Verfahrens und bei 
der Ausübung des ihr dabei eingeräumten Ermessens 
auch die potenzielle Wirkung und Wirksamkeit einer 
etwaigen Rücknahme berücksichtigen würde. Für einen 
in Teil zwei der Frage angenommen Imagegewinn eines 
Landes allein durch die Listung als APS-begünstigtes 
Land in Anhang II der EU-Verordnung liegen der Bun-
desregierung keine Erkenntnisse oder Anhaltspunkte 
vor. 

Nach Auffassung der Bundesregierung zielt die 
Listung als APS-begünstigtes Land in Anhang II der ge-
nannten Verordnung nicht auf eine Imageverbesserung 
ab, sondern auf die Gewährung eines präferenziellen 
Zugangs zu dem attraktiven Markt der EU, um den be-
günstigten Entwicklungsländern zu helfen, zusätzliche 
Einnahmen durch internationalen Handel zu erzielen. 

Anlage 5

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Ernst Burgbacher auf die Frage
der Abgeordneten Viola von Cramon-Taubadel 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) (Drucksache 17/13045, 
Frage 8):

Welche Voraussetzungen müssen vorliegen, damit die 
Bundesregierung sich bei Verstößen gegen die genannten we-
sentlichen Übereinkommen auf EU-Ebene für eine vorläufige 
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Rücknahme einsetzt, und wird sich die Bundesregierung an-
gesichts des systematischen Einsatzes von Zwangs- und Kin-
derarbeit in Usbekistans Baumwollwirtschaft, der gegen die 
ILO-Übereinkommen 138, 182, 29 und 105 sowie gegen 
Art. 22 der UN-Konvention über die Rechte des Kindes ver-
stößt, mithin gegen wesentliche Übereinkommen der UN und 
der ILO zu Menschenrechten und Arbeitgeberrechten, proak-
tiv bei der Europäischen Kommission dafür einsetzen, die vo-
rübergehende Rücknahme von Zollpräferenzen für Usbeki-
stan gemäß Art. 19 der oben genannten Verordnung (EU) 
Nr. 978/2012 zu prüfen?

Ich nehme auf die Antwort auf Frage 7 und auf die 
EU-Verordnung Nr. 978/2012 Bezug. Deren Art. 19 Abs. 1
Buchstabe a spricht ausdrücklich von – „schwerwiegen-
den und systematischen Verstößen“. Das Europäische 
Parlament und der Rat haben hier gemeinsam ersichtlich 
eine sehr hohe Schwelle angesetzt, bevor ein so weitge-
hender Schritt wie eine vorübergehende Rücknahme von 
Zollvergünstigungen in Betracht kommt. 

Wenn die EU-Kommission in Ausübung ihrer Ein-
schätzungsprärogative zu dem Ergebnis kommt, dass 
nach ihrer Auffassung genügend Gründe vorliegen, die 
eine vorübergehende Rücknahme der genannten Zollprä-
ferenzen auf dieser Basis rechtfertigen, dann würde sie 
nach dem Beratungsverfahren einen sogenannten Durch-
führungsrechtsakt zur Einleitung eines Verfahrens zur 
vorübergehenden Rücknahme erlassen. Bei diesem Be-
ratungsverfahren gibt ein Ausschuss aus Vertretern der 
Mitgliedstaaten seine Stellungnahme ab. Für Deutsch-
land würde die Bundesregierung den Entwurf der Kom-
mission prüfen und ihre Bewertung in die Beratungen 
des Ausschusses einbringen. Das letztendliche Be-
schlussrecht über den zu erlassenden Entwurf liegt aber 
wieder bei der Kommission, wobei sie so weit wie mög-
lich das Ergebnis der Beratungen im Ausschuss und des-
sen Stellungnahme berücksichtigt. 

Wenn es zur Einleitung eines Verfahrens zur vorüber-
gehenden Rücknahme kommt, dann holt die Kommis-
sion der EU unter anderem auch die verfügbaren Bewer-
tungen, Erläuterungen, Beschlüsse, Empfehlungen und 
Schlussfolgerungen der einschlägigen Aufsichtsgremien 
ein. Dies sind Gremien der jeweiligen internationalen 
Organisationen, also zum Beispiel für die Übereinkom-
men der Internationalen Arbeitsorganisation, IAO, eben 
Gremien der IAO.

Wenn die Kommission im weiteren Verfahren zu der 
Auffassung gelangt, dass aufgrund der Feststellungen 
eine vorübergehende Rücknahme aus den in Art. 19 Abs. 1
der EU-Verordnung genannten Gründen gerechtfertigt 
ist, dann ist sie befugt, einen delegierten Rechtsakt zur 
Änderung des genannten Anhangs II – also der Liste der 
begünstigten Länder – zu erlassen, um Zollpräferenzen 
im Rahmen der genannten allgemeinen Regelung für 
Waren mit Ursprung in einem bestimmten Land vorüber-
gehend zurückzunehmen. Diese Befugnis ist also der 
Kommission übertragen. 

Die Bundesregierung nimmt Berichte über Zwangs- 
und Kinderarbeit bei der Baumwollernte in Usbekistan 
mit Sorge zur Kenntnis. Sie setzt sich weiterhin bilateral, 
im Rahmen der EU und in internationalen Gremien wie 
dem Verwaltungsrat der IAO regelmäßig mit Nachdruck 

gegenüber den usbekischen Regierungsbehörden für die 
Beseitigung von Kinderarbeit ein.

Die IAO geht davon aus, dass die Lage in Usbekistan 
während der Internationalen Arbeitskonferenz oder der 
Sitzung des IAO-Verwaltungsrats im Juni 2013 beraten 
wird. Die Bundesregierung wird gegebenenfalls diese 
Beratung zum Anlass nehmen, zusammen mit den 
EU-Mitgliedstaaten gegebenenfalls Maßnahmen nach 
Art. 24 oder Art. 26 der IAO-Verfassung zu prüfen. 
Hierbei hat es sich bewährt, Stellungnahmen im IAO-
Verwaltungsrat gemeinsam und in Abstimmung mit den 
EU-Mitgliedstaaten zu verfassen.

Zu der Frage einer etwaigen Aussetzung der allge-
meinen Zollpräferenzen für Usbekistan gemäß dem All-
gemeinen Präferenzsystem, APS, der EU und nach dem 
Vorliegen der Voraussetzungen für eine derartige vo-
rübergehende Rücknahme durch die Kommission steht 
die Bundesregierung auf Fachebene mit der EU-Kom-
mission in Kontakt. Derzeit sind keine Überlegungen der 
Kommission zur Rücknahme von APS-Präferenzen für 
Waren mit Ursprung in Usbekistan bekannt.

Die Bundesregierung geht aber davon aus, dass die 
Kommission ihr Initiativrecht zu der Einleitung eines 
Verfahrens zur vorübergehenden Rücknahme ausüben 
würde, wenn sie zu der Einschätzung gelangt, dass die 
dargelegten rechtlichen Voraussetzungen dafür vollum-
fänglich gegeben sind. Die Bundesregierung misst des-
halb dem Verlauf der Beratungen der bereits angesproche-
nen Internationalen Arbeitskonferenz oder der Sitzung 
des IAO-Verwaltungsrats im Juni 2013 erhebliche Bedeu-
tung bei.

Anlage 6

Antwort

der Staatsministerin Cornelia Pieper auf die Frage der 
Abgeordneten Sevim Dağdelen (DIE LINKE) (Druck-
sache 17/13045, Frage 11):

Welche Bemühungen hat die libanesische Regierung nach 
Kenntnis der Bundesregierung bislang unternommen, um 
„den illegalen Transfer von Waffen oder Personal“ über die 
syrische Grenze zu den Aufständischen in Syrien zu unterbin-
den, und in welcher Form haben die Bundesregierung – wie 
von der Bundesregierung in der Antwort auf meine mündliche 
Frage 35 (Plenarprotokoll 17/230, Anlage 22) behauptet – 
oder die Bundeswehr diese Maßnahmen unterstützt?

Seit mehreren Jahren unterstützt die Bundesregierung 
bereits die Bemühungen der libanesischen Regierung, 
den illegalen Transfer von Waffen oder Personal zu un-
terbinden. Dabei sind der Bundesregierung nicht bestä-
tigte Berichte über Unterstützungsleistungen sowohl zu-
gunsten des syrischen Regimes als auch zugunsten der 
syrischen Aufständischen bekannt, die durch libanesi-
sches Territorium geleistet werden sollen.

Auf Bitten der libanesischen Regierung wurden seit 
dem 7. September 2006 Experten der Bundespolizei und 
der Bundeszollverwaltung in den Libanon entsandt, um 
die libanesischen Behörden in Fragen der Grenzsicher-
heit, insbesondere am Flughafen Beirut, an den Seehäfen 
und an der Grenze zu Syrien, zu beraten.
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Neben dieser Beratungstätigkeit leisteten Bundespoli-
zei und Zoll auch Ausbildungs- und Ausstattungshilfe. 
Derzeit ist weiterhin ein Bundespolizist als Grenzpoli-
zeilicher Berater vor Ort. Der Zoll entsendet seit 2009 
anlassbezogen einen hochrangigen Berater.

Zentraler Anknüpfungspunkt der deutschen Bera-
tungstätigkeit ist die Resolution 1701 (2006) des Sicher-
heitsrates der Vereinten Nationen. Diese hatte das Ziel, 
den 2006 zwischen Israel und der Hisbollah ausgetrage-
nen Krieg zu beenden. In der Resolution wird die libane-
sische Regierung aufgefordert, „ihre Grenzen und alle 
anderen Einreisepunkte zu sichern, um zu verhindern, 
dass Rüstungsgüter oder sonstiges Wehrmaterial ohne 
ihre Zustimmung in den Libanon verbracht werden“.

Anlage 7

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Christoph Bergner auf die 
Frage des Abgeordneten Andrej Hunko (DIE LINKE) 
(Drucksache 17/13045, Frage 12):

Welche neueren Ergebnisse zeitigte die Untersuchung von 
„Zusammenarbeitsformen zwischen Landes- und Bundesbe-
hörden sowie weiteren Akteuren“ innerhalb des Kompetenz-
zentrums Informationstechnische Überwachung, CC ITÜ, die 
nach Auskunft der Bundesregierung in ihrer Antwort zu 
Frage 19 der Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke auf 
Bundestagsdrucksache 17/11239 vor einem halben Jahr als 
„nicht abgeschlossen“ beauskunftet wurde, und welche Betei-
ligten, Auftragnehmer oder sonstigen Stellen sind dort mit der 
Entwicklung oder Bereitstellung von Software befasst (bitte 
auch den Einsatzzweck der Software mitteilen und ihre Funk-
tionsweise in groben Zügen skizzieren)?

Es liegen derzeit keine neueren Ergebnisse zur Unter-
suchung von „Zusammenarbeitsformen zwischen 
Landes- und Bundesbehörden sowie weiteren Akteu-
ren“ im Kompetenzzentrum Informationstechnische 
Überwachung vor. Insofern hat die Antwort vom 26. Ok-
tober 2012 zu Frage 19 in der Kleinen Anfrage zum 
Thema „Deutsche Mitarbeit an Überwachungsstandards 
im Europäischen Institut für Telekommunikationsnor-
men“ in Bundestagsdrucksache 17/11239 weiterhin 
Bestand. Auch weiterhin sind Mitarbeiter der Landes-
kriminalämter Bayern und Hessen sowie des Zollkrimi-
nalamts im Kompetenzzentrum Informationstechnische 
Überwachung, CC ITÜ, tätig. Das Bundesland Baden-
Württemberg prüft derzeit, ob es auch einen Mitarbeiter 
an das CC ITÜ entsenden kann. Die Firma 4Soft GmbH 
(München) wurde zur Qualitätssicherung beauftragt, die 
Firma CSC Deutschland Solution GmbH unterstützt die 
Erstellung einer Softwarearchitektur.

Konkrete Angaben zur Funktionsweise der zu entwi-
ckelnden Software sind nach dem derzeitigen Stand der 
Entwicklung nicht möglich.

Anlage 8

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Christoph Bergner auf die 
Frage des Abgeordneten Tom Koenigs (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) (Drucksache 17/13045, Frage 13):

Inwieweit kann die Bundesregierung beim Export von 
Überwachungs- und Zensurtechnologie und bei der Schulung 
ausländischer Sicherheitsbehörden sicherstellen, dass die 
Empfänger damit keine Menschenrechtsverletzungen bege-
hen (wie im Falle des kirgisischen Geheimdienstes, der durch 
das Bundeskriminalamt ausgestattet wurde; vergleiche www. 
spiegel.de/politik/deutschland/bka-lieferte-ueberwachungstech
nik-fuer-regime-in-kirgisien)?

Grundsätzlich gilt für die Ausfuhr von Überwachungs-
technik eine Genehmigungspflicht, wenn diese (als be-
sonders entwickelt für militärische Zwecke) von Teil I 
Abschnitt A der Ausfuhrliste (Rüstungsgüter) oder als 
sogenanntes Dual-Use-Gut von Anhang I der Verord-
nung (EG) Nr. 428/2009 (EG Dual-Use-Verordnung) er-
fasst ist.

Bei der Prüfung, ob gegebenenfalls eine Genehmi-
gung erteilt werden kann, beachtet die Bundesregierung 
die „Politischen Grundsätze der Bundesregierung für 
den Export von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungs-
gütern“ aus dem Jahr 2000 und den „Gemeinsamen 
Standpunkt 2008/944/GASP des Rates der Europäischen 
Union vom 8. Dezember 2008 betreffend gemeinsame 
Regeln für die Kontrolle der Ausfuhr von Militärtechno-
logie und Militärgütern“. Entsprechende Maßstäbe und 
Kriterien gelten auch für Dual-Use-Güter. Danach wer-
den Exportgenehmigungen unter anderem dann verwei-
gert, wenn ein hinreichender Verdacht des Missbrauchs 
zur inneren Repression oder zu sonstigen fortdauernden 
und systematischen Menschenrechtsverletzungen be-
steht.

Die Bundesregierung liefert keine Technik zur Über-
wachung und Zensur im Rahmen der polizeilichen Aus-
bildungs- und Ausstattungshilfe. Vielmehr ist Ziel der 
Maßnahmen der bilateralen (grenz)polizeilichen Auf-
bauhilfe neben einer Professionalisierung der Polizeiar-
beit auch die Förderung des Aufbaus von rechtsstaatli-
chen Strukturen und Verfahren bei den begünstigten 
Sicherheitsbehörden. Die Maßnahmen sollen ein Beitrag 
zur Schaffung demokratischer Rahmenbedingungen bei 
den dortigen Behörden sein und die Achtung der Men-
schenrechte fördern.

In Abstimmung mit dem Auswärtigen Amt werden 
Maßnahmen der bilateralen polizeilichen Ausbildungs- 
und Ausstattungshilfe vor Durchführung auch im Hin-
blick auf die Menschrechtssituation im Empfängerland 
eingehend geprüft. Ersuchen nach Maßnahmen der poli-
zeilichen Ausbildungs- und Ausstattungshilfe, die die 
rechtsstaatlichen Voraussetzungen nicht erfüllen, werden 
abgelehnt. Dies gilt insbesondere für polizeifachliche 
Lehrgänge, die einer Evaluierung durch die ausführen-
den Dozenten und den für das Land zuständigen Verbin-
dungsbeamten des Bundeskriminalamtes unterliegen.

Anlage 9

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Max Stadler auf die Frage 
des Abgeordneten Tom Koenigs (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) (Drucksache 17/13045, Frage 14):

Weshalb hat es die Bundesregierung versäumt, die EU-
Richtlinie 2011/36/EU zur Verhütung und Bekämpfung des 
Menschenhandels und zum Schutz seiner Opfer fristgerecht 
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umzusetzen (vergleiche www.heute.de/Menschenhandel-blueht-
und-nichts-passiert-27332500.html), und inwieweit gedenkt 
die Bundesregierung den Umsetzungsprozess zu beschleuni-
gen?

Das Bundesministerium der Justiz hat einen Gesetz-
entwurf zur Umsetzung der Richtlinie 2011/36/EU vor-
gelegt. Die Bundesregierung wird die Abstimmung 
kurzfristig abschließen und einen Kabinettsbeschluss 
herbeiführen. 

Anlage 10

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Max Stadler auf die Frage 
des Abgeordneten Hans-Christian Ströbele (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) (Drucksache 17/13045, Frage 15):

Wird die Bundesregierung nach der Einigung des Koali-
tionsausschusses am 21. März 2013 auf eine Begrenzung von 
Managervergütungen durch Änderung des Aktienrechts einen 
Regelungsvorschlag vorlegen, der – weil über 60 Prozent aller 
Anleger Finanzinstitutionen sind, welche bisher die hohen 
Vergütungen eher forcierten statt reduzierten; www.faz.net/
aktuell/finanzen/aktien/internationale-anlegerschaft-ausverkauf-
der-deutschland-ag-1637572.html – sich nicht unzureichend 
darin erschöpft, diese auf den Hauptversammlungen darüber 
entscheiden zu lassen sowie § 120 Abs. 4 des Aktiengesetzes 
verbindlich zu gestalten, und teilt die Bundesregierung meine 
Auffassung, dass stattdessen das Gesetz selbst die Höchst-
grenzen vorgeben sollte (wie zum Beispiel § 5 Abs. 2 Nr. 4 a 
der Finanzmarktstabilisierungsfonds-Verordnung auf 500 000 
Euro) und ähnlich dieser Norm außerdem durch Ergänzung 
des § 97 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen zu-
mindest alle diejenigen Unternehmen, welche öffentliche 
Aufträge erhalten wollen, die Gehälter ihrer Manager so be-
grenzt halten müssen?

Die Bundesregierung teilt nicht Ihre Auffassung, dass 
eine aktienrechtliche Regelung, die eine verbesserte 
Kontrolle durch die Eigentümer des Unternehmens vor-
sieht, unzureichend wäre. 

Die Bundesregierung teilt auch nicht Ihre Auffassung, 
dass der Gesetzgeber im Aktienrecht selbst Höchstgren-
zen vorgeben sollte. Die Finanzmarktstabilisierungsge-
setzgebung betraf einen Sonderfall, in dem der Steuer-
zahler bei der Kapitalisierung von Kreditinstituten 
helfen musste. Eine gesetzliche Begrenzung der Gehäl-
ter war in diesem Zusammenhang sachgerecht, weil die 
Kreditinstitute auf staatliche Unterstützung angewiesen 
waren. Eine zu hohe Gesamtvergütung der Geschäftslei-
tung wäre unangemessen und gegenüber der Öffentlich-
keit nicht zu vermitteln gewesen. Für Banken wird es 
künftig generell aufgrund der Vorgaben der neuen Richt-
linie über Eigenkapitalanforderungen, CRD IV, eine Be-
grenzung der variablen Vergütung geben. Im Bereich der 
allgemeinen Wirtschaft, die für die Finanzkrise nicht 
mitverantwortlich war, muss es allerdings grundsätzlich 
Sache der Unternehmen und ihrer Eigentümer bleiben, 
wie viel sie ihren leitenden Angestellten und Organen 
bezahlen wollen. Es ist grundsätzlich nicht Sache des 
Gesetzgebers, den Eigentümern hierzu absolut wirkende 
Vorschriften zu machen. 

Bezüglich der Vergabe öffentlicher Aufträge gilt, dass 
nach § 97 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen, GWB, öffentliche Aufträge im Wettbewerb an ge-

eignete Unternehmen in einem nichtdiskriminierenden, 
transparenten Verfahren zu vergeben sind. Der Zuschlag 
wird auf das wirtschaftlichste Angebot erteilt (§ 97 
Abs. 5 GWB). Da das Managergehalt in den Preis mit 
einfließt, kann die Höhe des Managergehalts – wenn 
auch nur als einer unter vielen Einflussfaktoren – bei der 
Frage, welchem Bieter der Zuschlag erteilt wird, indirekt 
eine Rolle spielen. Zwar können für die Auftragsausfüh-
rung zusätzliche Anforderungen an Auftragnehmer ge-
stellt werden, die insbesondere auch soziale Aspekte be-
treffen. Voraussetzung ist aber grundsätzlich, dass diese 
Anforderungen im sachlichen Zusammenhang mit dem 
Auftragsgegenstand stehen und sich aus der Leistungs-
beschreibung ergeben. Es ist zweifelhaft, ob ein solcher 
sachlicher Zusammenhang bei der Festlegung einer be-
stimmten Gehaltshöhe noch bestehen würde. Das GWB-
Vergaberecht gilt zudem nur oberhalb der EU-Schwel-
lenwerte, es setzt EU-rechtliche Vorgaben um. Da auch 
das EU-Recht grundsätzlich einen sachlichen Zusam-
menhang mit dem Auftragsgegenstand fordert, wäre 
gleichfalls fraglich, ob eine Deckelung mit den EU-Vor-
gaben übereinstimmt. Mit Blick auf die Rechtsprechung 
des EuGH zur Dienstleistungsfreiheit wäre eine solche 
gesetzliche Regelung ebenfalls nicht unproblematisch. 

Jedenfalls würde es aber auch unseren ordnungspoli-
tischen Ansätzen entgegenlaufen, das Vergaberecht mit 
einem solchen Kriterium zu überfrachten. Eine Festle-
gung einer bestimmten Gehaltshöhe im GWB kommt 
daher für die Bundesregierung nicht infrage.

Anlage 11

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Steffen Kampeter  auf die Frage 
der Abgeordneten Doris Barnett (SPD) (Drucksache 
17/13045, Frage 17):

Wann wird die Bundesregierung über eine Fortführung der 
aus den Mitteln des Energie- und Klimafonds finanzierten 
Programme entschieden haben, und welche finanzielle Höhe 
werden die jeweiligen Titel endgültig haben?

Das Bewirtschaftungsrundschreiben 2013 für den 
Energie- und Klimafonds, EKF, wurde am 16. April 
2013 an die bewirtschaftenden Bundesministerien über-
mittelt. Unter Einbeziehung eines Beitrags der KfW in 
Höhe von 311 Millionen Euro stehen nunmehr den Res-
sorts für 2013 insgesamt rund 1 394 Millionen Euro zur 
Fortführung der Programme des EKF zur Verfügung. 
Dies entspricht einer Quote von knapp 74 Prozent der 
Programmmittel des Wirtschaftsplans. Damit ist es mög-
lich, den Barmittelbedarf 2013 bei der energetischen Ge-
bäude- und Stadtsanierung, beim Batteriespeicher-För-
derprogramm und bei der Elektromobilität vollständig 
zu decken. Für das MAP werden zudem im Bundeshaus-
halt, Einzelplan 16, weitere Mittel in Form von Ausga-
beresten verfügbar gemacht.

Die Verpflichtungsermächtigungen 2013 wurden bei 
den Programmen zur energetischen Gebäudesanierung, 
Elektromobilität und Internationaler Klima- und Um-
weltschutz zu 100 Prozent und bei allen anderen Pro-
grammen zu 50 Prozent zugewiesen. Damit können im 
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laufenden Jahr insgesamt Verpflichtungsermächtigungen 
von rund 3,5 Milliarden Euro in Anspruch genommen 
werden.

Die Einzelheiten zur Verfügbarkeit von Mitteln kön-
nen den Anlagen zum Bewirtschaftungsrundschreiben 
zum EKF entnommen werden, welche auf der Home-
page des Bundesministeriums der Finanzen veröffent-
licht sind. 

Anlage 12

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Steffen Kampeter  auf die Frage 
der Abgeordneten Doris Barnett (SPD) (Drucksache 
17/13045, Frage 18):

Welche Auswirkungen werden die momentan extrem 
niedrigen Preise für CO2-Zertifikate bezüglich der finanziel-
len Ausgestaltung auf den Energie- und Klimafonds haben, 
und gedenkt die Bundesregierung, etwas gegen diese niedri-
gen Preise der Zertifikate zu unternehmen?

Die momentan niedrigen Preise für CO2-Zertifikate 
mindern die Einnahmen des EKF. Auf Grundlage der ak-
tuellen Marktlage geht die Bundesregierung für das 
Wirtschaftsjahr 2013 derzeit von Einnahmen in Höhe 
von rund 888 Millionen Euro aus. Dies entspricht einem 
Zertifikatepreis von rund 4,50 Euro. Zusammen mit 
Rücklagen von rund 195 Millionen Euro aus dem Vor-
jahr stehen dem EFK damit insgesamt rund 1 083 Mil-
lionen Euro aus dem Emissionshandel zur Verfügung.

Die Gründe für den Preisverfall sind vielfältig: Mitur-
sächlich dürften die sinkende Energie- und damit Zertifi-
katenachfrage infolge zusätzlicher Einsparungen von 
fossiler Energie sowie die verschlechterten Wirtschafts-
aussichten in der EU sein. Zudem besteht ein erhebliches 
Überangebot nicht benötigter Zertifikate aus den Jahren 
der Wirtschaftskrise 2008/2009.

Anlage 13

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Steffen Kampeter  auf die Frage 
der Abgeordneten Dr. Barbara Höll (DIE LINKE) 
(Drucksache 17/13045, Frage 19):

Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung aus 
dem Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 28. Februar 
2013 (C-425/11) hinsichtlich der steuerlichen Behandlung 
von Grenzgängerinnen und Grenzgängern, und sieht die Bun-
desregierung diesbezüglich die Notwendigkeit einer Anpas-
sung von Gesetzen oder Doppelbesteuerungsabkommen?

Art und Reichweite der Auswirkungen des auf der 
Grundlage des Freizügigkeitsabkommens zwischen der 
Europäischen Union und der Schweizerischen Eidgenos-
senschaft ergangenen EuGH-Urteils vom 28. Februar 
2013 (C-425/11) werden derzeit geprüft. Dieser Prozess 
ist noch nicht abgeschlossen. Daher nimmt die Bundes-
regierung zu dieser Frage derzeit keine Stellung.

Anlage 14

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Steffen Kampeter  auf die Frage 
der Abgeordneten Dr. Barbara Höll (DIE LINKE) 
(Drucksache 17/13045, Frage 20):

Kann die Günstigerprüfung im Rahmen der Abgeltung-
steuer nach § 32 d Abs. 6 des Einkommensteuergesetzes, 
EStG, auch in den Fällen einer beschränkten Steuerpflicht in 
Anspruch genommen werden, und bis zu welchem Zeitpunkt 
kann verfahrenstechnisch, differenziert nach Pflicht-, An-
tragsveranlagung sowie Korrekturen der Veranlagung, noch 
die Regelbesteuerung nach § 32 d Abs. 6 EStG im Rahmen ei-
ner Veranlagung beansprucht werden?

Beschränkt steuerpflichtige Personen können grund-
sätzlich einen Antrag auf Günstigerprüfung stellen, al-
lerdings nur insoweit, als sie Einkünfte eines inländi-
schen Betriebs erzielen.

Ein Antrag auf Günstigerprüfung kann bis zur Unan-
fechtbarkeit des betreffenden Einkommensteuerbeschei-
des gestellt werden. Dabei wird nicht differenziert nach 
Pflicht- oder Antragsveranlagungen. 

Anlage 15

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Steffen Kampeter  auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Axel Troost (DIE LINKE) 
(Drucksache 17/13045, Frage 21):

Stimmt die Bundesregierung den Schätzungen des Bun-
desministeriums für Wirtschaft und Technologie zu, wonach 
entgegen der Antwort auf meine mündliche Frage 39, Plenar-
protokoll 17/227, Anlage 28, das jährliche gesamtwirtschaftli-
che Steuermehraufkommen aus der kalten Progression für 
2014  3,7 Milliarden Euro und für 2015  5,3 Milliarden Euro 
beträgt, und stimmt die Bundesregierung damit überein, dass 
das Steuermehraufkommen aus der kalten Progression in 
2013 nach der Anhebung des Grundfreibetrags noch bei 
1,2 Milliarden Euro liegt (vergleiche Welt Online vom 
8. April 2013)?

Die Ablehnung des Gesetzentwurfs der Bundesregie-
rung zum Abbau der kalten Progression im Bundesrat 
hat dazu geführt, dass der Effekt der kalten Progression 
durch eine entsprechende Senkung des Steuertarifs nicht 
ausgeglichen werden kann. Die Erhöhung des Grund-
freibetrags im Jahr 2013 allein hat nur ein Entlastungs-
volumen von 0,9 Milliarden Euro. Bei einem durch-
schnittlichen Effekt der kalten Progression von jährlich 
circa 3 Milliarden Euro verbleibt somit eine „heimliche 
Steuererhöhung“ von 2,1 Milliarden Euro. Auch im Jahr 
2014 reicht die zusätzliche Entlastung um rund 1,7 Mil-
liarden Euro durch die weitere Anhebung des Grund-
freibetrags nicht aus, um die Wirkung der kalten Pro-
gression zu neutralisieren. Eine weiter gehende Steuer-
entlastung wurde im Bundesrat leider abgelehnt.

Die von Ihnen in dem Pressebericht genannten Schät-
zungen spiegeln den Sachverhalt tendenziell zutreffend 
wider, dass sich die in den einzelnen Jahren nicht ausge-
glichenen Wirkungen der kalten Progression addieren. 
Damit kommt es im Ergebnis zu von Jahr zu Jahr stei-
genden „heimlichen Steuererhöhungen“ in Milliarden-
höhe, die von der Opposition zu verantworten sind.
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Anlage 16

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Steffen Kampeter  auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Axel Troost (DIE LINKE) 
(Drucksache 17/13045, Frage 22):

Wie sind Verluste aus Einlagen bei zypriotischen Kreditin-
stituten von in Deutschland Steuerpflichtigen einkommen-
steuerlich zu behandeln, die aus der Rekapitalisierung oder 
Abwicklung dieser Institute resultieren, und mit welchen 
Steuermindereinnahmen rechnet die Bundesregierung diesbe-
züglich?

Die Ausgestaltung des Einlagenverzichtes wird zur-
zeit durch die zypriotische Regierung ausgearbeitet. Die 
einkommensteuerliche Behandlung hängt von den kon-
kret umgesetzten Maßnahmen ab.

Anlage 17

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Hans-Joachim Fuchtel auf die 
Frage der Abgeordneten Veronika Bellmann (CDU/
CSU) (Drucksache 17/13045, Frage 25):

Wie bewertet die Bundesregierung beim Bezug von Leis-
tungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch, SGB II, die 
Anrechnung von Aufwandsentschädigungen für ehrenamtlich 
tätige Angehörige der Freiwilligen Feuerwehren als Einkom-
men und das Einbeziehen von deren Bedarfsgemeinschaften 
in die Leistungsberechnung, und wie schätzt die Bundesregie-
rung die Wirkung des Urteils des Bundessozialgerichts vom 
26. Mai 2011 (Az.: B 14 AS 93/10 R) auf das ehrenamtliche 
Engagement von SGB-II-Empfängern in Freiwilligen Feuer-
wehren ein?

Freiwillige Feuerwehrleute sind in Deutschland in der 
Regel, geschätzt zu 90 Prozent, ohne Zahlung von 
Aufwandsentschädigungen tätig. Nur in Ausnahmefällen 
erhalten sie eine Aufwandsentschädigung, die dann aber 
selten mehr als 100 Euro monatlich beträgt. Sofern sie 
ausnahmsweise eine Aufwandsentschädigung erhalten, 
wird sie meistens als Pauschale gezahlt. Üblicherweise 
sind solche Aufwandsentschädigungen nach § 3 Nr. 12 
des Einkommensteuergesetzes steuerfrei. Für Einkom-
men aus solchen steuerlich privilegierten Tätigkeiten ist 
zum 1. April 2011 in § 11 b Abs. 2 SGB II ein Min-
destabsetzbetrag von 175 Euro monatlich eingeführt 
worden, der kürzlich durch das Ehrenamtsstärkungs-
gesetz auf 200 Euro monatlich angehoben worden ist. 
Mit diesem Absetzbetrag sind die für die Freiwilligen 
Feuerwehren gezahlten Entschädigungen in aller Regel 
abgedeckt. Ist ausnahmsweise den ehrenamtlichen Feu-
erwehrleuten ein höherer Aufwand entstanden, für den 
sie eine Entschädigung erhalten haben, so wird dieser 
Betrag – auf Nachweis – ebenfalls nicht auf SGB-II-
Leistungen angerechnet.

Die Zuordnung von Personen zur Bedarfsgemein-
schaft erfolgt unabhängig davon, ob Einnahmen erzielt 
werden. Zu berücksichtigendes Einkommen – gleich 
welcher Art – mindert die Leistungsansprüche der Perso-
nen in der Bedarfsgemeinschaft. 

Das Bundessozialgericht hat in dem angesprochenen 
Urteil entschieden, dass die Tätigkeit einer „ehrenamtli-
chen“ Stadträtin und Ortsvorsteherin eine Erwerbstätig-
keit darstellt. Im Ergebnis führt diese Einordnung der 

Tätigkeit dazu, dass die genannten Absetzbeträge für 
ehrenamtliche Tätigkeit und gegebenenfalls auch wei-
tere Freibeträge für Erwerbstätige eingeräumt werden.

Vor diesem Hintergrund ist nicht davon auszugehen, 
dass das Engagement Freiwilliger durch das angespro-
chene Urteil eingeschränkt wird.

Anlage 18

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Hans-Joachim Fuchtel auf die 
Frage der Abgeordneten Ulla Jelpke (DIE LINKE) 
(Drucksache 17/13045, Frage 27):

Wie begründet die Bundesregierung die geplante Einstel-
lung (vergleiche Frankfurter Rundschau, 27. April 2013) des 
Bundesprogramms Europäischer Sozialfonds zur Arbeits-
marktintegration von Bleibeberechtigten und Flüchtlingen im 
Hinblick auf die Gruppe der Roma, die besonders von dem 
Programm profitieren konnten (Programmevaluation der 
Johann-Daniel-Lawaetz-Stiftung, März 2013), und inwieweit 
trägt der Verweis der Bundesregierung (vergleiche die Ant-
wort der Bundesregierung auf die schriftliche Frage des Ab-
geordneten Raju Sharma vom 11. April 2013 auf Bundestags-
drucksache 17/13046) auf ein geplantes neues Programm im 
Kontext des Anerkennungsgesetzes bei Roma-Flüchtlingen, 
die häufig wenig oder gering qualifiziert sind und deshalb 
nach Einschätzung der Fragestellerin hiervon kaum profitie-
ren werden?

Im Hinblick auf die neue ESF-Förderperiode 2014 bis 
2020 ist zu bedenken, dass sich ein erheblicher Rück-
gang der Strukturfondsmittel abzeichnet (minus 35 Pro-
zent für Deutschland in Preisen von 2011), sodass eine 
Prioritätensetzung zwingend erforderlich ist. Es ist daher 
nicht beabsichtigt, das ESF-Bundesprogramm zur ar-
beitsmarktlichen Unterstützung für Bleibeberechtigte 
und Flüchtlinge, ESF-Bleiberechtsprogramm, in der 
ESF-Förderperiode 2014 bis 2020 fortzusetzen. Auch 
ein spezielles Förderprogramm für Roma ist nicht vorge-
sehen. 

Das geplante ESF-Bundesprogramm zur Qualifizie-
rung von Migrantinnen und Migranten zielt darauf ab, 
im Rahmen des Anerkennungsverfahrens, das auch der 
Gruppe der Roma offensteht, festgestellte Unterschiede 
bei den Qualifikationen sowohl im Bereich der regle-
mentierten als auch nicht reglementierten Berufe über 
Qualifizierungsmaßnahmen abzubauen, um eine qualifi-
kationsadäquate Arbeitsmarktintegration zu ermögli-
chen.

Im Übrigen wird darauf verwiesen, dass auch die 
Bundesländer operationelle Programme für den ESF 
2014 bis 2020 auflegen werden. Es steht ihnen somit of-
fen, eigene Programme für die Gruppe der Roma einzu-
planen. 

Anlage 19

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Christian Schmidt auf die Frage 
der Abgeordneten Ulla Jelpke (DIE LINKE) (Druck-
sache 17/13045, Frage 30):

Trifft es zu, wie von der Ostsee-Zeitung am 18. März 2013 
gemeldet „Bundeswehr tarnt Dienstwagen“, dass aufgrund 
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vermehrter Brandanschläge und Übergriffe auf Dienstfahr-
zeuge der Bundeswehr diese künftig ein neutraleres Erschei-
nungsbild führen und nicht mehr als Militärfahrzeuge erkenn-
bar sein sollen, und wie hat sich die Zahl der Brandanschläge 
und sonstigen Übergriffe auf Fahrzeuge der Bundeswehr in 
Deutschland seit dem Jahr 2010 entwickelt?

Es trifft zu, dass von der Bundeswehr genutzte 
Dienstfahrzeuge verschiedentlich Ziel unterschiedlich 
motivierter Gewaltanwendungen geworden sind. Daher 
wurden und werden durch die Bundeswehr geeignete 
Maßnahmen zum Schutz gegen solche Aktionen getrof-
fen. Diese Maßnahmen umfassen unter anderem die 
Optimierung von Bewachungs- und Absicherungskon-
zepten und die allgemeine Sensibilisierung des betroffe-
nen Personals. Anschläge oder Übergriffe können aller-
dings nie völlig ausgeschlossen werden.

Es ist nicht beabsichtigt, das Erscheinungsbild der 
Fahrzeuge der Bundeswehr in der Öffentlichkeit zu ver-
ändern. Fahrzeuge der Bundeswehr werden weiterhin 
grundsätzlich als solche zu erkennen sein.

Insgesamt wurden seit 2010 neun Brandanschläge 
verübt: fünf in 2011, drei in 2012 und einer in 2013. Je 
einen Anschlagsversuch gab es in 2010 und 2013. Seit 
2010 wurden insgesamt 31 Dienstfahrzeuge beschädigt.

Anlage 20

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Christian Schmidt auf die Frage 
des Abgeordneten Hans-Christian Ströbele (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) (Drucksache 17/13045, Frage 31):

Wie bewertet die Bundesregierung nunmehr die aktuelle 
Sicherheitslage im Norden Afghanistans im Verantwortungs-
bereich der Bundeswehr, nachdem diese aus der Provinz Ba-
dakhshan erst vor wenigen Monaten mit dem Hinweis, die 
Afghanen könnten dort allein für Sicherheit sorgen, zurückge-
zogen, jetzt aber Ende März 2013 die sogenannte Partnering 
Advisory Task Force aus Masar-i-Scharif und Kunduz zurück-
verlegt wurde, um die afghanische Armee bei der Abwehr von 
heftigen Übergriffen von Taliban-Milizen, aber auch von kri-
minellen Drogenschmugglern zu unterstützen, und nachdem 
die Verluste der internationalen Streitkräfte zwar leicht rück-
läufig sind, aber die der Afghanen in höherem Maße drama-
tisch anstiegen und deshalb deutliche Zweifel an der Mach-
barkeit des Abzugsplans der NATO und der Bundeswehr bis 
Ende 2014 aufgekommen sind (vergleiche Spiegel Online
vom 29. März 2013 „Nordostafghanistan: Bundeswehr kehrt 
in umkämpftes Gebiet zurück“), und teilt sie meine Auffas-
sung, dass glaubwürdiger Werbung für friedliche Lösungen 
in Afghanistan entgegensteht, wenn die Bundesregierung 
NATO-Luftangriffe wie zuletzt Anfang April 2013 in der Pro-
vinz Kunar, bei denen immer wieder zahlreiche Zivilis-
ten – Kinder und Frauen – getötet werden, sowie die offensive 
Aufstandsbekämpfung durch Kommandoaktionen und ge-
zielte Tötungen bis zuletzt mitträgt?

Die Sicherheitslage in der Provinz Badakhshan insge-
samt betrachtet wird weiterhin als nach afghanischen 
Maßstäben stabil bewertet, da die bestehenden Bedro-
hungspotenziale im Raum weitgehend kontrolliert wer-
den können. Diese Bewertung schließt eine lokale oder 
regionale und temporäre Zuspitzung der Sicherheitslage 
– wie in diesem Fall durch das von uns gewünschte ak-
tive Vorgehen der afghanischen Sicherheitskräfte, 
ANSF, ausgelöst – mit ein. Es war Ziel der Operation im 

Distrikt Warduj, die lokale Sicherheitslage nach einer 
temporären und lokalen Zuspitzung erneut zu stabilisie-
ren und die Handlungsfähigkeit der afghanischen Regie-
rung auszubauen. Dies ist gelungen.

Selbstverständlich stellt sich ISAF unverändert der 
Verantwortung, eigenständige Operationen der ANSF in 
Gebieten ohne ständige ISAF-Präsenz bei Bedarf und 
auf Anforderung der ANSF zu unterstützen. 

Die Bundesregierung sieht deshalb keinen Anlass, 
eine Neubewertung der Sicherheitslage für den Verant-
wortungsbereich der Bundeswehr im Norden Afghani-
stans vorzunehmen.

Anlage 21

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Christian Schmidt auf die Frage 
der Abgeordneten Sevim Dağdelen (DIE LINKE) 
(Drucksache 17/13045, Frage 32):

Warum hat es die Bundesregierung nicht für nötig befun-
den, vor dem Treffen des Bundesministers der Verteidigung 
mit dem malischen Kommandierenden des EU-Trainings-
camps in Koulikoro, in dem Angehörige der Bundeswehr und 
der EUTM Mali stationiert werden sollen, Informationen zu 
dessen möglicher Beteiligung am Putsch vom März 2012 ein-
zuholen (vergleiche Antwort auf meine schriftliche Frage 
vom 28. März 2013 auf Bundestagsdrucksache 17/13046), 
und welche Maßnahmen sind auf europäischer wie auf natio-
nalstaatlicher Ebene vorgesehen, um zu verhindern, dass im 
Rahmen der Mission EUTM Mali im Allgemeinen und durch 
die Bundeswehr im Speziellen malische Soldaten und Einhei-
ten aus- und fortgebildet werden, die sich in der Vergangen-
heit an Militärputschen, Übergriffen auf die Zivilbevölkerung 
und Folterungen, wie sie unter anderem im Zuge der franzö-
sischen Intervention berichtet wurden (siehe www.hrw.org/ 
africa/mali), beteiligt haben?

Der von Ihnen genannte Kommandierende des Kouli-
koro-Trainingcamps, Oberstleutnant Traoré, ist als Ka-
sernenkommandant Ansprechpartner der EUTM Mali 
für logistische Fragen sowie für die dort befindliche In-
frastruktur eingesetzt. Er hat keinen Einfluss auf die 
Ausbildung im Rahmen der EUTM Mali.

Ein Treffen des Bundesministers der Verteidigung mit 
Oberstleutnant Traoré war im Besuchsprogramm nicht 
vorgesehen, sondern ergab sich zufällig. Daher bestand 
für die Bundesregierung keine Notwendigkeit, im Vor-
feld des Besuchs des Bundesministers der Verteidigung 
im März dieses Jahres Informationen zu Oberstleutnant 
Traoré einzuholen.

Ziel der EUTM Mali ist es, im Rahmen der Ausbil-
dung die Soldaten und Einheiten der malischen Streit-
kräfte nicht nur in ihren militärischen Fähigkeiten zu 
unterweisen, sondern auch das Verständnis für das hu-
manitäre Völkerrecht und die Menschenrechte zu stär-
ken, um so zukünftig Vorfälle, wie sie zum Beispiel 
durch Human Rights Watch berichtet werden, zu verhin-
dern.

Der Bundesminister der Verteidigung, wie die Bun-
desregierung insgesamt, hat im Rahmen aller Gespräche 
mit Verantwortlichen die besondere Bedeutung eines 
rechtmäßigen Handelns der malischen Armee unterstri-
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chen. Im Übrigen ist die malische Regierung aufgefor-
dert, die durch Sie dargestellten Vorfälle zu untersuchen, 
wobei sie transparent die Vereinten Nationen einbindet.

Anlage 22

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Hermann Kues auf die Fra-
gen des Abgeordneten Dr. Ilja Seifert (DIE LINKE) 
(Drucksache 17/13045, Fragen 33 und 34):

Wie hoch sind die Zuführungen des Bundes, der Firma 
Grünenthal GmbH bzw. der Familie Wirtz sowie sonstiger 
Zustifter an die Conterganstiftung für behinderte Menschen in 
den Jahren 2010 bis 2013 (Plan; bitte detailliert nach Jahren 
und Zahlenden aufschlüsseln)?

Wann hat die Bundesregierung in der 17. Wahlperiode Ge-
spräche mit der Firma Grünenthal GmbH oder der Familie 
Wirtz mit dem Ziel geführt, weitere finanzielle Beteiligungen 
der für den Conterganskandal Verantwortlichen an den Auf-
wendungen der Conterganstiftung zu vereinbaren, und welche 
Ergebnisse wurden dabei erzielt?

Zu Frage 33:

Die Zustiftung von Grünenthal von 400 000 Euro im 
Jahr 2012 ist für das Internetportal der Conterganstiftung 
bestimmt.

Erstattungen von Grünenthal für die Medizinische 
Kommission laut Vertrag:

2010 44 505,10 Euro

2011 36 000,00 Euro

2012 24 000,00 Euro

2013 (Plan) 24 000,00 Euro

Gesamt 104 505,10 Euro

Zu Frage 34:

Als Folge des 1970 mit der Firma Grünenthal GmbH 
geschlossenen Vergleichs und mit Errichtung der Con-
terganstiftung durch Gesetz vom 17. Dezember 1971 hat 
der Bund Verantwortung für die angemessene Versor-
gung der contergangeschädigten Menschen übernom-
men.

Die Bundesregierung hat in den Jahren 2010 bis 2013 
weder mit der Firma Grünenthal noch mit der Familie 
Wirtz Gespräche geführt. Der Stiftungsratsvorsitzende 
hat am 13. April 2011 ein Gespräch mit der Familie 
Wirtz ohne konkretes Ergebnis geführt.

Der Vorstand der Conterganstiftung hat zwischen 
2010 und 2012 sowohl mit der Firma Grünenthal als 
auch mit der Familie Wirtz Gespräche geführt.

Anlage 23

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Ulrike Flach auf die Frage der 
Abgeordneten Veronika Bellmann (CDU/CSU) (Druck-
sache 17/13045, Frage 37):

In welchen Fällen ist gemäß den §§ 5 und 6 Abs. 4 der 
Verwaltungsvereinbarung im Sinne des Art. 52 Abs. 2 
Satz 4 a des Pflege-Versicherungsgesetzes in Verbindung mit 
Art. 104 a Abs. 4 des Grundgesetzes ein Erstattungsanspruch 
des Bundes gegenüber dem jeweiligen ostdeutschen Bundes-
land entstanden, und inwiefern haben sich die ostdeutschen 
Bundesländer ihrerseits bei den Trägern von Investitions-vor-
haben/Zuwendungsempfängern beispielsweise bei beabsich-
tigtem Verkauf der betreffenden Pflegeeinrichtungen Sicher-
heiten (bitte nach Art und Umfang getrennt ausweisen) 
einräumen lassen?

Insgesamt ist es seit 1994 (Beginn des Programms) in 
einem Fall zu einem Erstattungsanspruch des Bundes ge-
gen den Freistaat Sachsen gekommen. 

Inwiefern sich die ostdeutschen Bundesländer ihrer-
seits bei den Trägern von Investitionsvorhaben/Zuwen-
dungsempfängern beispielsweise bei beabsichtigtem 
Verkauf der betreffenden Pflegeeinrichtungen Sicherhei-
ten einräumen lassen, ist der Bundesregierung nicht be-
kannt. 

Sowohl für die Bedarfsplanung als auch für die För-
derung von Pflegeeinrichtungen sind nach dem Elften 
Buch Sozialgesetzbuch die einzelnen Bundesländer zu-
ständig. Dies gilt auch für die mit Finanzhilfen des Bun-
des nach Art. 52 Pflege-Versicherungsgesetz finanzier-
ten Projekte. Die Verwaltungszuständigkeit liegt alleine 
bei den ostdeutschen Bundesländern.

Anlage 24
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Andreas Scheuer auf die 
Fragen des Abgeordneten Dr. Anton Hofreiter (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) (Drucksache 17/13045, Fra-
gen 38 und 39):

Erhalten die Rechtsanwälte des Bundes in den Schiedsver-
fahren zwischen Bund und der Toll Collect GmbH Bonuszah-
lungen, und, wenn ja, welche Leistungen oder Vorgaben müs-
sen die Anwälte erfüllen, um Bonuszahlungen zu erhalten?

Zufüh-
rungen

Bund Grünenthal 

(Abschnitt 2) 

2010 32 321 069,41 Euro 0,00

2011 34 134 532,68 Euro 0,00

2012 34 424 497,07 Euro 400 000,00 Euro

2013 35 309 000,00 Euro 
(Bundeshaushalt 2013)

0,00

Gesamt 136 189 099,16 Euro 400 000,00 Euro

sonstige Spenden  (Privatpersonen)

Abschnitt 2
(Individual-
leistungen)

Abschnitt 3
(Projekt-

förderung) 

2010 – –

2011 – –

2012 300,00 Euro 210,00 Euro

2013 – –
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Aus welchem Etat würde bzw. wird diese Vergütung der 
Anwälte bestritten, und in welcher Höhe liegt sie jeweils?

Die Anwälte des Bundes in den Mautschiedsverfah-
ren werden nach Arbeitsaufwand vergütet. Zusätzliche 
Bonuszahlungen sind weder vertraglich vereinbart noch 
wurden bzw. werden sie gezahlt.

Anlage 25

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Andreas Scheuer auf die 
Frage des Abgeordneten Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) (Drucksache 17/13045, Frage 40):

Um welchen Betrag wird nach derzeitigem Kenntnisstand 
der Kostenrahmen in Höhe von 152,9 Millionen Euro für die 
durch den Braunkohletagebau Hambach bedingte Verlegung 
der A 4 überschritten, und wie werden die Gesamtkosten zwi-
schen dem Bund und dem Bergbautreibenden als Verursacher 
der Autobahnverlegung genau aufgeteilt?

Für die Verlegung der A 4 sind im Bundeshaushalt 
Gesamtkosten von 153 Millionen Euro – Kostenstand 
Februar 2008 – ausgewiesen. Angesichts der allgemei-
nen Preissteigerungen im Straßenbau ist nach Auskunft 
des Landes Nordrhein-Westfalen als der zuständigen 
Straßenbauverwaltung eine Kostenfortschreibung in Be-
arbeitung. Die neuen Kosten sind dem Bund nicht be-
kannt.

Im Verlegeabschnitt der A 4 werden die tatsächlichen 
Kosten im Verhältnis 56,31 Prozent zu 43,69 Prozent 
zwischen dem Bund und dem Bergbautreibenden geteilt.

Anlage 26

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Andreas Scheuer auf die 
Frage des Abgeordneten Gustav Herzog (SPD) (Druck-
sache 17/13045, Frage 46):

Ist die von der Bundesregierung vorgenommene Kategori-
sierung der Bundeswasserstraßen in A, B, C und sonstige 
Wasserstraßen bereits Grundlage ihrer verkehrspolitischen 
Entscheidungen, und, wenn ja, wann legt die Bundesregie-
rung eine flusskilometergenaue Kategorisierung samt detail-
lierter Begründung vor, warum der jeweilige Flussabschnitt in 
die jeweilige Kategorie eingeteilt wird?

Die im Rahmen des 5. Berichts des Bundesministe-
riums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung an den 
Deutschen Bundestag zur Reform der Wasser- und 
Schifffahrtsverwaltung des Bundes in Form einer Karte 
veröffentlichte Netzkategorisierung der Bundeswasser-
straßen wird entsprechend dem Zweck ihrer Einführung 
als zusätzliches Priorisierungsinstrument Entscheidun-
gen zu Infrastrukturinvestitionen im Bereich der Bun-
deswasserstraßen zugrunde gelegt.

Die Priorisierung ist erforderlich, weil die dem Bund 
für Infrastrukturmaßnahmen an den Bundeswasser-
straßen zur Verfügung stehenden Investitionsmittel bei 
weitem nicht ausreichen, um alle – auch hochwirtschaft-
liche – Projekte zeitgleich oder zeitnah zu realisieren. 

Die Einteilung der Bundeswasserstraßen des Kern-
netzes in die Kategorien A bis C ist anhand der vorhan-
denen und der bis 2025 prognostizierten Transport-
menge vorgenommen worden. Für den Zweck der 
Priorisierung ist die Kategorisierung in der gewählten 
Kartendarstellung ein gut handhabbares, transparentes 
und geeignetes Instrument. Die Aufbereitung einer 
kilometerscharfen Darstellung ist für das Priorisierungs-
instrument ohne Belang und wird daher nicht als erfor-
derlich angesehen.

Anlage 27

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Andreas Scheuer auf die 
Frage des Abgeordneten Gustav Herzog (SPD) (Druck-
sache 17/13045, Frage 47):

Verzichtet die Bundesregierung bei der Grundkonzeption 
für den Bundesverkehrswegeplan 2015 auf eine Netzzu-
stands- und Netzmängelanalyse für die Bundeswasserstraßen 
(bitte begründen), und auf welcher Grundlage sollen investi-
tionspolitische Schwerpunkte abgeleitet werden, wenn für die 
Bundeswasserstraßen - im Gegensatz zu den Verkehrsträgern 
Straße und Schiene - weder eine Netzzustandsanalyse noch 
eine Netzmängel- oder Engpassanalyse vorliegt?

Die quantitativen und qualitativen Engpässe im Be-
reich der Bundeswasserstraßen sind bekannt. Einer ge-
sonderten Analyse bedarf es insofern nicht. Die Projekte, 
die für die Bewertung im Rahmen des Bundesverkehrs-
wegeplans 2015 definiert worden sind, berücksichtigen 
diese Engpässe. Auf Basis ihrer Bewertungsergebnisse 
werden die Projekte aller Verkehrsträger in die Bedarfs-
kategorien des Bundesverkehrswegeplans 2015 einge-
ordnet.

Anlage 28

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Ursula Heinen-Esser auf die 
Fragen des Abgeordneten Dr. h. c. Jürgen Koppelin 
(FDP) (Drucksache 17/13045, Fragen 48 und 49):

Treffen Medienberichte zu, nach denen das Bundesminis-
terium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit für 
Abfall aus Wiederaufbereitungsanlagen den Standort Bruns-
büttel als Zwischenlagerstandort vorgesehen hat (sh:z Schles-
wig-Holsteinischer Zeitungsverlag GmbH & Co. KG, Dith-
marscher Landeszeitung vom 10. April 2013)?

Wenn ja, wie viele Castorbehälter aus Wiederaufberei-
tungsanlagen sind für den Zwischenlagerstandort Brunsbüttel 
vorgesehen und ab welchem Zeitpunkt?

Die Rücknahme der radioaktiven Abfälle aus der 
Wiederaufarbeitung von bestrahlten Brennelementen aus 
deutschen Kernkraftwerken in Frankreich und Großbri-
tannien ist nicht nur Bestandteil der privatwirtschaftli-
chen Wiederaufarbeitungsverträge zwischen den Wie-
deraufarbeitern im europäischen Ausland und den 
Energieversorgungsunternehmen, sondern auch völker-
rechtlich verbindlich in Notenwechseln zwischen Frank-
reich bzw. Großbritannien und Deutschland geregelt.

Aus Frankreich und Großbritannien müssen insge-
samt noch 25 oder 26 Behälter mit verglasten radioakti-
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ven Abfällen zurückgeführt werden: 5 Behälter mit ver-
glasten mittelradioaktiven Abfällen kommen aus der 
Wiederaufarbeitungsanlage La Hague und 20 oder 
21 Behälter mit hochradioaktiven Abfällen aus der Wie-
deraufarbeitungsanlage Sellafield. Der bisherige Zeit-
plan sieht vor, die Behälter aus Frankreich im Jahr 2015 
in einer und die Behälter aus Großbritannien ab dem Jahr 
2016 in maximal vier Transportkampagnen zurückzu-
führen. Für die Behälter aus Großbritannien ist für die 
Rücklieferung der Seeweg zwangsläufig, für die Behäl-
ter aus Frankreich ist sowohl der Schienen- als auch der 
Seeweg möglich.

Im Zusammenhang mit der Einigung von Bund und 
Ländern zum Vorgehen zum Standortauswahlgesetz 
wurde vereinbart, dass Castortransporte in das Trans-
portbehälterlager Gorleben eingestellt werden sollen. In 
den nächsten Wochen sollen die Voraussetzungen dafür 
geklärt werden, dass die in Rede stehenden und noch im 
Ausland lagernden Abfälle in andere Zwischenlager ge-
bracht werden können. Das Bundesumweltministerium 
wird hierzu – wie bereits durch Herrn Bundesminister 
Altmaier am 9. April 2013 angekündigt – Gespräche mit 
den Energieversorgungsunternehmen und den betroffe-
nen Ländern führen, einerseits um der Erfüllung der völ-
kerrechtlichen Verpflichtungen Deutschlands zeitgerecht 
nachzukommen, andererseits um die sicherheitstech-
nisch und logistisch beste Lösung für die Aufbewahrung 
dieser radioaktiven Abfälle zu finden.

Anlage 29

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Ursula Heinen-Esser auf die 
Fragen der Abgeordneten Dr. Valerie Wilms (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) (Drucksache 17/13045, Fra-
gen 52 und 53):

Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung aus 
der internationalen Konferenz zur Vermeidung und zum 
Management von Müll in europäischen Gewässern, der Inter-
national Conference on Prevention and Management of 
Marine Litter in European Seas, die vom 10. bis 12. April 
2013 in Berlin stattfand?

Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung in Bezug auf 
die weltweite Zunahme von Plastikmüll in den Weltmeeren, 
und wie wirkt sie auf europäischer/internationaler Ebene an 
der Reduzierung des Mülls mit (bitte Maßnahmen benennen)?

Zu Frage 52: 

Aus Sicht der Bundesregierung beinhaltet die „Bot-
schaft von Berlin“ („Message from Berlin“) die zentra-
len Ergebnisse der Berliner Konferenz, denen sie sich 
vollinhaltlich anschließt. 

Für das konkrete Handeln der Bundesregierung sind 
dabei insbesondere die folgenden politischen Aspekte 
von Bedeutung: 

– Grundprinzipien unseres Handelns sind Vorsorge- 
und Verursacherprinzip sowie das Prinzip der Redu-
zierung der Verschmutzung an der Quelle.

– Ressourceneffizienz und Produktverantwortung ste-
hen gleichberechtigt neben diesen Prinzipien. 

– Zentrales Element zur Reduzierung der Meeresver-
schmutzung vom Lande aus ist eine geordnete Abfall-
wirtschaft, von der sicheren Erfassung über die hoch-
wertige Verwertung bis hin zur umweltgerechten 
Beseitigung. In Deutschland haben wir auf diesem 
Gebiet viel erreicht und damit auch die Verschmut-
zung der Meere durch Abfälle vom Lande aus wei-
testgehend minimiert.

– Auch wenn in vielen Fällen belastbare wissenschaft-
liche Daten über Müllmengen, -arten, -quellen, -strö-
me, -verteilung und Auswirkungen des Mülls auf die 
Meeresökosysteme und den Menschen noch fehlen: 
Wir wissen bereits genug, um zu handeln.

– Alle Aktionsebenen (national, regional, EU-weit und 
global) sowie alle Aktivitäten (Regierungshandeln, 
NGO-Aktivitäten, Maßnahmen des privaten Sektors/
der Industrie) sind gleichermaßen bedeutsam; nur 
durch vertikale und horizontale Integration aller Ak-
tivitäten kann eine erfolgreiche Bekämpfung des Pro-
blems „Meeresmüll“ erfolgen.

– Die Entwicklung regionaler Aktionspläne im Rahmen 
der regionalen Meeresschutzkooperationen in Europa 
bildet die Grundlage und ist Herzstück EU-weiten Tä-
tigwerdens. 

Übertragen auf das Handeln der Bundesregierung be-
deutet dies:

Deutschland wird sich weiterhin aktiv auf regionaler, 
EU- und globaler Ebene in die Arbeiten zur Vermeidung 
und Bekämpfung von Meeresmüll einbringen. Das En-
gagement auf regionaler Ebene, insbesondere im Rah-
men der nun zu erarbeitenden regionalen Aktionspläne, 
ist für uns eines der Herzstücke einer erfolgreichen Bot-
tom-up-Politik zur Verhinderung der Meeresvermüllung 
weltweit. 

Im Ergebnis sieht sich die Bundesregierung durch die 
Konferenzergebnisse in den Bereichen Meeresschutz- 
und Abfallpolitik in ihrem bisherigen Handeln wie auch 
in ihrem konsequenten Eintreten gegen die Vermüllung 
der Meere bestätigt und wird den eingeschlagenen Weg 
aktiv weiterverfolgen.

Zu Frage 53:

Die Kenntnisse der Bundesregierung über die Dimen-
sion der Vermüllung der Weltmeere beruhen auf den in-
ternational existierenden und offen zugänglichen Daten-
quellen. Darüber hinausgehende Kenntnisse liegen der 
Bundesregierung hierzu nicht vor.

Die Bundesregierung setzt bei ihren Maßnahmen zur 
Reduzierung der Meeresvermüllung auf die Entwicklung 
von Bottom-up-Maßnahmen. Dies bedeutet: Sie fokus-
siert im Wesentlichen auf die Entwicklung von Maßnah-
men auf regionaler Ebene, wie dies auch durch die Ver-
abredung zur Entwicklung regionaler Aktionspläne für 
die vier europäischen Meere in der „Botschaft von Ber-
lin“ reflektiert wird. Die Bundesregierung ist dabei der 
Auffassung, dass die in Deutschland und anderen EU-
Staaten bzw. in den Regionalkooperationen von Nord- 
und Ostsee bereits gemachten Erfahrungen zu Abfallma-
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nagement, Fishing-for-Litter-Initiativen etc. im Rahmen 
internationaler Kooperation als Best-Practice-Beispiele 
angeboten werden sollten. 

Auf europäischer Ebene engagiert sich die Bundes-
regierung durch die aktive Mitarbeit bei den Arbeiten 
zur Umsetzung der EU-Meeresstrategie-Rahmenrichtli-
nie, unter anderem durch einen Kovorsitz in einer ein-
schlägigen technischen Facharbeitsgruppe.

Die weltweit geltende Honolulu-Strategie ist durch 
aktive Mitwirkung Deutschlands entstanden. 

Die Bundesregierung wird auch zukünftig für eine 
vertikale Integration dieser drei genannten Aktionsebe-
nen Sorge tragen und damit die mit der Rio+20-Erklä-
rung eingegangenen Verpflichtung umsetzen.

Mit Blick auf die Reduzierung des Eintrags von Ab-
fällen vom Lande aus trägt die Bundesregierung national 
wie auch auf europäischer und internationaler Ebene zur 
Förderung der Kreislaufwirtschaft und zur Stärkung des 
Kunststoffrecyclings bei.

Anlage 30

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Ursula Heinen-Esser auf die 
Frage der Abgeordneten Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) (Drucksache 17/13045, Frage 54):

Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung vor dem 
Hintergrund der Ergebnisse der International Conference on 
Prevention and Management of Marine Litter in European 
Seas konkret ergreifen, um die Verschmutzung der Meere 
durch Plastikmüll zu bekämpfen, und wird sie die Ergebnisse 
der Konferenz nutzen, um, wie in der Antwort auf die Kleine 
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen „Auswirkungen 
von Mikroplastikpartikeln, Gift- und Kunststoffen in Kosme-
tikprodukten und Kleidung auf Umwelt und Gesundheit“ 
(Bundestagsdrucksache 17/11736) angekündigt, speziell ge-
gen Mikroplastik in Gewässern vorzugehen?

Die Bundesregierung wird sich, wie bereits in der 
Antwort zu Frage 53 der Kollegin Wilms ausgeführt, 
weiterhin auf regionaler, EU- und globaler Ebene im 
Wege internationaler Kooperation im Kampf gegen die 
Vermüllung der Meere engagieren. Die vertikale Integra-
tion aller genannten Aktionsebenen steht dabei im Vor-
dergrund. Dabei wird sie insbesondere aktiv zur Förde-
rung der Kreislaufwirtschaft und zur Stärkung des 
Kunststoffrecyclings beitragen und ergänzend auf den 
Austausch von Best-Practice-Beispielen hinwirken.

Auch wenn wir in Deutschland bereits einiges er-
reicht haben, gibt es jedoch auch hier durchaus noch 
nationalen Handlungsbedarf. Bundesumweltminister 
Altmaier wird deshalb einen Runden Tisch Meeresmüll 
einberufen, der regionale Lösungen für unsere Küsten 
erarbeitet; denn schließlich leiden auch deutsche Küsten 
unter Meeresmüll, und dies schadet neben Flora und 
Fauna auch einem sehr wichtigen Wirtschaftszweig, dem 
Tourismus. Am geplanten Runden Tisch, der möglichst 
noch in diesem Sommer stattfinden soll, sollen nach An-
sicht der Bundesregierung unter anderem Inselbürger-
meister, die Tourismusindustrie, Vertreter der Fischerei, 
der Schifffahrt, der Hafenbetreiber und der Umweltver-

bände teilnehmen. Die Fragestellung lautet: Was konkret 
können wir vor Ort machen?

Zu den Auswirkungen von Mikroplastikpartikeln, 
Gift- und Kunststoffen in Kosmetik und Kleidung wird 
es auf Initiative der Bundesregierung Gespräche auf 
Fachebene mit der einschlägigen Industrie geben. Dabei 
sollen Möglichkeiten ausgelotet werden, auf den Einsatz 
von Mikroplastik in den genannten Produkten zu ver-
zichten. Die Bundesregierung zieht das Gespräch einem 
vielfach geforderten unmittelbaren Verbot des Einsatzes 
der Mikropartikel vor. 

Bezüglich weiterreichender Fachfragen verweise ich 
auf die weiterhin gültige Antwort der Bundesregierung 
auf die in der Frage bezeichnete Kleine Anfrage.

Anlage 31

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Ursula Heinen-Esser auf die 
Frage des Abgeordneten Dr. Hermann E. Ott (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) (Drucksache 17/13045, Frage 55):

Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung aus 
dem Ergebnis der Abstimmung im EU-Parlament zur Reform 
des Emissionshandels, und welchen Einfluss hatte der Appell 
der Evangelischen Kirche in Deutschland und des Kommissa-
riats der deutschen Bischöfe, mit dem sie die Bundesregie-
rung dazu aufgefordert haben, der Reform des Emissionshan-
dels zuzustimmen, und gleichzeitig ihre Sorge gegenüber 
„den Lebensbedingungen künftiger Generationen sowie der 
Bewahrung der Schöpfung“ (siehe beispielsweise „Heilige 
Allianz für den Klimaschutz“, Süddeutsche Zeitung vom 
11. April 2013, Seite 8) zum Ausdruck brachten?

Die Bundesregierung wird das ablehnende Votum des 
Europäischen Parlaments zu den Backloading-Vorschlä-
gen der EU-Kommission zunächst bewerten, bevor sie 
weitere Schlussfolgerungen daraus zieht. 

Im Vorfeld dieser Abstimmung hat es eine Reihe von 
Stellungnahmen aus den Reihen der Wirtschaft sowie 
seitens anderer Verbände und Interessengruppen gege-
ben. Welchen Einfluss dabei einzelne Stellungnahmen 
hatten, lässt sich im Nachhinein nicht beurteilen. 

Anlage 32

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Ursula Heinen-Esser auf die 
Frage de Abgeordneten Bärbel Höhn (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) (Drucksache 17/13045, Frage 56):

Wie hat sich der CO2-Preis im ersten Quartal 2013 im Ver-
gleich zum Vorjahresquartal entwickelt, und sieht die Bundes-
regierung einen Zusammenhang zwischen dem Einbruch des 
CO2-Preises und der Ausweitung der Kohleverstromung?

Der durchschnittliche Zertifikatepreis bei den deut-
schen Zertifikateversteigerungen ist im Vergleich zwi-
schen dem ersten Quartal 2012 und dem ersten Quartal 
2013 von 7,76 Euro auf 4,25 Euro zurückgegangen. Die-
ser Rückgang des Zertifikatepreises ist jedoch nicht al-
lein verantwortlich für die Zunahme der Stromerzeu-
gung aus Braun- und Steinkohle, da in diesem Zeitraum 
beispielsweise auch der Welthandelspreis für Steinkohle 
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deutlich zurückgegangen ist und zusätzliche Kohlekraft-
werke in Betrieb genommen wurden. 

Anlage 33

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Ursula Heinen-Esser auf die 
Frage der Abgeordneten Marianne Schieder (Schwan-
dorf) (SPD) (Drucksache 17/13045, Frage 57):

Wie bewertet die Bundesregierung vor dem Hintergrund 
der allgemein anerkannten Bedeutung von Wissenschaft, 
Forschung und Innovation die Tatsache, dass Unternehmen 
wie Hähnchenmastanlagen bei der Umlage nach dem Erneu-
erbare-Energien-Gesetz entlastet werden, nicht jedoch die 
deutschen Wissenschafts- und Forschungseinrichtungen?

Die Besondere Ausgleichsregelung begrenzt die zu 
zahlende EEG-Umlage stromintensiver Unternehmen 
des produzierenden Gewerbes und der Schienenbahnen, 
um deren internationale bzw. intermodale Wettbewerbs-
fähigkeit zu erhalten. Eine Einbeziehung weiterer Sekto-
ren in die Ausnahmeregelung würde gleichzeitig zu 
einer Erhöhung der Belastung der übrigen Strom-
verbraucher führen. Daher sind Wissenschafts- und 
Forschungseinrichtungen nicht bei der Besonderen Aus-
gleichsregelung antragsberechtigt. 

Anlage 34

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Thomas Rachel auf die Frage 
der Abgeordneten Marianne Schieder (Schwandorf)
(SPD) (Drucksache 17/13045, Frage 58):

Welche Rolle spielen die absehbaren Stromkosten bei der 
Konzipierung von neuen Forschungsinfrastrukturen, und wel-
che Ansätze verfolgt die Bundesregierung, um bereits frühzei-
tig Einsparpotenziale und damit Kostenvorteile zu realisieren?

Die Entwicklung der Konzepte für eine Forschungs-
infrastruktur obliegt den Verantwortlichen in den je-
weiligen Einrichtungen. Energieeinsparmöglichkeiten 
werden dabei sowohl unter fachlichen wie unter be-
triebswirtschaftlichen Gesichtspunkten geprüft.

Anlage 35

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Thomas Rachel auf die Fragen 
des Abgeordneten Michael Gerdes (SPD) (Drucksache 
17/13045, Fragen 59 und 60):

Wie haben sich nach Kenntnis der Bundesregierung die 
Ausgaben der Leibniz-Gemeinschaft und der Helmholtz-Ge-
meinschaft Deutscher Forschungszentren e. V., Forschungs-
bereich Energie, seit dem Jahr 2010 inflationsbereinigt entwi-
ckelt?

Wie haben sich nach Kenntnis der Bundesregierung die 
Ausgaben der Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der an-
gewandten Forschung e. V. und der Max-Planck-Gesellschaft 
zur Förderung der Wissenschaften e. V., Forschungsbereich 
Energie, seit dem Jahr 2010 inflationsbereinigt entwickelt?

Zu Frage 59:

Die Bundesregierung hat keine Kenntnis über die in-
flationsbereinigten Ausgaben der Leibniz-Gemeinschaft 
und der gesamten Helmholtz-Gemeinschaft für Energie 
seit dem Jahr 2010. Exemplarische Angaben einzelner 
Helmholtz-Zentren aus den Jahren 2007 bis 2011 zeigen, 
dass sich die Bezugskonditionen entsprechend der Markt-
entwicklung, je nach Energieart bzw. -träger – Elektro-
energie, Fernwärme, Erdgas, Heizöl –, unterschiedlich 
entwickelt haben. 

Zu Frage 60:

Die Bundesregierung hat keine Kenntnis über die ge-
samten inflationsbereinigten Ausgaben der Fraunhofer-
Gesellschaft und der Max-Planck-Gesellschaft für Ener-
gie seit dem Jahr 2010.

Anlage 36

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Thomas Rachel auf die Fragen 
der Abgeordneten Ulla Burchardt (SPD) (Drucksache 
17/13045, Fragen 61 und 62):

Mit welchen Energiekosten rechnet die Bundesregierung 
für die Projekte ITER und Wendelstein 7-X pro Jahr?

Mit welchen Stromkosten rechnet die Bundesregierung für 
die Großforschungsprojekte XFEL und FAIR pro Jahr?

Zu Frage 61:

Bei Wendelstein 7-X (W7-X) ist ein jährlicher Ener-
giebedarf von 13 139 Megawattstunden zu erwarten. 
Legt man einen Strompreis von 180 Euro pro Megawatt-
stunde, Stand 2013, zugrunde, so ergeben sich ge-
schätzte Energiekosten von knapp 2,4 Millionen Euro 
pro Jahr. Diese Abschätzung geht davon aus, dass W7-X 
pro Jahr vier Monate auf Betriebstemperatur abgekühlt 
ist und für Experimente genutzt wird. Dazu sind Abkühl- 
und Aufwärmphasen von jeweils zwei Monaten berück-
sichtigt.

Der International Thermonuclear Experimental Reac-
tor, ITER, wird voraussichtlich 2020 in Betrieb gehen. 
Bis dahin erhöht sich der jährliche Stromverbrauch 
schrittweise auf geschätzt 550 000 Megawattstunden. 
Dabei geht man bei der Ermittlung des geschätzten Ver-
brauchs von folgender Entwicklung aus:

Die Stromkosten bis 2015 werden im Rahmen des 
Site Support Agreements abgewickelt und von Frank-
reich übernommen. Eine Strompreisabschätzung von 
ITER IO für den Zeitraum nach 2015 liegt der Bundesre-
gierung nicht vor. 

Jahr 2015 2016 2017 2018 2019 2020

Geschätzter 
Strombedarf 
(GWh/Jahr)

15 250 400 400 500 550
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Zu Frage 62:

Die Bundesregierung rechnet für das Großforschungs-
projekt XFEL mit Stromkosten von circa 16,4 Millionen 
Euro pro Jahr und für das Großforschungsprojekt FAIR 
mit circa 30,3 Millionen Euro pro Jahr. 

Anlage 37

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Thomas Rachel auf die Frage des 
Abgeordneten Willi Brase (SPD) (Drucksache 17/13045, 
Frage 63):

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse dahin gehend 
vor, von welchen Anbietern die außeruniversitären For-
schungseinrichtungen Strom beziehen, und, falls ja, von wem 
beziehen sie ihren Strom?

Die Bundesregierung hat keine Kenntnis, von wel-
chen Anbietern die außeruniversitären Forschungs-
einrichtungen ihren Strom beziehen. Die Auswahl der 
Stromanbieter liegt grundsätzlich im Verantwortungs-
bereich der Forschungseinrichtungen, und diese sind 
gehalten, sie gemäß den Grundsätzen von Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit unter Anwendung der entspre-
chenden wettbewerbsrechtlichen Vergabeverfahren vor-
zunehmen. 

Anlage 38

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Thomas Rachel auf die Frage des 
Abgeordneten Willi Brase (SPD) (Drucksache 17/13045, 
Frage 64):

Welche Energieeinsparpotenziale sieht die Bundesregie-
rung insbesondere im Bereich der Großgeräteforschung, und 
welche Maßnahmen unterstützt die Bundesregierung, um 
diese Potenziale auszuschöpfen?

Die außeruniversitären Forschungseinrichtungen 
setzen diverse Techniken und Möglichkeiten zur Ener-
gieeinsparung bzw. Steigerung der Energieeffizienz ein, 
unter anderem Green-IT, Kraftwärmekopplungsanlagen, 
Photovoltaik, Wärmedämmung an Gebäuden, Energie-
rückgewinnungssysteme in raumlufttechnischen Anla-
gen, Beleuchtungsmanagement, Wärmepumpen, Eis-
speicher sowie effiziente Elektropumpen und -motoren. 

Energieeinsparmöglichkeiten werden bei der Planung 
und Durchführung baulicher Neu-, Um- und Erweite-
rungsmaßnahmen sowie bei umfangreichen Instandset-
zungsmaßnahmen geprüft und so weit wie möglich auch 
umgesetzt.

Anlage 39

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Thomas Rachel auf die Frage 
des Abgeordneten Klaus Hagemann (SPD) (Drucksa-
che 17/13045, Frage 65):

Welche einzelnen Verbesserungen beabsichtigt die Bun-
desregierung nach der Ankündigung der Bundesministerin für 
Bildung und Forschung, Prof. Dr. Johanna Wanka, das BAföG 
ausweiten zu wollen  unter Angabe der jeweiligen Zahl der 
Begünstigten, der jeweiligen Mehraufwendungen, des inten-
dierten Zeitpunktes des Inkrafttretens und des jeweiligen 
Kostenträgers, noch in der laufenden Legislaturperiode, ins-
besondere auch im Hinblick auf den vom Deutschen Studen-
tenwerk e. V. geforderten automatischen Inflationsausgleich, 
zu beschließen, und wie hoch war beim BAföG jeweils der 
Mittelabfluss der Titel 632 51, BAföG  Zuschüsse an Studie-
rende, und 661 50, BAföG  Zinszuschüsse und Erstattung von 
Darlehensausfällen an die Kreditanstalt für Wiederaufbau, im 
ersten Quartal 2011, im ersten Quartal 2012 und im ersten 
Quartal 2013 (jeweils zum Stichtag 31. März)?

Bundesministerin Prof. Dr. Wanka hat angekündigt, 
zunächst in einem offenen Dialog mit den Ländern aus-
zuloten, ob es eine Akzeptanz und Bereitschaft zu kon-
kreten Änderungen gibt. Sie hat sich vorbehalten, sich 
erst dann zu detaillierten Einzelvorschlägen zu äußern, 
wenn im Vorgespräch mit den Ländern deren Bereit-
schaft, Änderungen inhaltlich und finanziell mitzutra-
gen, erkennbar geworden ist. Erst als zweiten Schritt und 
in Abhängigkeit vom Ergebnis dieser noch laufenden 
Gespräche hat sie die Erarbeitung eines Gesetzentwurfs 
in Aussicht gestellt. In diesem Sinne hat sie am 11. April 
2013 in einem vertraulichen Kamingespräch mit ihren 
Länderkolleginnen und -kollegen mit diesen Einverneh-
men darüber erzielt, in einer Arbeitsgruppe auf Staats-
sekretärsebene zunächst eine belastbare inhaltliche 
Verständigung über Vorstellungen und Prioritätenein-
schätzungen zu erreichen, bevor konkrete Einzelvor-
schläge öffentlich zur Diskussion gestellt werden.

Die erbetenen Daten zur Entwicklung der Mittelab-
flüsse bei den Titeln 632 51 und 661 50 stelle ich Ihnen 
gerne schriftlich zur Verfügung.
Titel im Einzelplan 30
Mittelabfluss 

Stand 31. März 2011 
Mittelabfluss 

Stand 31. März 2012
Mittelabfluss 

Stand 31. März 2013

632 51 254 753,4 Tausend Euro 279 857,7 Tausend Euro 281 548,7 Tausend Euro

661 50   52 947,3 Tausend Euro   28 690,2 Tausend Euro   17 182,2 Tausend Euro
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Anlage 40

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Thomas Rachel auf die Fragen 
des Abgeordneten Swen Schulz (Spandau) (SPD) 
(Drucksache 17/13045, Fragen 66 und 67):

Welche Initialkonzepte sind zum Stichtag im Rahmen des 
Förderprogramms „Zwanzig20 – Partnerschaft für Innova-
tion“ beim Bundesministerium für Bildung und Forschung 
eingegangen (nach Ländern und Branchen gegliedert)?

Aus welchem/welchen Haushaltstitel/-titeln des Einzel-
plans 30 wird das Programm gegenwärtig finanziert, und wel-
che Vorkehrung ist im laufenden Haushalt sowie in der Fi-
nanzplanung des Bundes für die Ausfinanzierung der 
erfolgreichen Projekte getroffen worden?

Zu Frage 66:

Ausgangspunkt der Förderbekanntmachung war, dass 
Innovationen zur Erschließung neuer Märkte insbeson-
dere da entstehen, wo die Grenzen von wissenschaftli-
chen Disziplinen, Technologien und Branchen über-
schritten werden.

Eine Bedingung der Förderbekanntmachung war da-
her die Interdisziplinarität der Konzepte. Die Suche nach 
branchenspezifischen Lösungen im engen Sinne war da-
her nicht das Ziel der Bekanntmachung. Es lässt sich je-
doch feststellen, dass es Schwerpunkte bei den Themen-
feldern Gesundheit und Energie gibt.

Die Anforderung der Förderbekanntmachung war die 
Vorlage eines Initialkonzeptes mit einem überregionalen 
Ansatz, an dem Partner aus allen neuen Ländern sowie 
mindestens einem alten Bundesland beteiligt sein müs-
sen.

Die Konsortialführer müssen aus den neuen Ländern 
kommen. Dabei bedeutet der Umstand, dass die Konsor-
tialführerschaft einem bestimmten Bundesland zuzuord-
nen ist, nicht, dass es sich um eine Länderinitiative han-
delt.

Es sind 59 Initialkonzepte eingegangen. Die Prüfung, 
ob alle formalen Bedingungen eingehalten wurden, ist 
noch nicht abgeschlossen.

Zu Frage 67:

Für das neue Programm sind in der Laufzeit von 2013 
bis 2019 bis zu 500 Millionen Euro vorgesehen. Unter 

Berücksichtigung auslaufender Projekte und Maßnah-
men wird auch mit dem neuen Programm die Gesamt-
höhe des Titelansatzes (Titel 30 04/685 10 „Innovations-
förderung in den Neuen Ländern“) nicht überschritten.

Anlage 41

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Gudrun Kopp auf die Frage des 
Abgeordneten Uwe Kekeritz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN) (Drucksache 17/13045, Frage 68):

Wird sich die Bundesregierung im Rahmen der Prozesse 
innerhalb der Vereinten Nationen und der Europäischen 
Union dafür einsetzen, dass Menschen mit Behinderungen in 
einer Post-2015-Entwicklungsagenda explizit aufgenommen 
bzw. im Rahmen der globalen Nachhaltigkeitsziele berück-
sichtigt werden, und inwiefern befürwortet die Bundesregie-
rung hierfür einen messbaren Indikator?

Zur Ausgestaltung der Post-2015-Entwicklungsagenda 
findet international ein partizipativer, durch die Verein-
ten Nationen geleiteter Konsultationsprozess statt, der 
neben globalen thematischen und nationalen Veranstal-
tungen auch eine für jedermann zugängliche internetba-
sierte Konsultationsplattform beinhaltet. Die Vereinten 
Nationen werten zurzeit die Fülle an Rückmeldungen 
hierzu aus. Darüber hinaus erarbeitet das von VN-Gene-
ralsekretär Ban Ki-moon eingesetzte High Level Panel 
zur Beratung des Post-MDG-Prozesses, auf dem auch 
Bundespräsident a. D. Horst Köhler ad personam Mit-
glied ist, einen Vorschlag zur Ausgestaltung der Post-
2015-Entwicklungsagenda aus.

Die Bundesregierung hat sich dafür eingesetzt, dass 
Menschen mit Behinderungen und ihre Selbstvertre-
tungsorganisationen eine wahrnehmbare Stimme in die-
sen Diskussionen haben. Ein eigener Diskussionsstrang 
zu Behinderung und Entwicklung im Rahmen der Gene-
ralversammlung der Vereinten Nationen ist hierfür be-
reits vorgesehen. Die Empfehlungen, die die Vereinten 
Nationen auf der Grundlage der verschiedenen Konsul-
tationen erarbeiten, werden für die Bundesregierung 
richtungsweisend sein. Um diesen Prozess nicht zu kon-
terkarieren, legt sich die Bundesregierung daher zum 
jetzigen Zeitpunkt nicht fest, wie die Inklusion von 
Menschen mit Behinderungen in einer Post-2015-Ent-
wicklungsagenda berücksichtigt werden sollte.
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